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Berufsausbildung im Chaos 

Unser Schulsystem hat keine Durchlässig¬ 
keit und benachteiligt wirtschaftlich und 
finanziell schlechter gestellte Jugendliche. 
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Immer auch Zeitgenosse 

Der vielseitige Künstler, Sänger, Dichter, 
Grafiker Dieter Süverkrüp wird am 30 . Mai 
80 Jahre alt. 
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Thema der Woche 


EU- und 

Kommunalwahlen 

Eine Übersicht über die Wahlergebnisse 
in der EU, eine Einschätzung der Europa- 
und Kommunalwahlen durch Patrik Köbele, 
Vorsitzender der DKP, eine Übersicht über 
Mandate, die Mitglieder unserer Partei über 
DKP-, Bündnislisten oder auf den Listen der 
Partei „Die Linke“ erreicht haben, sowie Fo¬ 
tos und eine erste Einschätzung des Wahl¬ 
ergebnisses aus Bottrop. 

Seite 6, 9 und 12 
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Politische Lieder, 
Montagetechnik und 
„eigener Sound“ 

Kai Degenhardt ist ein Liedermacher 
mit einem ganz eigenen Sound. Er be¬ 
dient sich musikalisch aus dem Mate¬ 
rial zeitgenössischer U-Musik - Folk, 
Rock, Punk, Wave, Reggae, Pop usw. - 
in deren ganzer Brt 
Faszinierend ist, wen 
er auf der Bühne 
mit dem Loop-Re- 
corder mit Stimme, 

Gitarre, Melodica, 

Schnalzen, Finge: 
schnipsen ... sein Play¬ 
back sampelt - eine Montagetechnik, 
die für viele schon zum Aha-Erlebnis 
wurde. 

Natürlich sind seine Fieder poli¬ 
tisch. Nicht aufgesetzt und mit erho¬ 
benem Zeigefinger, sondern als Ge¬ 
burtshelfer eigener Erkenntnis. Das 
Magazin der „Süddeutschen Zeitung“ 
adelte ihn gar zum „Retter des politi¬ 
schen Liedes“ 




EU-ropa hat gewählt 


D ie Stimmen sind gezählt. Das 
Ergebnis der EU-Wahlen hat 
das Kräfteverhältnis in Brüs¬ 
sel nicht wesentlich verändert (siehe 
auch Seite 6), obgleich die etablierten 
bürgerlichen Parteien in vielen Län- 
dern Stimmen verloren haben. 

Die konservative Europäische 
Volkspartei (EVP), zu der auch CDU 
und CSU gehören, bleibt stärkste 
Fraktion im Europaparlament, die 
Sozialdemokraten bilden die zweit¬ 
größte Fraktion. Drittstärkste Kraft 
wurden die Fiberalen. 


Elections europeennes 2014 - Ile-de-France 


Wahlplakat des Front Natinal. Die 
Partei wurde in Frankreich stärkste 
Partei. 


Gefährlich sind die Entwicklun¬ 
gen in einigen Fänden: In Frankreich, 
Großbritannien, Dänemark gewan¬ 
nen - wie zuvor befürchtet - der 
Front National, die UKIP bzw. die 


Dansk Folkeparti. Das Wahlergebnis 
der United Kingdom Independence 
Party (UKIP) wird in Großbritanni¬ 
en als „politisches Erdbeben“ einge¬ 
stuft. Rechtspopulistische und offen 
faschistische Parteien gewannen auch 
in anderen Fändern Stimmen hinzu. 

Doch es gibt auch Erfreuliches: 
Finke haben Stimmen dazu gewon¬ 
nen und werden künftig eine grö¬ 
ßere Konföderale Fraktion der Ver¬ 
einten Europäischen Finken/Nordi¬ 
schen Grünen Finken (GUE/NGF) 
bilden können - dank der Ergebnisse 
in Portugal, Spanien, auf Zypern, in 
Griechenland (Syriza wurde stärks¬ 
te Kraft im Fand, die KKE hielt ihre 
zwei Mandate), in den Niederlanden 
usw. 

Europa hat gewählt. Und hierzu¬ 
lande sind Seehofer sowie die Seinen 
geknickt, suchen seit Sonntagabend 
nach den Gründen für das schlechtes¬ 
te Abschneiden der CSU (40,5 Pro¬ 
zent in Bayern) bei Europawahlen. 
Die CSU ist in diesem Jahr für die 
leichten Stimmverluste der Unions¬ 
parteien verantwortlich, während die 
SPD ihr schlechtes Ergebnis von 2009 
deutlich verbessern konnte. 

Bayerns Ministerpräsident sprach 
folglich am Montag von einer „bitte¬ 
ren Stunde“, und dass man jetzt „zu¬ 
sammenstehen“ müsse. Acht Ab¬ 
geordnete wollte man nach Brüssel 
schicken, fünf sind es geworden. Zwei 
weniger als die AfD, die aus dem 
Stand heraus mit demagogischen For¬ 
derungen, EU-Skepzis und Verspre¬ 
chen bundesweit 7,1 Prozent erreich¬ 
te (dabei in Sachsen 10,1 Prozent, in 
Brandenburg 8,5 Prozent, in Berlin 
7,9 und in Thüringen 7,4 Prozent) und 


wieder - wie bei den Bundestagswah¬ 
len - von anderen Parteien Stimmen 
gewinnen konnte (von der CDU/ 
CSU 510 000, von der SPD 180 000, 
von der Partei „Die Finke“ 100 000, 
von der FDP 60 000 und den Grünen 
30 000), aber nicht mehr Stimmen als 
bei der Bundestagswahl erreichte. 

Für die FDP, die bei den Bun¬ 
destagswahlen 2013 an der 5-Pro- 
zent-Hürde scheiterte, stimmen nach 
2,8 Millionen Wählerinnen und Wäh¬ 
lern bei der Europawahl 2009 dieses 
Mal nur noch annähernd 990 000. 

Die Wahlbeteiligung in Deutsch¬ 
land lag fast fünf Prozent über dem 
EU-Durchschnitt und mit 48,1 Pro¬ 
zent um 4,8 Prozent höher als 2009. 

Ein Grund dafür waren sicher die 
Kommunalwahlen, die am 25. Mai 
in zehn Bundesländern parallel zur 
Europawahl stattfanden. Andere 
führen die höhere Wahlbeteiligung 
auch darauf zurück, dass erstmals 
mit der AfD eine für Viele wählba¬ 
re EU-skeptische Partei zu den EU- 
Wahlen antrat. 

Es wird sich zeigen, ob Kanzlerin 
Merkel ihre Ankündigung vom Mon¬ 
tag tatsächlich wahr macht und nicht 
mit der AfD Zusammenarbeiten wird 
oder ob sich da bereits mit Blick auf 
die kommenden Eandtagswahlen et¬ 
was „zusammenschiebt“. Einige Ab¬ 
geordnete der CDU-CSU-Fraktion 
im Bundestag können sich offenbar 
schon jetzt durchaus eine engere Zu¬ 
sammenarbeit vorstellen .... 

Ein weiterer Grund könnte auch 
sein, dass für diese Wahlen in der 
Bundesrepublik nicht nur die 5-, son¬ 
dern auch die 3-Prozent-Hürde ge¬ 
fallen ist und auch kleinere Partei¬ 


en - damit aber auch die NPD - eine 
Chance bekamen. 

In den nächsten Tagen werden 
nun die Plakate von den Stellwänden 
verschwinden, die Großplakate abge¬ 
baut und die kleineren Plakate abge¬ 
hängt. Bis zu den nächsten Wahlen ... 

Und die Partei „Die Linke“? Das 
Ergebnis dürfte den Erwartungen - 
auch an die eigene Rolle in der GUE/ 
NGL - nicht entsprochen haben. Un¬ 
klar ist, ob das auch ein negatives Si¬ 
gnal für die bevorstehenden Land¬ 
tagswahlen in Brandenburg, Sachsen 
und Thüringen bedeutet. Insgesamt 
erhielt die Partei 200 000 Stimmen 
mehr als 2009 - viele davon in den 
„alten Bundesländern“. Aufgrund der 
gestiegenen Wahlbeteiligung reichte 
das am 25. Mai aber nur zu bundes¬ 
weit 7,4 Prozent und sieben Abgeord¬ 
neten für das neue Europaparlament, 
eine/r weniger als 2009. 

Die Partei hatte Verluste vor al¬ 
lem in Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen (Landtagswähl am 31. Au¬ 
gust) und Thüringen (Landtagswahl 
am 14. September). 

Und unsere Partei? Wir haben bei 
den EU-Wahlen ein sehr bescheide¬ 
nes Ergebnis erreicht - sogar we¬ 
niger Stimmen als 2009 (siehe zum 
Ergebnis der DKP bei den EU- und 
den Kommunalwahlen den Beitrag 
von Patrik Köbele auf Seite 8 und 12). 

Aber es gibt einige interessante 
Ergebnisse: In Berlin konnten mit 
großem Engagement im Wahlkampf 
1 055 Stimmen mehr als 2009 er¬ 
reicht werden, in Brandenburg 888. 
Mehr Stimmen gab es auch in Meck¬ 
lenburg-Vorpommern, Hessen und 
Hamburg. Nina Hager 


Von seinen fünf CDs erschien die 
jüngste im März 2012: „Näher als sie 
scheinen“. Sie wurde zur CD des Mo¬ 
nats Mai 2012 der Liederbestenlis¬ 
te gewählt. Die Jury wertete sie als 
eine der künstlerisch herausragenden 
Neuveröffentlichungen des Tonträger¬ 
marktes. 

Zum Pressefest kommt Kai au¬ 
ßer mit eigenen auch mit Liedern aus 
dem Werk seines Vaters Franz Josef 
Degenhardt, der 2011 gestorben ist. 


Es sind noch 
Plätze frei.... 

... auf dem Kunstmarkt. Deshalb bit¬ 
ten wir Bezirke und Kreise: Wisst Ihr 
Künstlerinnen und Künstler, die wir 
möglicherweise nicht erreicht haben, 
die sich aber gerne am Kunstmarkt 
auf dem Pressefest beteiligen möch¬ 
ten? 

Wenn ja, bitte informiert rasch: 

Peter Wilke 

wilke.ferber@t-online.de oder 
Hermann Kopp 
gblomberg@t-online.de 

Vielen Dank und bis bald auf dem Fest! 


Nur noch 
4 Wochen 


bis zum 

18. UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

Siehe auch Seiteis 

Aktionstag der 
Friedensbewegung 

31. Mai 2014 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 


Ist Obdachlosigkeit heilbar? 


Obdachlosigkeit ist eine alte Schan¬ 
de des Systems. Seit Ausbruch der 
noch immer andauernden Krise ist 
Obdachlosigkeit in ganz Europa - 
aber auch in diesem unserem Lan¬ 
de - auf dem Vormarsch. 

Von Obdachlosigkeit sind in¬ 
zwischen immer mehr, auch jünge¬ 
re Menschen, ja sogar ganze Famili¬ 
en, sowie Roma und Migranten und 
viele andere betroffen. Gleichzeitig 
aber stehen in Europa elf Millionen 
Wohnungen leer. Das übertrifft die 
Zahl der Obdachlosen um mehr als 
das Zweifache. 

Den meisten Leerstand gibt es 
in Spanien mit 3,4 Millionen. Zwei 
Millionen Wohnungen stehen in 
Frankreich und Italien leer und 1,8 
Millionen in Deutschland. In Berlin 
kommt es nicht selten zu mehr als 



20 Zwangsräumungen täglich. Wer 
sein Obdach etwa im Falle der Über¬ 
schuldung durch eine Zwangsräu¬ 
mung verliert, rutscht rasend schnell 
in Richtung absolute, extreme oder 
gar existenzielle Armut. 

Europaweit gibt es 4,1 Millionen 
Obdachlose. Was ist die Ursache? In 
einer neueren Umfrage nannten 51 
Prozent der Befragten in Deutsch¬ 
land den Verlust des Jobs. Und in der 
Tat gibt es diesen Teufelskreis: Wer 
keine Arbeit hat, bekommt keine 
Wohnung, und wer keine Wohnung 
hat, bekommt keine Arbeit. Ein 
weiterer Teufelskreis: Armut macht 
krank - Krankheit macht arm - und 
Armut führt viel zu oft in Obdach¬ 
losigkeit. 

Oder mache ich es mir - anders 
als beispielsweise der Spiegel - zu 
einfach? Dieser titelte gerade ganz 
im Boulevardstil „Neurologie: Ist 
Obdachlosigkeit heilbar?“ und 


schrieb: „Hirnverletzungen schei¬ 
nen das Risiko erheblich zu erhö¬ 
hen, irgendwann im Laufe des Le¬ 
bens obdachlos zu werden und sich 
nicht mehr aus dieser Lage befreien 
zu können“. 

Eine im Journal CMAJ Open 
veröffentlichte Studie, die im St. 
Michaels Hospital in Toronto ge¬ 
macht wurde, hätte demnach erge¬ 
ben, dass bei 45 Prozent aller dort 
untersuchten Obdachlosen einfa¬ 
che oder sogar mehrfache Hirn¬ 
verletzungen nachzuweisen waren. 
Dies führte zu einer atemberauben¬ 
den Erkenntnis: „daraus ließe sich 
schließen, dass Obdachlosigkeit in 
vielen Fällen ein Symptom für ein 
therapiebedürftiges neurologisches 
Problem wäre. Anders gesagt: Ob¬ 
dachlosigkeit wäre unter Umstän¬ 
den durch rechtzeitig einsetzen¬ 
de neurologische Therapie ver¬ 
meidbar“. Was bitte soll uns das 
anderes sagen, als dass Obdach¬ 
losigkeit eine Krankheit ist und 
somit kein Produkt des asozialen 
Kapitalismus? 

Arbeitslosigkeit, Eheprob¬ 
leme und Suchterkrankungen 
können Auslöser, aber niemals 
die Ursachen der zunehmenden 
Obdachlosigkeit sein. Die Ursa¬ 
chen hegen in den herrschenden 
Gesellschafts- und Eigentums¬ 
verhältnissen. Statt Obdachlosig¬ 
keit bekämpfen die herrschenden 
Pfeffersäcke lieber die davon Be¬ 
troffenen: zum Beispiel mit dem 
Aus- und Umzugsverbot für un¬ 
ter 25-jährige Hartz-IV-Empfän- 
ger, sowie mit einer schonungslosen 
Sanktionspraxis (völlige Streichung 
des Arbeitslosengeldes II samt Auf¬ 
wendungen für Unterkunft und 
Heizung schon nach der zweiten 
„Pflichtverletzung“). 

Zusätzlich besteht die Möglich¬ 
keit bei den Kommunen, eine Miet¬ 
obergrenze oder eine Wohnpauscha- 
le festzusetzen. Um es noch einmal 
deutlich zu sagen: Obdachlosigkeit 
ist keine Krankheit! Obdachlosig¬ 
keit ist systemisch. Die hässlichen 
Symptome des real existierenden 
Kapitalismus sind nicht weg zu the¬ 
rapieren - wie die Studie es uns per¬ 
fide suggeriert. 

Als Quacksalber am Kranken¬ 
bett des Kapitalismus haben sich 
schon viel zu viele, viel zu lange er¬ 
folglos versucht. Obdachlosigkeit 
aber zeigt, dass wir uns die Reichen 
einfach nicht mehr leisten können: 
der Mensch geht vor Proüt. 



Revolution Bildung 

Aktionstag der IG-Metall-Jugend am 5. Juni 


Zwei Bundesländer, neun Städte, zig 
Aktionen, Tausende Aktive, ein Ter¬ 
min - und ein klares Ziel: Bessere 
Weiterbildung. Für Alle. Am 5. Juni 
ruft die IG Metall Jugend in Baden- 
Württemberg und Nordrhein-West¬ 
falen unter dem Motto MOVE IT zu 
einem großen Aktionstag für bessere 
Weiterbildung auf. Das Thema ist spä¬ 
testens seit dem Revolutionären Bil¬ 
dungskongress Ende März in Stuttgart 
ganz oben auf der Agenda der Jungen 
Generation. 

Politik und Wirtschaft jammern 
über fehlende Fachkräfte - wollen 
aber nichts dagegen tun. Erst kürzlich 
hatte eine großangelegte Studie des 
Bundesarbeitsministeriums und des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Be¬ 
rufsforschung ergeben, dass von 1 219 
befragten Personalleitern satte 60 Pro¬ 
zent einen konkreten Fachkräfteeng¬ 
pass in ihrem Betrieb innerhalb der 
nächsten zwei Jahre erwarten. 

Zugleich zeigt eine von der wirt¬ 
schaftsnahen Business-School „In- 
sead“ durchgeführte Untersuchung, 
dass Deutschland auch im Wettbewerb 
um qualiüzierte Zuwanderer eher im 
Mittelfeld spielt. Politik und Wirtschaft 
tun also weder das eine noch das an¬ 
dere, um dem sich abzeichnenden 
Fachkräftemangel entgegenzutreten: 
Während die Bundesregierung kei¬ 


ne attraktiven Bedingungen für qua¬ 
lifizierte Zuwanderer schafft, steuern 
die Unternehmen sehenden Auges in 
eine Situation, die nicht nur aus wirt¬ 
schaftlicher Sicht bedrohlich ist. Hier 
zeigt sich ein weiteres Mal, dass einige 
Politiker und viele Unternehmer we¬ 
nig Interesse für die sozialen Konse¬ 
quenzen ihres Handelns haben - und 
dass die Interessen der Jungen Gene¬ 
ration in diesem Spiel als Erstes unter 
die Räder kommen. 

Das will die IG-Metall-Jugend nicht 
länger mitmachen. Darum fordert die 


Gewerkschaft mehr Zeit und Geld für 
Weiterbildung, bessere Berufsschulen, 
mehr Qualität an Hochschulen und 
Universitäten, ein Bildungszeitgesetz 
in Baden-Württemberg und Bildungs¬ 
urlaub für Azubis in NRW 

In Aalen, Esslingen, Friedrichsha¬ 
fen und Mannheim sowie in Köln, Sie¬ 
gen, Duisburg, Bielefeld und Münster 
werden die zentralen Aktionen statt- 
ünden, es ist jedoch davon auszugehen, 
dass es darüber hinaus noch Aktionen 
in weiteren Städten geben wird. 

Quelle: www.revolutionbildung.de 



Welche Unterkunftskosten sind angemessen? 

... oder: Wie Hartz-IV-Bezieher um ein menschenwürdiges Leben betrogen werden 


Um es vorwegzunehmen: Der Um¬ 
gang von Politik und Behörden mit 
den Menschen, die ihren Lebensun¬ 
terhalt nicht aus eigener Kraft bestrei¬ 
ten können, hat mit Menschenwürde 
nichts zu tun. 

Das drückt sich nicht nur im Gro¬ 
ßen, sondern sehr gezielt auch im Klei¬ 
nen aus. 

Nehmen wir exemplarisch die 
Großstadt Essen und ihren Umgang 
mit den Kosten der Unterkunft (KdU) 
bei Hartz IV. 

Die Mietobergrenze wurde erst auf 
4,61 Euro/qm und später auf 4,70 Euro/ 
qm festgelegt, zuzüglich Heizkosten. 
Wie das Landessozialgericht (LSG) 
Essen in zwei Urteilen feststellte, hat 
die Stadt Essen die „kalten“ Neben¬ 
kosten außen vor gelassen. Diese wä¬ 
ren, so das LSG, mit dem Durchschnitt 
von NRW in Höhe von 1,94 Euro anzu¬ 
setzen. Daraus folgt, dass Essen einem 
Alleinstehenden monatlich 97 Euro 
vorenthalten hat. 

Dass das gesetzwidrig ist, hegt auf 
der Hand, da eindeutig festgelegt ist, 
dass die tatsächlichen Kosten zu über¬ 
nehmen sind (§22 SGB II). Doch an¬ 
statt die Urteile des LSG umzusetzen, 
jammert der zuständige Sozialdezer¬ 


nent über die Kosten, die auf Essen zu¬ 
kommen und zeigt damit, was er vom 
Grundgesetz hält. Das GG sieht näm¬ 
lich die Priorität bei der Menschenwür¬ 
de und nicht bei den Kosten. 

Ähnlich sah es auch das Bundes¬ 
verfassungsgericht, als es im Februar 
2010 die Sicherung des sozio-kulturel- 
len Existenzminimums zu einer herge¬ 
leiteten Verfassungsnorm erhob und 
diese dem Grunde nach als unverfüg¬ 
bar ansah. Das bedeutet, es kann keine 
Verfügung, von wem auch immer, ge¬ 
ben, die davon abweicht. Die Nichtzah¬ 
lung der kalten Nebenkosten weicht 
davon erheblich ab; ebenso wird eine 
Pauschalierung gemäß angekündigtem 
Betriebskostenspiegel in Essen davon 
abweichen. Hinzukommt, dass gerade 
bei den kalten Nebenkosten eine Pau¬ 
schalierung weder vom SGB II vorge¬ 
sehen ist, noch konkret möglich ist, da 
es ja gerade diese Nebenkosten sind, 
die der Mieter nicht beeinflussen kann. 
Wie Essen haben viele Städte und 
Kreise in der BRD Strategien zur Ver¬ 
meidung „hoher“ Unterkunftskosten. 

Auch der Umgang mit den Kos¬ 
ten der Unterkunft in der BRD be¬ 
legt, dass es bei Hartz IV eben nicht 
um eine Grundsicherung geht, sondern 


um Abschreckung, vor allem der Kol¬ 
leginnen und Kollegen, die noch einen 
Arbeitsplatz haben und häuüg viele 
Schweinereien der Unternehmenslei¬ 
tungen hinnehmen, nur um nicht ins 
Hartz IV zu fallen. 

Unbestimmter Rechtsbegriff 

Im angeführten § 22 SGB II steht nicht 
nur, dass die tatsächlichen Kosten zu 
übernehmen sind, sondern, dass die¬ 
se auch „angemessen“ sein müssen. 
„Angemessen“ ist ein unbestimmter 
Rechtsbegriff, dessen Ausgestaltung 
durch die Behörden der vollen Kont¬ 
rolle der zuständigen Gerichte unter¬ 
liegt. Die Kontrolle bewegt sich jedoch 
im Rahmen der jeweiligen Gesetze 
und ihrer Ausführungsbestimmungen. 
Für die KdU heisst das, dass bei der 
Beurteilung der Angemessenheit ei¬ 
ner Miete für Hartz-IV-Bezieher nur 
ein sogenannter einfacher Standard 
zugrunde gelegt wird. Begründet wird 
das Vorgehen damit, dass mit der 
Grundsicherung keine Luxuswohnun¬ 
gen ünanziert werden sollen. Nun ist 
aber zwischen einfachem Standard und 
Luxuswohnung ein sehr weites Feld, 
das mit Hilfe der Mietobergrenze nur 
ganz unten beackert werden soll. 


DKP-Forderungen bezüglich der 
KdU könnten sein: 

★ Übernahme aller tatsächlichen Kos¬ 
ten, die sich aus der Unterkunft erge¬ 
ben, 

★ Weg mit Mietobergrenzen, dafür 
eine genaue Deünition, was Luxus¬ 
wohnungen sind und Bezahlung von 
allem, was darunter hegt, 

★ Weg mit Pauschalierungen von Ne¬ 
ben- und Heizkosten. 

★ Wohnen ist Menschenrecht! 
Mietkautionen wurden auf Bedürftige 
abgewälzt. 

Noch ein Beispiel aus dem Dickicht 
der KdU: Bis 2011 mussten Darlehen 
für Mietkautionen nicht in Raten an 
das Jobcenter zurückgezahlt werden, 
da die Sozialgerichte unisono die Kau¬ 
tionen den KdU zuordneten und eine 
Rückzahlung aus der Regelleistung ab¬ 
lehnten. 

2011 wurde das SGB II dahinge¬ 
hend geändert, dass Mietkautionen 
ebenfalls mit zehn Prozent der monat¬ 
lichen Regelleistung zurückzuzahlen 
sind. 

Diese Regelung wirft zwei Proble¬ 
me auf: 

1. Die Kautionen sind immer noch den 
KdU zuzuorden, was einzelne Sozial¬ 


gerichte zwischenzeitlich dazu bewog, 
die Rückzahlung weiterhin zu unter¬ 
binden und 

2. besteht der Grundsatz, dass aus der 
Grundsicherung kein Vermögen gebil¬ 
det werden soll. Hier wird zwangsweise 
Vermögen gebildet, was im Extremfall 
dazu führen kann, dass bei Umzug in 
eine Wohnung ohne Mietkaution auf 
einmal die Vermögensfreigrenze über¬ 
schritten wird und kein Anspruch auf 
Hartz IV besteht. 

Zu dem unter 1. angeführten Pro¬ 
blem ist ein Revisionsverfahren beim 
Bundessozialgericht anhängig, das 
von einer Kanzlei in Freiburg betrie¬ 
ben wird. Das Interessante ist, dass 
das BSG die Revision angenommen 
hat. Wir dürfen gespannt sein, was das 
BSG dazu sagt. 

Für nähere Infos: www.sozialrecht- 
in-fr eiburg.de 

So wichtig das Beschreiten des 
Rechtsweges im Einzelnen auch sein 
mag, viel wichtiger ist die politische 
Durchsetzung einer Grundsicherung, 
die den Namen auch verdient! 

Weg mit Hartz IV! 

Her mit einer Grundsicherung, die ein 
menschenwürdiges Leben ermöglicht! 

Werner Altmann 
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Hoffnungslosigkeit auf der untersten Sprosse der Leiter 

Die Berufsausbildung versinkt im Chaos - Viele Betriebe machen nicht mehr mit 


I n Deutschland ist der staatmono¬ 
polistische Kapitalismus nicht mehr 
in der Lage die Berufsausbildung - 
selbst in seinem eigenen Interesse - zu 
regeln: Die Zahl der Lehrstellen sinkt. 
Nur noch jeder fünfte Betrieb bildet 
aus. Andererseits gibt es einen Höchst¬ 
satz an unbesetzten Ausbildungsplät¬ 
zen. Bundesbildungsministerin Johan¬ 
na Wanka (CDU) muss einräumen, 
dass dieses System in der Konsequenz 
für seinen eigenen Facharbeitermangel 
sorgt und sie keine wirkliche Problem¬ 
lösung anzubieten habe. Gleichzeitig 
heißt es aber in ihrem Berufsausbil¬ 
dungsbericht (BBB): „Die duale Be¬ 
rufsausbildung ist ein Erfolgsmodell.“ 
Die Antagonismen liegen im Sys¬ 
tem, denn obwohl es mehr Bewerber 
gab, gab es 16 300 betriebliche Aus¬ 
bildungsverträge weniger als im Vor¬ 
jahr. Dann gibt es ganze Regionen, in 
denen die kapitalistische Wirtschaft 
zu wenig Ausbildungsplätze anbietet. 
Dabei ist die Zahl der Betriebe insge¬ 
samt gestiegen, während die Zahl der 
Ausbildungsbetriebe gesunken ist. Die 
Betriebe sehen das Problem nicht bei 
sich, sondern bei den Bewerbern: diese 
seien nicht geeignet. 

Die Situation entspricht damit der 
in vielen anderen europäischen Län¬ 
dern, auch wenn die Jugenderwerbs¬ 
losigkeit in Deutschland offiziell „nur“ 
bei 8 Prozent liegt. Dabei hatte die 
Bundesregierung erst kürzlich damit 
geprahlt, dass sie sogar junge Spanier 
zur Berufsausbildung einladen könne. 

Jetzt öffnet sie eine Kiste mit „neu¬ 
en“ Werkzeugen, die sich allerdings 
schon vor dem ersten Einsatz als ab¬ 
genutzt erwiesen haben: mehr indivi¬ 
duelle Beratung, besonders für Jugend¬ 
liche mit Migrationshintergrund. Und 
erfolglose Studenten könnten eine al¬ 
ternative Ausbildung auf nehmen. De¬ 
saströs ist die Situation für ehemalige 
Hauptschüler. Jeder zweite hat keinen 
Ausbildungsplatz und besetzt daher 
eine Stelle in den außerbetrieblichen 
Übergangsmaßnahmen. 

Nahezu selbstkritisch stellt der 
BBB fest: Da mittel- und langfristig 
auch die Zahl der studienberechtigten 
Schulabgänger und Schulabgänge¬ 
rinnen sinken wird, steht der Ausbil¬ 
dungsmarkt vor großen Herausforde¬ 
rungen. Künftig wird es noch stärker 
darauf ankommen, alle Potenziale - 
leistungsstarke wie auch schwächere 
Jugendliche - für den Ausbildungs- 


Deutschland hat sich zum beliebten 
Einwanderungsland gemausert. Im 
vergangenen Jahr lag die Bundesre¬ 
publik im internationalen Vergleich an 
zweiter Stelle - gleich hinter den USA. 
Es blieben 400 000 Menschen mehr als 
wieder weggingen. Doch der Bundes¬ 
regierung sind nicht alle willkommen. 

Sie hat einen neuen Gesetzent¬ 
wurf zur Diskussion gestellt. Mit die¬ 
sem soll verhindert werden, dass zu 
viele Menschen aus ärmeren europä¬ 
ischen Ländern einwandern. Nur wer 
arbeitet, darf in Zukunft in Deutsch¬ 
land bleiben. Sechs Monate haben 
EU-Bürger zukünftig Zeit, sich eine 
Arbeit zu suchen. Wer das im vorge¬ 
gebenen Zeitraum nicht schafft, wird 
nicht mehr vom Sozialsystem gestützt. 
Es sei denn, sie haben die begründe¬ 
te Aussicht, eingestellt zu werden, und 
können dies auch nachweisen. 

Hintergrund ist die Diskussion um 
die angebliche Einwanderung in das 
deutsche Sozialsystem. Sie flammte 
wieder auf, nachdem Anfang des Jah¬ 
res für Rumänen und Bulgaren die vol¬ 
le EU-Freizügigkeit in Kraft getreten 
ist. Die EU-Kommission hatte außer¬ 
dem gefordert, dass Zuwanderer aus 
der Europäischen Union ohne Arbeit 
nicht pauschal von den Sozialleistun¬ 
gen ausgenommen werden sollen, was 
in der CDU scharfe Reaktionen aus¬ 
gelöst hat. Die Christdemokraten wer- 


markt zu erschließen, um den Fach¬ 
kräftenachwuchs für Deutschland zu 
sichern.“ 

Der Nationale Pakt für Ausbildung 
lobt dagegen die Wirtschaft: „Die Wirt¬ 
schaft hat ihre Paktzusagen, jährlich 
60 000 neue Ausbildungsplätze und 
30 000 neue Ausbildungsbetriebe zu 
gewinnen, erneut übertroffen. Im Jahr 
2013 wurden insgesamt 66 600 neue 
Ausbildungsplätze eingeworben (2012: 
69 100) und 39 100 neue Betriebe für 
Ausbildung gewonnen (2012:41 660).“ 
Hier gibt es offensichtlich noch Klä¬ 
rungsbedarf zu Zahlensalat und Wahr¬ 
heitsgehalt von ministeriellen Presse¬ 
mitteilungen. 


Gerade im Hinblick auf die so ge¬ 
nannten „Schulversager“, auf die „un¬ 
reifen“ und „zu dummen“ Schüler, auf 
Schulschwänzer, Schulversager und 
Schulabgänger hat die Landesschü¬ 
lervertretung N ordrhein-Westfahlen 
(LSV-NRW) einen aus der unmittel¬ 
baren Erfahrung abgeleiteten Erklä¬ 
rungsansatz: „Die Ursache liegt darin, 
dass sie in viel zu kleinen und teilweise 
verwahrlosten Klassenräumen mit viel 
zu vielen anderen Schülerinnen viel zu 


fen der Kommission vor, Zuwanderung 
aus ärmeren Staaten in das deutsche 
Sozialsystem zu fördern. 

Christine Langenfeld, Jura-Profes¬ 
sorin und Vorsitzende des Sachver¬ 
ständigenrats deutscher Stiftungen für 
Integration und Migration (SVR) wi¬ 
derspricht diesem Vorwurf. „Wande¬ 
rung in die Sozialsysteme“ aus osteuro¬ 
päischen EU-Ländern sei ein „medial 
überschätztes Phänomen“. Tatsächlich 
stieg die Quote der erwerbstätigen 
Migranten an. Gingen 2009 rund zwei 
Drittel einer Beschäftigung nach, war 
2012 ein Anstieg von drei Prozent zu 
verzeichnen. Damit lag die Quote nur 
knapp unter der der Gesamtbevölke¬ 
rung in Deutschland. Der Anteil der 
Hochqualifizierten ist besonders hoch. 
Mit 34 Prozent ist er höher als unter 
der im Inland geborenen Bevölkerung. 

Obwohl die Mehrheit der Ein¬ 
wanderer wegen einer Arbeit nach 
Deutschland kommen, klagen Städte 
wie Duisburg, Dortmund oder Mann¬ 
heim bereits über eine starke Belas¬ 
tung durch „Armutsmigration“. So 
stellte sich auch der Deutsche Städte¬ 
tag hinter die Pläne von Bundeskanz¬ 
lerin Angela Merkel (CDU), denjeni¬ 
gen die Einreise nach Deutschland zu 
verweigern, die des Missbrauchs des 
Sozialsystems beschuldigt werden. 
Missbrauch sei aber nicht das Kern¬ 
problem der Städte, sagte Stephan Ar- 


lange Frontalunterricht erleiden müs¬ 
sen. Die Ursache liegt darin, dass sie 
nicht in einer Klassengemeinschaft 
lernen können, sondern in Konkur¬ 
renz mit ihren Mitschülerinnen Stoff 
pauken müssen. Statt Veränderungen 
im Sinne der Stärkeren durchzufüh¬ 
ren, sollte man doch viel mehr an die 
Schwachen denken. Denn unser Schul¬ 
system hat keine Durchlässigkeit und 
benachteiligt wirtschaftlich und finan¬ 
ziell Benachteiligte! Es muss endlich 
dieser Umstand verändert und endlich 
unser Konzept der Inklusiven Ganz¬ 
tagsgesamtschule umgesetzt werden. 
Es muss endlich ein Ende finden mit 
dem System der Selektion und Kon¬ 


kurrenz in der Schule. Nach über 100 
Jahren gehört dieses System endlich ins 
Freilichtmuseum und nicht mehr in den 
Alltag der Schülerinnen und Schüler.“ 
Der DGB hat einen bildungspoli¬ 
tischen Leitantrag beschlossen: „Für 
uns ist Bildung ein Menschenrecht und 
Grundpfeiler der Demokratie“. Der An¬ 
trag wurde von den Delegierten einstim¬ 
mig angenommen. Die stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Elke Hannack be¬ 
tonte, „Bildung muss kulturelle, demo- 


ticus, Hauptgeschäftsführer des Städ¬ 
tetags. Es sei wichtiger, dass den Städ¬ 
ten geholfen werde, in denen sich die 
Probleme mit Armutszuwanderungen 
ballen. 

Das Vorgehen der Bundesregie¬ 
rung bekommt Rückendeckung aus 
Brüssel. Melchior Wathelet, Gene¬ 
ralanwalt beim Europäischen Ge¬ 
richtshof (EuGH) ist der Meinung, 
Deutschland dürfe auch zukünftig 
Einwanderern aus EU-Staaten Sozial¬ 
leistungen vorenthalten, wenn sie nur 
nach Deutschland kommen, um Sozial¬ 
leistungen zu beziehen. Und die Stim¬ 
me des Generalanwalts hat Gewicht. 
In der Regel folgt der Gerichtshof sei¬ 
nem Plädoyer. Ebenso gestattet eine 
Direktive aus Brüssel zum Recht auf 


kratische und soziale Teilhabe für alle 
sichern“. Das deutsche Bildungswesen 
zementiere derzeit hingegen die sozia¬ 
le Auslese. „Deutschland ist weit davon 
entfernt, gleiche Bildungschancen un¬ 
abhängig von der sozialen Herkunft zu 
garantieren.“ 40 Milliarden Euro mehr 
für Schulen, Kitas und Hochschulen for¬ 
dert der DGB. - Die Bundesregierung 
versprach sechs Milliarden Euro. 

Es gibt natürlich noch eine Ent¬ 
wicklung auf der anderen Seite der Se¬ 
lektionsbarriere. Dort stehen die Be¬ 
zieher des Deutschlandstipendiums. 
Diese Förderung ist auf Studierende 
ausgerichtet, deren Werdegang „he¬ 
rausragende Leistungen in Studium 


und Beruf erwarten lässt.“ Die monat¬ 
liche Förderung umfasst 300 Euro. Die 
Hälfte des Fördertopfes, 21 Millionen 
Euro, kommen von privaten Mittelge¬ 
bern, davon 8,6 Millionen von interes¬ 
sierten Kapitalgesellschaften. Das Sti¬ 
pendium mit dem herausragenden Na¬ 
men geht an 19 700 Studierende. Das 
sind allerdings nur 0,76 Prozent aller 
Studierenden. Der Kapitalismus kann 
die Zukunft der Jugend nicht mehr si¬ 
chern. Uwe Koopmann 


Freizügigkeit und Aufenthalt, Unions¬ 
bürgern ungleich zu behandeln, wenn 
sie sich länger als drei Monate in ei¬ 
nem anderen Mitgliedsland aufhalten 
und auf Sozialleistungen angewiesen 
wären. 

Christine Langenfeld meint, es 
kommen viel zu wenig Migranten und 
fordert eine Gesamtstrategie, einen na¬ 
tionalen „Aktionsplan Migration“. Nur 
so könne das gesamte Potenzial der 
Zuwanderung - von den Fachkräften 
aus der EU und an Drittstaaten über 
Saisonkräfte und Geringqualifizierte 
bis hin zu ausländischen Studenten - 
genutzt werden. Für andere sei die 
Freizügigkeit der Europäischen Uni¬ 
on ohnehin nie gedacht gewesen. 

Bernd Müller 


Druck der Wirtschaftslobby 
nachgegeben 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) sieht die Zu¬ 
stimmung des Bundestages zur Rente 
ab 63 insgesamt positiv. „Vor allem die 
letztlich geringe Zahl der Ablehnungen 
zeigt, dass die Kritiker dazu gelernt ha¬ 
ben“, sagte der IG BAU-Bundesvorsit- 
zende Robert Feiger. Uneingeschränkt 
ist die Zustimmung zu dem Rentenpa¬ 
ket daher auch nicht. Insbesondere die 
kurzfristige Einigung auf einen soge¬ 
nannten rollierenden Stichtag stößt bei 
der IG BAU auf Kritik. Mit der Rege¬ 
lung, bei der die letzten zwei Jahre Ar¬ 
beitslosigkeit vor der Rente nicht auf 
die 45 Beitragsjahre angerechnet wer¬ 
den, gibt die Regierung unnötig dem 
Druck der Wirtschaftslobby nach. „Die 
Änderung in letzter Minute geht an der 
Sache vorbei. Wer meint, Beschäftigte 
melden sich von sich aus mit 61 Jahren 
massenhaft arbeitslos, kennt die Reali¬ 
tät nicht. Freiwillig auf 40 Prozent Net- 
to-Einkommen zu verzichten, kann sich 
kaum einer leisten“, sagte Feiger. „Die 
Unternehmen können dagegen ein In¬ 
teresse daran haben, ihre Belegschaft zu 
Lasten der Sozialversicherung zu ver¬ 
jüngen. Gerade am Bau gibt es viele 
Kleinbetriebe, in denen es keinen Kün¬ 
digungsschutz gibt. Richtig wäre es des¬ 
halb, Arbeitgeber zu verpflichten, diese 
Kosten zu erstatten.“ 

Mindestlohn in der 
Fleischwirtschaft 

Der Bundesrat hat am 23. Mai 2014 
den Weg für einen allgemeinverbind¬ 
lichen Mindestlohn in der Fleischwirt¬ 
schaft freigemacht. Er stimmte dem 
vom Bundestag beschlossenen Gesetz 
zur Änderung des Arbeitnehmer-Ent¬ 
sendegesetzes zu, das nun dem Bun¬ 
despräsidenten zur Unterschrift vorge¬ 
legt wird. Das Gesetz sorgt dafür, dass 
der Anfang des Jahres abgeschlossene 
neue Mindestlohntarifvertrag für alle 
Arbeitsverhältnisse in der Fleischwirt¬ 
schaft - auch für aus dem Ausland ent¬ 
sandte Arbeitnehmer - zwingend zur 
Anwendung kommt. 

„Ghetto-Renten“ 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 
23. Mai 2014 den von der Bundesregie¬ 
rung vorgelegten Gesetzentwurf zur 
Nachzahlung von Renten aus Beschäf¬ 
tigungen in einem Ghetto begrüßt. Er 
verweist aber auf die schwierige Situa¬ 
tion der in Deutschland lebenden jüdi¬ 
schen Überlebenden des Holocaust aus 
den Nachfolgestaaten der Sowjetunion. 
Diese jüdischen Zuwanderer hätten 
keinen Anspruch auf Rentenleistungen 
nach dem Fremdrentengesetz. Die Län¬ 
der bitten die Bundesregierung daher 
um Prüfung, wie eine angemessene fi¬ 
nanzielle Versorgung auch dieses Per¬ 
sonenkreises zu gewährleisten ist. Die 
Bundesregierung bringt mit dem Ge¬ 
setzentwurf die Nachzahlung von Ren¬ 
ten für ehemalige jüdische Arbeiter und 
Arbeiterinnen in nationalsozialistischen 
Ghettos auf den Weg. Der Bundesrat 
hatte diese Forderung im Rahmen ei¬ 
ner Entschließung bereits im Septem¬ 
ber 2013 erhoben. Das bisherige Ren¬ 
tenrecht führte bei den sogenannten 
Ghetto-Rentnern zu Nachteilen, weil 
Rentenansprüche nur vier Jahre rück¬ 
wirkend geltend gemacht werden kön¬ 
nen. Dies bewirkte bisher, dass Ren¬ 
tenansprüche, die erst aufgrund einer 
geänderten Rechtsprechung des Bun¬ 
dessozialgerichts im Jahr 2009 entstan¬ 
den sind, nur bis zum Jahr 2005 rückwir¬ 
kend anerkannt wurden. 

Hohe Mieten 
in Baden-Württemberg 

Mehr als 200 Vertreter des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) aus den 35 Mie¬ 
tervereinen Baden-Württembergs tra¬ 
fen sich zum Mietertag 2014 in Ulm. 
Die Delegierten forderten vor allem 
Maßnahmen gegen die immer höheren 
Mietpreise und mehr Neubau. Wer in 
Stuttgart, Tübingen oder Freiburg eine 
Wohnung suche, habe es schwer, so 
der Landesvorsitzende des DMB, Rolf 
Gaßmann. Er forderte umgehend miet¬ 
preisbegrenzende Maßnahmen. Laut 
Mietspiegelindex 2013 liegen 17 der 
30 Städte mit den höchsten Mieten in 
Baden-Württemberg, dort zahlt man im 
Durchschnitt 20 Prozent mehr für seine 
Wohnung als im Rest der Republik. 


30-stunden-woche! 

Ohne Arbeitszeitverkürzung nie wieder Vollbeschäftigung! 

Die Ortsvereinsvorstände Düsseldorf und Linker Niederrhein im ver.di-Fach- 
bereich 8 („Medien, Kunst und Industrie“) laden alle Interessierten herzlich 
ein zum Vortrag und zur Diskussion mit Prof. Dr. Heinz-J. Bontrup (Westfä¬ 
lische Hochschule Gelsenkirchen Bottrop Recklinghausen). 

Mittwoch, 4. Juni 2014, um 17.00 Uhr 
ver.di in Düsseldorf (Sonnenstraße 14 in Oberbilk) 
im Versammlungsraum in der 5. Etage 


Einwanderungsland Deutschland selektiert 

Nur verwertbare Arbeitskräfte dürfen rein 
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„Mörder Erdogan“ 

Zehntausende gegen den Besuch des türkischen Ministerpräsidenten 


KPD-Verbotsurteil 

aufheben 

Am 19.5.2014 übergaben Prof. Hein¬ 
rich Fink, Vorsitzender der VVN-BdA 
und Peter Dürrbeck, Mitglied im Spre¬ 
cherkreis der Initiativgruppe für die 
Rehabilitierung der Opfer des kalten 
Krieges (IROKK) über 3 000 Unter¬ 
schriften an den Petitionsausschuss des 
Deutschen Bundestages. 

Die Vorsitzende des Ausschus¬ 
ses, Kerstin Steinke (Partei „Die Lin¬ 
ke“), empfing Heinrich Fink und Peter 
Dürrbeck im Bundestagsgebäude. Prof. 
Heinrich Fink und Peter Dürrbeck er¬ 
läuterten die Erklärung des Sprecher¬ 
kreises der IROKK vom Januar 2014 
mit dem Titel: Das KPD- Verbotsurteil 
und die Demokratie sind unvereinbar. 

Heinrich Fink betonte, dass der 
Bundesausschuss der VVN-BdA sich 
dieser Erklärung anschließt und die 
Forderungen unterstützt. Frau Kerstin 
Steinke war die Problematik bekannt 
und sie versprach das Anliegen im Aus¬ 
schuss vorzutragen und dafür zu plä¬ 
dieren, dass eine Debatte dazu im Par¬ 
lament stattfindet. 

In der Erklärung der IROKK heißt 
es unter anderem: „Mehr als 40 Jahre 
nach dem Ende des Kalten Krieges 
und fast ein Vierteljahrhundert nach 
dem Ende der DDR ist es höchste 
Zeit, ,das unsägliche Urteil aus dem 
Jahr 1956 aufzuheben 4 . 

Neue Untersuchungen, darunter 
das Buch von Dominik Rigolt,Staats¬ 
schutz in Westdeutschland 4 , weisen 
nach, dass das KPD-Urteil ein Relikt 
des Kalten Krieges ist und vor allem 
dem Einfluss von NS-Persönlichkeiten 
in staatlichen Stellen geschuldet ist, die 
mit dem Urteil ihre Verfolgungen von 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
aus der Zeit vor 1945 fortsetzen konn¬ 
ten 44 

In diesem Zusammenhang wird da¬ 
rauf verwiesen, dass mit der sogenann¬ 
ten Extremismusklausel antifaschisti¬ 
sche und demokratische Initiativen, 
besonders aus der Jugend, drangsaliert 
werden, z.B. wenn sie öffentliche Gel¬ 
der beantragen. Verwiesen wird auch 
auf die Berufsverbote, die tausenden 
jungen Menschen die Perspektiven 
raubten. Die Opfer dieser Praxis sind 
ebenfalls nicht rehabilitiert worden. 

Peter Dürrbeck verwies im weite¬ 
ren Gespräch auf die Entschließungen 
des niedersächsischen Landtages und 
einen Empfang für die Opfer des Kal¬ 
ten Krieges aus Niedersachsen durch 
den ehemaligen Landtagspräsidenten 
Prof. Wernstedt, Justizminister Prof. 
Dr. Pfeiffer und den Wissenschaftsmi¬ 
nister Thomas Oppermann, sowie wei¬ 
terer Landtagsabgeordneter. Er über¬ 
gab Kerstin Steinke als Hintergrund¬ 
material die Rede Prof. Pfeiffers bei 
dem Empfang und weiteres Material 
in diesem Zusammenhang. 

21. Mai 2014 
Für die Initiativgruppe 
Peter Dürrbeck 


Naziüberfall in Siegen 

Der nordrhein-westfälische Staats¬ 
schutz ermittelt gegen eine Gruppe 
aus der rechten Szene. Sie sollen ei¬ 
nen Studenten zusammengeschlagen 
haben. Der junge Mann erlitt Kopfver¬ 
letzungen und musste auf der Intensiv¬ 
station behandelt werden. 

Im Siegerland und Wittgenstein 
häufen sich seit einiger Zeit Strafta¬ 
ten von Rechtsradikalen. Dazu gehö¬ 
ren Nazi-Schmierereien auf jüdischen 
Friedhöfen in Siegen, Hilchenbach 
und Berleburg und gewaltsame Über¬ 
griffe. 

Aktionstag 

der Friedensbewegung 

Die Friedensbewegung ruft zu einem 
bundesweiten Aktionstag am 31. Mai 
auf (die UZ berichtete). 

Zahlreiche Friedensinitiativen ha¬ 
ben sich verständigt und rufen auf, 
am 31. Mai überall Mahnwochen und 
Kundgebungen durchzuführen. Die 
Wahl des neuen Präsidenten in der 
Ukraine habe kein einziges Problem 
gelöst, sondern deutlich gemacht, dass 
die Oligarchen weiterhin die Politik in 
Kiew bestimmen. 


T ausende haben letzten Samstag 
gegen den türkischen Minister¬ 
präsidenten Recep Tayyip Er¬ 
dogan und seinen Besuch in Köln de¬ 
monstriert. Nach Angaben der Ale- 
vitischen Gemeinde Deutschlands 
(AABF) sind rund 60 000 Menschen 
ihrem Aufruf gefolgt. 

Erdogan war gekommen, um zum 
zehnjährigen Bestehen der Union 
Europäisch-Türkischer Demokraten 
(UETD) zu sprechen, die als verlän¬ 
gerter Arm der konservervativ-isla- 
mischen AKP gilt. Zahlreiche Grup¬ 
pen nahmen an den Protesten teil, von 
denen die Religionsgemeinschaft der 
Aleviten die größte war. Der kurdische 
Dachverband Yek-Kom hatte ebenfalls 
Tausende mobilisiert. Kommunistische 
Parteien waren genauso vertreten wie 
Kemalisten, die Fahnen mit dem Port¬ 
rät des Staatsgründers Mustafa Kemal 
Atatürk schwenkten. 

Viele Teilnehmer trugen gelbe 
Bergarbeiterhelme, um an die Gruben¬ 
katastrophe von Soma in der Westtür¬ 
kei zu erinnern. Vor knapp drei Wo¬ 
chen waren dort über 300 Bergarbei¬ 
ter ums Leben gekommen. Erdogans 
AKP-Regierung wird für das Unglück 
verantwortlich gemacht. 

Abgeordnete der Opposition hat¬ 
ten Wochen vorher im türkischen Par¬ 
lament gefordert, dass die zahlreichen 
Unglücke in der Mine untersucht wer¬ 
den. Doch die AKP lehnte dies mit 
ihrer Mehrheit im Parlament ab. Bei 
seinem Besuch im Unglücksort hatte 
Erdogan die Menschenmenge gegen 
sich aufgebracht, als er sagte, dass sol¬ 
che Unglücke unvermeidlich seien. „So 
etwas passiert 44 hatte er gesagt. Doch 
seine neoliberale Politik sei für die Ka¬ 
tastrophe verantwortlich, werfen ihm 
Kritiker vor, denn der Staat privati¬ 
sierte die Mine. Gewerkschaften wer¬ 
fen der Betreiberfirma seitdem vor, die 
Arbeitsbedingungen zugunsten von 
niedrigen Preisen zu verschlechtern. 
So wurden die Förderkosten für eine 
Tonne Kohle von 130 auf 24 Dollar 
gesenkt, indem auf Leiharbeit gesetzt 
und bei der Arbeitssicherheit gespart 
wurde. Erdogans Verhalten in Soma 


Sie wurden jahrzehntelang vom soge¬ 
nannten Verfassungsschutz bespitzelt, 
mussten Gesinnungsverhöre und Ge¬ 
richtsprozesse über sich ergehen lassen 
und wurden als „Verfassungsfeinde 44 
und „Extremisten“ abgestempelt: die 
Betroffenen der Berufsverbote. Ihnen 
wurde die materielle Existenzgrundla¬ 
ge entzogen; Unsicherheit und Arbeits¬ 
losigkeit folgten oft und bis heute sind 
sie bei Renten und Pensionen benach¬ 
teiligt. 

Zum Antrag... 

Über vierzig Jahre nach dem ver¬ 
hängnisvollen Beschluss der Minister¬ 
präsidenten 1972 (unter dem Vorsitz 
des damaligen Bundeskanzlers Willy 
Brandt) brachten kürzlich die nieder¬ 
sächsischen Regierungsparteien SPD 
und Grüne einen beachtenswerten 
Antrag in den Landtag ein. Der Titel 
ihrer Entschließung lautet: „Radika¬ 
lenerlass - ein unrühmliches Kapitel in 
der Geschichte Niedersachsens - end¬ 
lich Kommission zur Aufarbeitung der 
Schicksale der von Berufsverboten be¬ 
troffenen Personen einrichten.“ 

Die in dem Antrag enthaltene poli¬ 
tische Analyse ist treffend und eindeu¬ 
tig: „Systemkritische und missliebige 
Organisationen und Personen wurden 
an den Rand der Legalität gedrängt, 
die Ausübung von Grundrechten wie 
die Meinungs-, Organisations- und 
Versammlungsfreiheit wurde behin¬ 
dert, bedroht und bestraft.“ Bis weit 
in die 1980er-Jahre habe die Jagd auf 
vermeintliche ,Radikale 4 das politische 
Klima vergiftet. „Statt Zivilcourage 
und politisches Engagement zu för- 


trug zudem nicht dazu bei, die Situati¬ 
on zu entspannen: Die 15-jährige Toch¬ 
ter eines verunglückten Bergarbeiters 
machte Erdogan für die Tragödie di¬ 
rekt verantwortlich. Daraufhin soll der 
Premierminister sie in den Schwitzkas¬ 
ten genommen und mit den Fäusten 
geschlagen haben. 


Das brutale Vorgehen der türki¬ 
schen Polizei gegen Demonstranten, 
bei dem es immer wieder Tote gibt, 
wurde von den Demonstranten mit 
den Worten „Mörder Erdogan 44 kom¬ 
mentiert. Kürzlich erst wurde eine Ge¬ 
denkveranstaltung für einen Jugend¬ 
lichen gewaltsam aufgelöst, der von 
der Polizei getötet wurde. Bei dieser 
Polizeiaktion im hauptsächlich von 
Aleviten bewohnten Istanbuler Ar- 


dern, wurde Duckmäusertum erzeugt 
und Einschüchterung praktiziert.“ 
Richtig wird in der Entschließung 
festgestellt: „Eine vollständige politi¬ 
sche und gesellschaftliche Rehabilitie¬ 
rung der Opfer steht weiterhin aus.“ 
Begrüßenswert ist auch die Ziel¬ 
stellung des rot-grünen Antrages. Der 
Landtag soll u.a. feststellen: 

„dass politisch motivierte Berufs¬ 
verbote, Bespitzelungen und Verdäch¬ 
tigungen nie wieder Instrumente des 
demokratischen Rechtsstaates sein 
dürfen, 

dass die Umsetzung des sogenann¬ 
ten Radikalenerlasses ein unrühmli¬ 
ches Kapitel in der Geschichte Nieder¬ 
sachsens darstellt und das Geschehene 
ausdrücklich bedauert wird, 

dass die von niedersächsischen 
Maßnahmen betroffenen Personen 
durch Gesinnungsanhörungen, Be¬ 
rufsverbote, langwierige Gerichtsver¬ 
fahren, Diskriminierungen oder auch 
Arbeitslosigkeit vielfältiges Leid erle¬ 
ben mussten, 

dass er den Betroffenen Respekt 
und Anerkennung ausspricht und sich 
darüber hinaus bei denen bedankt, die 
sich z.B. in Initiativen gegen Radika¬ 
lenerlass und Berufsverbote mit gro¬ 
ßem Engagement für demokratische 
Prinzipien eingesetzt haben.“ 

Darüber hinaus solle der Land¬ 
tag eine Kommission bilden, welche 
die Schicksale der Personen aufarbei¬ 
tet, die von Berufsverboten betroffen 
sind. Es solle ebenso die Möglichkeit 
geschaffen werden, sie politisch und 
gesellschaftlich zu rehabilitieren. Da¬ 
rüber hinaus sei es das Ziel, dass die 


beiterviertel Okmaydani wurde ein 
unbeteiligter 30jähriger Mann in ei¬ 
nem alevitischen Gebetshaus von ei¬ 
nem Polizisten erschossen. Viele se¬ 
hen darin den Beleg, dass der türki¬ 
sche Staat seine Politik gegenüber den 
Aleviten nicht aufgibt. Eine Rednerin 
der Religionsgemeinschaft sagte bei 


der Abschlusskundgebung, dass sie 
in der Türkei weiterhin nicht als reli¬ 
giöse Minderheit anerkannt werden. 
So müssten alevitische Kinder immer 
noch dem einseitig ausgelegten sun¬ 
nitischen Islamunterricht folgen. Es 
wäre immer noch Politik des Staates, 
dass in alevitischen Dörfern Moscheen 
gebaut werden, während sie für ihre 
traditionellen Gebetshäuser keine Un¬ 
terstützung erhalten würden. 


Ergebnisse der Kommission öffentlich 
dargestellt und in der politischen Bil¬ 
dung verwendet werden. Mitglieder des 
Landtags, Betroffene, Gewerkschaften 
und Initiativen sollen in der Kommis¬ 
sion vertreten sein. 

... und zur Debatte 

Am 15. Mai 2014 wurde der Antrag ein¬ 
gebracht und diskutiert. Von der Loge 
der rot-grünen Landtagsfraktion konn¬ 
ten das acht Betroffene verfolgen und 
wurden dabei begrüßt und namentlich 
genannt. Über die Grenzen der Frakti¬ 
onen hinaus sprachen sich alle Redne- 
rlnnen für den Antrag und die Mitar¬ 
beit in der Kommission aus. 

Das ist neu. Noch in der vorherge¬ 
henden Legislaturperiode lehnte die 
Mehrheit aus CDU und FDP einen 
ähnlichen Antrag ab, was durchaus 
Tradition hatte. In der Vergangenheit 
hat die niedersächsische CDU/FDP- 
Regierung unter Ernst Albrecht eine 
unbarmherzige „Radikalen“-Hatz be¬ 
trieben. In den 1980er Jahren wurden 
zahlreiche Lehrerinnen aus ihren Be¬ 
rufen entfernt, weil sie bei Wahlen für 
die DKP angetreten waren. 

Früher sei „Unrecht geschehen“ 
stellte ein Sprecher der FDP-Fraktion 
in der Debatte fest. Es müsse benannt 
werden und gegenüber den Betroffe¬ 
nen solle „Bedauern“ zum Ausdruck 
gebracht werden. Eine materielle Ent¬ 
schädigung brachte Angelika Jahns 
(CDU) ins Spiel. Sie betonte, dass 
Niedersachsen „als erstes Land einen 
Beitrag“ zur Aufarbeitung leisten kön¬ 
ne und appellierte: „Gemeinsam für 
Grundrechte und Grundordnung!“ 


Es blieb allerdings nicht bei der Kri¬ 
tik am System Erdogan. Das Anliegen 
der Organisatoren wurde am Ende ge¬ 
trübt, als sie den Vertretern der vier 
großen Parteien des Deutschen Bun¬ 
destages das Mikrofon übergaben, was 
denen für die letzte Etappe des Wahl¬ 
kampfes sehr gelegen kam. Einzig die 


Linken-Politikerin Sevim Dagdelen 
fand klare Worte zu Erdogan und sei¬ 
ne Unterstützer in Berlin. „Jahrelang 
haben Brüssel und Berlin dem Amok¬ 
lauf Erdogans gegen Demokratie und 
Menschenrechte tatenlos zugesehen“ 
hat sie der Menge zugerufen. Die Bun¬ 
desregierung müsse endlich ein Zei¬ 
chen setzen, dass sie Erdogans Weg in 
einen islamistischen Unterdrückerstaat 
nicht weiter unterstützt. Bernd Müller 


Der rot-grüne Antrag wurde in den 
Ausschuss für Inneres und Sport zur 
Beratung überwiesen. 

Die Perspektive 

Der Antrag kann als Dokument ange¬ 
sehen werden, von dem Impulse ausge¬ 
hen und sicherlich auch über die Gren¬ 
zen Niedersachsens hinaus Beachtung 
finden wird. Handlungsbedarf ist nicht 
nur auf der Ebene der Länder gege¬ 
ben. Sämtliche Mehrheiten im Bun¬ 
destag und Bundesregierungen haben 
sich, nachdem die Berufsverbote einge¬ 
führt wurden, vor ihrer Verantwortung 
für die verfassungswidrigen Maßnah¬ 
men und die fortdauernde Diskriminie¬ 
rung gedrückt. 

Wenn der Antrag im Innenaus¬ 
schuss und in der Rehabilitierungs¬ 
kommission beraten wird, werden zwei 
Punkte deutlich machen müssen, was 
bisher unberücksichtigt geblieben ist: 

1. Mitleid, Bedauern, „Respekt und 
Anerkennung“ gegenüber den Betrof¬ 
fenen genügt nicht. Was für Fehler im 
Alltag üblich ist, sollte auch für began¬ 
genes Unrecht im politischen Leben 
Gültigkeit haben: Eine Entschuldigung 
ist erforderlich. 

2. Rehabilitierung umfasst nicht nur 
moralische und politische Aspekte, sie 
beinhaltet auch die Behebung des an¬ 
gerichteten Schadens in finanzieller 
Hinsicht. Renten- und Pensionskürzun¬ 
gen stellen eine lebenslange Abstra¬ 
fung für die Betroffenen dar. Kurzum: 
Eine materielle Wiedergutmachung ist 
erforderlich. 

Matthias Wietzer (12 Jahre und 6 Monate Berufsverbot). 

Cornelia Booß-Ziegling (Berufsverbot seit 1974) 


Aufarbeitung der Berufsverbote und Rehabilitierung 

Forderung niedersächsischer Landtagsparteien 
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Der Panzerdeal mit Griechenland 


Rüstungskonzern soll SPD-Abgeordnete geschmiert haben 



D ie Münchner Staatsanwaltschaft 
ermittelt gegen zwei ehemali¬ 
ge Bundestagsabgeordnete der 
SPD. Dagmar Luuk und Heinz-Alfred 
Steiner sollen bei einem Panzerdeal 
mit Griechenland Schmiergeld ange¬ 
nommen haben. Vom Rüstungskon¬ 
zern Krauss-Maffei Wegmann (KMW) 
kassierten sie „Honorare“ von mehr als 
fünf Millionen Euro. 

Luuk war von 1980 bis 1990 Bun¬ 
destagsabgeordnete und soll über gute 
Kontakte nach Griechenland verfügt 
haben. Jahrelang war sie Vorsitzende 
der Deutsch-Griechischen Parlamen¬ 
tariergruppe im Bundestag und ver¬ 
fügte über beste Kontakte zur sozial¬ 
demokratischen PASOK in Athen. Der 
Berufsoffizier Steiner saß von 1980 bis 
1994 im Bundestag und war zeitweise 
stellvertretender Vorsitzender des Ver¬ 
teidigungsausschusses. Heute ist er Eh¬ 
renpräsident des „Verbandes der Re¬ 
servisten der Bundeswehr“. 


Kraus-Maffei Wegmann hat im ver¬ 
gangenen Jahrzehnt „Leopard 2“-Pan- 
zer und Panzerhaubitzen für fast zwei 
Milliarden Euro an Griechenland ver¬ 
kauft. Die Geschäfte fielen in die Zeit, 
in der Honorare einer Firma namens 
„Büro für Südosteuropa“ an beide Ab¬ 
geordnete flössen. Nach ihrer Zeit im 
Bundestag haben beide Parlamentari¬ 
er über eine gemeinsame Beraterfirma 
lukrative Verträge mit KMW abge¬ 
schlossen. Der Rüstungskonzern hatte 
im Falle des Verkaufs der Panzerhau¬ 
bitze nach Griechenland drei Prozent 
Erfolgshonorar zugesagt. 

Belangt werden die beiden SPD- 
Leute jedoch nicht wegen Korrupti¬ 
on - der Vorwurf sei wahrscheinlich 
verjährt sondern wegen Beihilfe 
zur Steuerhinterziehung. Die Staats¬ 
anwaltschaft in München geht davon 
aus, dass ein Teil des Geldes für die 
Bestechung von Politikern und Be¬ 
amten in Griechenland benutzt wur¬ 


de. Nach Ansicht der Ermittler hätte 
der Rüstungskonzern die Beraterho- 
norare beim Finanzamt nicht als Be¬ 
triebsausgaben angeben dürfen. Damit 
seien schließlich Schmiergeldzahlun¬ 
gen verbunden gewesen und die seien 
nicht von der Steuer absetzbar. Dama¬ 
lige Manager des Rüstungskonzerns 
hätten somit Steuerhinterziehung in 
Millionenhöhe begangen; Luuk und 
Steiner hätten dazu beigetragen. Die 
Staatsanwaltschaft will offensichtlich 
diesen Fall aufklären und hat bei meh¬ 
reren Personen Durchsuchungen von 
Büros und Wohnungen durchführen 
lassen - darunter bei Luuk, Steiner 
und fünf ehemaligen Managern des 
Rüstungskonzerns. 

Der Panzerdeal war bereits im Jah¬ 
re 2013 aufgeflogen. Denn ein frü¬ 
herer Rüstungseinkäufer im griechi¬ 
schen Verteidigungsministerium hat¬ 
te gestanden, bei vielen Geschäften 
Schmiergeld kassiert zu haben - auch 


für den Kauf der Panzerhaubitze PzH 
2 000. Ein griechischer Berater des 
KMW-Konzerns hat anschließend zu¬ 
gegeben, mit einem Teil seiner Honora¬ 
re diesen Rüstungseinkäufer bestochen 
zu haben. Beide sitzen inzwischen im 
Gefängnis und wurden angeklagt. Luuk 
und Steiner schweigen gegenwärtig zu 
den Vorwürfen. 

Dass die Machenschaften der bei¬ 
den Sozis aufgedeckt wurden, ist bri¬ 
sant: Der SPD-Vorsitzende Sigmar Ga¬ 
briel - Bundeswirtschaftsminister und 
verantwortlich für Rüstungsgeschäf¬ 
te - hat sich wiederholt mit Kritik am 
Waffenhandel aus dem Fenster gehängt 
und geäußert: „Ich bin für eine restrik¬ 
tive Haltung beim Waffenexport.“ Er 
hatte seinem Idol und Altkanzler Hel¬ 
mut Schmidt beigepflichtet, als die¬ 
ser erklärte, es sei eine Schande, dass 
Deutschland zu den größten Waffenex¬ 
porteuren der Welt gehöre. 

Daraus könnte eigentlich eine Ab¬ 
lehnung von solchen Deals, die seine 
Parteifreunde Luuk und Steiner zu ver¬ 
antworten haben, heraus zu lesen sein. 
Doch sind die Geschäfte, die Gabriel in 
seiner kurzen Amtszeit abgeschlossen 
hat, auch anders zu bewerten. Denn in 
den ersten vier Monaten seiner Amts¬ 
zeit hat er schon umfassende Rüstungs¬ 
geschäfte nach Algerien, Saudi-Arabi¬ 
en und Singapur vorbereitet. Ausfuhr¬ 
genehmigungen im Gesamtwert von 
knapp 1,2 Milliarden Euro sind bereits 
genehmigt. Unlängst war bekannt ge¬ 
worden, dass Deutschland den Export 
von Kleinwaffen im vergangenen Jahr 
deutlich gesteigert hat. Die Bundesre¬ 
gierung genehmigte rund 50 Prozent 
mehr Ausfuhren als 2012, vor allem an 
arabische Länder wie Saudi-Arabien. 
Gabriel verwies dabei auf Abmachun¬ 
gen der Vorgänger-Regierung. Der Ab¬ 
geordnete der Linken Jan van Aken 
lässt das nicht gelten: „Öffentlich spielt 
Gabriel immer den Kritiker von Rüs¬ 
tungsexporten, ganz praktisch macht er 
genau das Gegenteil.“ Rolf Priemer 


Nazis ziehen in Rathäuser ein 

Kommunalwahl in Dortmund von rechter Gewalt überschattet. 
NPD erzielt in sächsischer Gemeinde satte 20,5 Prozent 


Wenig Überraschendes haben die 
Kommunalwahlen zu Tage gebracht, 
die zeitgleich zur EU-Wahl in insge¬ 
samt zehn Bundesländern stattfan¬ 
den. Überall dort, wo Neofaschisten 
und Rassisten bereits bei vergangenen 
Wahlen Erfolge erzielt hatten, gelang 
es ihnen zumindest weitestgehend, ihre 
Mandate zu verteidigen. 

In Nordrhein-Westfalen versuch¬ 
ten vor allem die Rechtsaußenpartei¬ 
en „Pro NRW“ und „Republikaner“ 
bei den Wählern zu punkten. Auch die 
offen neofaschistischen Parteien NPD 
und „Die Rechte“ traten zu den Wah¬ 
len an. Letztere konnte in Hamm und 
Dortmund jeweils ein Mandat im Rat 
der Stadt erreichen. 

In Dortmund werden Vertreter der 
militanten Vereinigung, in dem nicht 
wenige Altkader aus den Reihen des 
2012 von Landesinnenminister Ralf 
Jäger (SPD) verbotenen „Nationalen 
Widerstands Dortmund“ aktiv sind, au¬ 
ßerdem in insgesamt fünf Bezirksver¬ 
tretungen einziehen. 

Zu einem ersten Eklat kam es noch 
am Wahlabend selbst, als rund 30 Neo¬ 
faschisten zusammen mit ihrem Spit¬ 
zenkandidaten und jetzigem Ratsmit¬ 
glied Siegfried Borchardt, besser be¬ 
kannt als „SS-Siggi“ und als Anführer 
der extrem rechten Hooligangruppe 
„Borussenfront“, sich mit Gewalt Zu¬ 
gang zum Rathaus verschaffen wollten, 
wo gerade die Wahlparty der demokra¬ 
tischen Parteien stattfand. Als die Na¬ 
zis sich dem Rathaus näherten und un¬ 
ter anderem „Deutschland den Deut¬ 
schen - Ausländer raus!“ skandierten 
blockierten Mitglieder aller anwesen¬ 
der demokratischer Parteien - darun¬ 
ter selbst FDP-Politiker - den Eingang 


zum Rathaus. Die Neofaschisten grif¬ 
fen die Nazigegner daraufhin mit ge¬ 
zielten Schlägen und Pfefferspray an. 

Schwere Vorwürfe muss sich unter¬ 
dessen wieder einmal die Dortmunder 
Polizei gefallen lassen. Weder war sie 
auf die absehbare Aktion der Nazis 
vorbereitet, noch nahm sie die brau¬ 
nen Gewalttäter am Tatort fest. „Das 
mehrfache Versagen eines aufwen¬ 
digen Sicherheitsapparats angesichts 
einer offensichtlichen Bedrohung ist 
unerklärlich und muss Konsequenzen 
haben“, forderte beispielsweise das 
Obdachlosenmagazin BODO. Ursula 
Richter vom „Bündnis Dortmund ge¬ 
gen rechts“ erneuerte die Forderung 


nach einem Verbot der Partei „Die 
Rechte“, die durch „ihr Treiben an die¬ 
sem 1. Mai, ihre rassistische Hetze und 
ihr kriminelles Treiben am Wahlabend 
noch einmal bestärkt“ würde. 

Bei den Kommunalwahlen in den 
anderen Bundesländern konnte an¬ 
sonsten vor allem die neofaschistische 
NPD bei den Wählern punkten. In 
Reinhardtsdorf-Schöna in der Sächsi¬ 
schen Schweiz erzielten die Faschisten 
bei den dortigen Gemeinderatswahlen 
satte 20,5 Prozent und damit ihr sach¬ 
senweit bestes Wahlergebnis. In Sach¬ 
sen kam die NPD bei den Gemeinde¬ 
ratswahlen insgesamt nur auf 1,8 Pro¬ 
zent. Im thüringischen Erfurt erreichte 


die extrem rechte Partei hingegen 
7,4 Prozent und verbesserte ihr letztes 
Ergebnis damit um 2,4 Prozent. 

In Mecklenburg-Vorpommern 
musste die NPD im Verhältnis zur letz¬ 
ten Kreistagswahl 2011 Verluste einste¬ 
cken. Zwar sind Neonazis noch mit 16 
Abgeordneten in allen sechs Kreista¬ 
gen vertreten, verfügen aber nunmehr 
über sieben Mandate weniger als 2011. 
Landesweit kamen die Rechten auf 
rund 3 Prozent der Stimmen. Nur im 
Kreis Vorpommern-Greifswald lagen 
sie mit fast 7 Prozent deutlich darüber. 
In Brandenburg konnte die neofaschis¬ 
tische Partei insgesamt 19 Mandate er¬ 
langen. Markus Bernhardt 


Ulrich Sander, Bundessprecher der WN-BdA, 

in Dortmund lebend, erinnerte an die Fehler der Politiker 
und der Polizei im Umgang mit den Nazis in ihrer„rechten 
Hochburg“ Dortmund. Das Organisationsverbot von 2012 
habe nicht zu einem Verbot der Nachfolgeorganisationen 
geführt, die „Rechte“ sei geduldet und zur Wahl zugelassen 
worden und diese „Partei“ wie die NPD konnten sich ras¬ 
sistische Stimmungsmache aus der Mitte der Gesellschaft 
zu Nutze machen. Nie aufgeklärt wurde die Verbindung 
der Dortmunder Neonazis zum V-Leute-System und zum 
Mordtrio NSU. 

Sander berichtet: „Noch am Vortag erlebte ich dies: Die 
,Rechte' zog mit ihrem Redner Dennis Giemsch durch Dort¬ 
mund. Am 24.5.14 um 10.30 Uhr baute sich auf dem Markt 
(Heinrich-Sondermann-Platz) in Lütgendortmund neben un¬ 
serem Stand der„Linken“ diese Nazibande auf und startete 
eine Wahlkundgebung. Etwa 30 Lütgendortmunder Bürge¬ 
rinnen und Bürger umstellten die Rechten (sechs Personen, 
ein Lautsprecher, ein PKW) und störten die Nazis mit Rufen 
und Protestplakaten. Die Gegendemonstranten der Nazis 
wurden von Polizisten fotografiert. 

Dennis Giemsch machte die Ausländer für alle sozialen 
Probleme verantwortlich, er betrieb Hetze gegen Roma und 
Sinti, die sich hier in ,Ekelhäusern’ breitmachten - ein Begriff 


der etablierten Parteien und Medien aus der unrühmlichen 
Zeit der Hetzkampagne gegen den bulgarischen ,Straßen¬ 
strich’ in Dortmund. Die Roma und Sinti vor allem aus Bul¬ 
garien würden sich Gelder ergaunern, ohne zu arbeiten. Sie 
erhöhten die Kriminalitätsrate. Giemsch bekannte sich dazu, 
dem 2012 verbotenen Nationalen Widerstand anzugehören 
und nun in der Partei ,Die Rechte’ weiterzumachen. 

Ich informierte mich bei der Besatzung eines anwesen¬ 
den Polizeiwagens, ob man die Giemsch-Rede mitgeschnitten 
habe. Antwort: Nein. Ob man wegen Volksverhetzung Vorge¬ 
hen werde? Antwort: Nein. Ob man die Rede überhaupt an¬ 
gehört habe? Antwort: Das ist Gelaber, ich höre da nicht hin. 

Wenn Demokraten jetzt darüber nachdenken, wer ihre 
Stimme bei den anstehenden Stichwahlen zum Oberbürger¬ 
meisterposten verdient, so sollten sie beachten: Der Kandidat 
Ullrich Sierau hat viel für das Widerstehen gegen die Nazis in 
Dortmund getan, mehr als andere, aber er hat großen Teilen 
seiner Partei nicht widersprochen und auch den Medien nicht, 
die die Kampagne gegen die Roma und Sinti seit dem Jahre 
2010 hochpeitschten, um,Ekelhäuser’ und,Straßenstrich’ die¬ 
sen armen Menschen anzulasten und sie zu stigmatisieren. 
Darauf konnten die Nazis nun erfolgreich aufbauen. Diese 
Kampagne mit ihren schlimmen Auswirkungen sollte end¬ 
lich kritisch aufgearbeitet werden.“ 


„Aus Sorge um 
den Frieden“ 

100 Autoren, Musiker, Bildende Künst¬ 
ler, Wissenschaftler, Juristen, Ärzte, 
Theologen, Gewerkschafter und Frie¬ 
densaktivisten wenden sich mit einem 
dringenden Appell an Politik und Öf¬ 
fentlichkeit. „Lassen Sie nicht zu, dass 
der Kampf um die Ukraine zu einem 
Stellvertreterkrieg zwischen ,dem Wes¬ 
ten 4 und Russland eskaliert!“, heißt es 
darin. 

Hundert Jahre nach Beginn des 
1. Weltkriegs befinde sich die Welt in ei¬ 
ner höchst gefährlichen Lage. Dem un¬ 
verantwortlichen Kampf um geostrate- 
gische Positionen und Einflusssphären 
müsse Einhalt geboten werden. Wirt¬ 
schaftssanktionen und andere „Straf¬ 
maßnahmen“ gegen Russland seien aber 
ein „untaugliches Mittel zur Deeskala¬ 
tion“. 

Das Vorgehen in der Ukraine-Kri¬ 
se widerspreche zutiefst der 1997 von 
NATO und Russland Unterzeichneten 
Pariser „Grundakte über Gegenseitige 
Zusammenarbeit und Sicherheit“. Darin 
hatten sich beide Seiten verpflichtet, „die 
Spuren der früheren Konfrontation und 
Konkurrenz zu beseitigen“, „ungelöste 
Gebietsstreitigkeiten, die eine Bedro¬ 
hung für unser aller Frieden, Wohlstand 
und Stabilität darstellen“ sowie andere 
„Meinungsverschiedenheiten“ auf der 
Grundlage des „gegenseitigen Respekts 
im Rahmen politischer Konsultationen“ 
beizulegen. Zahlreiche Maßnahmen der 
NATO - vom Krieg gegen Serbien 1998 
bis zur hemmungslosen Osterweite¬ 
rung - hätten diesen Respekt vermissen 
lassen. Der Westen und Russland müss¬ 
ten vielmehr neu darüber nachdenken, 
wie das Spannungsverhältnis von terri¬ 
torialer Unverletzlichkeit und Selbstbe¬ 
stimmung friedlich zu lösen sei. 

Die Bundesregierung müsse einen 
Beitrag zur Deeskalation leisten, in¬ 
dem ihre Politik - auch angesichts der 
historisch belasteten Beziehungen zu 
Russland - die Sicherheitsinteressen al¬ 
ler Staaten des „gemeinsamen Hauses 
Europa“ berücksichtigt. Konkret hei¬ 
ße das, die Vereinbarungen der Pariser 
Grundakte einzuhalten und „rhetorisch 
abzurüsten“, die „Strafmaßnahmen“ zu 
beenden und auf die Einberufung einer 
europäischen Sicherheitskonferenz zu 
drängen. 

Zu den Erstunterzeichnerinnen ge¬ 
hören die Schriftsteller Ingo Schulze 
und Irina Liebmann, der Liedermacher 
Konstantin Wecker, die Schauspieler 
Jutta Wachowiak und Rolf Becker, die 
Rechtswissenschaftler Andreas Fisahn 
und Norman Paech, der Bundesrichter 
a.D. Wolfgang Neskovic, die Friedens¬ 
und Sozialwissenschaftler Andreas Büro, 
Christoph Butterwegge und Werner Ruf, 
sowie die Theologen Friedrich Schorle- 
mmer und Hans Christoph Stoodt. 

Die Initiatoren der Erklärung „Aus 
Sorge um den Frieden“ weisen außer¬ 
dem auf die Möglichkeit hin, die Erklä¬ 
rung online unterzeichnen zu können, 
und zwar unter der dafür eingerichteten 
Adresse: http://www.kontext-tv.de/Uk- 
raine/Aufruf/Aus_Sorge_um_den_Frie- 
den 


Hochwasserschutz 
genügt nicht 

Der Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) kritisiert, dass der 
Hochwasserschutz unzureichend ist. Ein 
Jahr nach dem Hochwasser an Elbe und 
Donau fehle es weiterhin an einer län- 
derübergreifenden Strategie mit ökolo¬ 
gischen Maßnahmen. 

Vorbeugender Hochwasserschutz 
dürfe nicht auf den Bau von Stauanla¬ 
gen reduziert werden und es reiche nicht, 
Deiche höher zu machen. Das spiegele 
Sicherheit vor, erhöht aber gleichzeitig 
das Risiko von stärkeren Flutwellen am 
Unterlauf der Flüsse. So sei es notwen¬ 
dig, Deiche zurückzuverlegen. Doch die 
Landesregierungen bleiben tatenlos. 
Allein im Einzugsgebiet der Elbe könn¬ 
ten 35 000 Hektar als Überflutungsflä¬ 
che dienen. Seit 2003 sind aber ledig¬ 
lich 1300 Hektar realisiert worden oder 
werden gerade umgesetzt, obwohl öko¬ 
logische Schutzmaßnahmen mittelfristig 
kostengünstiger seien, sagte Ernst-Paul 
Dörfler, Leiter des BUND-Elbschutz- 
Projektes. 
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Junta gab sich einen 
legalen Anstrich 

Wie zu erwarten war hat der Milliar¬ 
där Petro Poroschenko die Präsiden¬ 
tenwahl in der Ukraine hoch gewon¬ 
nen. Doch die Ukrainer hatten keine 
wirkliche Auswahl. Alle Kandidaten, 
die mehr oder weniger Aussichten auf 
ein erfolgreiches Abschneiden hat¬ 
ten, vertraten im Grunde die gleichen 
„Werte“. Sie sind Repräsentanten oder 
Befürworter des Turbokapitalismus, 
sie stehen auf der Seite der Kiewer 
Putschisten - einige von ihnen haben 
den Umsturz sogar massiv finanziert 
und durch die ihnen gehörenden oder 
auch nur hörigen Medien unterstützt, 
oder sie haben aktiv daran teilgenom¬ 
men. Sie alle sind für einen möglichst 
raschen Anschluss der Ukraine an die 
EU und die NATO und für antirussi¬ 
sche Haltungen bekannt. Sie zeich¬ 
nen sich dadurch aus, dass sie entwe¬ 
der Dollarmilliardäre oder zumindest 
Millionäre sind, wie Poroschenko, oder 
dass sie im Zuge der Maidan-Unruhen 
nach oben gespült wurden, wie der Chef 
der Faschistenpartei „Swoboda“ Oleg 
Tjagnibok, der inzwischen durch eine 
Reihe von Treffen mit Politikern der 
USA und der EU-Staaten salonfähig 
gemacht wurde, oder gar der Anfüh¬ 
rer der militant-faschistischen Schlä¬ 
gertruppe „Rechter Sektor“ Dmitri Ja- 
rosch, der die Ukraine wieder zu einer 
Atommacht machen, mit einer totalen 
Mobilisierung von Armee, Nationalgar¬ 
de und Landwehren die „russische Ag¬ 
gression“ stoppen und allen Ukrainern 
das Recht auf Waffenbesitz zubilligen 
will. Die vor der Wahl in den Umfra¬ 
gen Zweitplazierte und bei 13 Prozent 
gelandete vorbestrafte Ex-Premiermi- 
nisterin Timoschenko, will am liebsten, 
wie sie erklärte, eine Kalaschnikow in 
die Hand nehmen und alle Russen zu¬ 
sammenschießen. Kandidaten, die sich 
in ihren politischen Positionen grund¬ 
legend davon unterscheiden, wurden 
rechtzeitig zur Aufgabe gezwungen, wie 
der Kommunist Pjotr Simonenko. 

Die Kommunistische Partei der Uk¬ 
raine, gegen die von den selbsternann¬ 
ten „Regierenden“ mit sehr faden¬ 
scheinigen Begründungen ein Verbots¬ 
verfahren angestrengt wurde, hat mit 
vollem Recht darauf verwiesen, dass 
im Zustand eines Bürgerkrieges keine 
demokratische Wahl zustande kommen 
kann. 

Der ganze Vorgang wirft auch ein 
bezeichnendes Licht auf den Zustand 
der Europäischen Union. Denn die Po¬ 
litiker aller Parteien, die im Parlament 
die Mehrheit stellen, von Konservativen 
über Sozialdemokraten, Liberale bis hin 
zu den Grünen, sind finster entschlos¬ 
sen, uns im Anschluss an die ukrainische 
Wahl-Farce die Kiewer Putschisten end¬ 
gültig als „legitime Vertreter des ukrai¬ 
nischen Volkes“ zu verkaufen. U. B./UZ 

Afrikas Mütter leiden 
am meisten 

Was wir schon immer wussten, bestä¬ 
tigt nach Abidjan-News die Nichtre¬ 
gierungsorganisation „Save The Child¬ 
red“ in einem in Dakar veröffentlich¬ 
ten Report. Die NGO dokumentiert 
seit 15 Jahren die Lebensbedingungen 
von Müttern auf der ganzen Welt: ihren 
Gesundheitszustand, ihren Bildungs¬ 
grad, ihre wirtschaftliche Lage, den 
politischen Status und das Wohlbefin¬ 
den der Kinder. Am schwersten haben 
es die Mütter in Cöte dTvoire, Tschad, 
Nigeria, Sierra Leone, Zentralafrikani¬ 
sche Republik, Guineau-Bissau, Mali, 
Niger, Demokratische Republik Kongo 
und als Schlusslicht Somalia. 

In ihrem Report hebt die Oragnisa- 
tion die Rolle bewaffneter Konflikte 
und von Naturkatastrophen wie Über¬ 
schwemmungen und Dürren hervor 
wie auch „ungenügendes“ Regierungs¬ 
handeln. Das Ausmaß der Katastrophe 
beleuchtet das Schlusslicht Somalia: 
Dort stirbt im Durchschnitt eine Frau 
von 27 im Kindbett, und eins von sie¬ 
ben Kinder, also 14 Prozent, stirbt vor 
seinem fünften Geburtstag. 

Außerdem zeigen die Daten eine „be¬ 
eindruckende Diskrepanz zwischen 
den armen und reichen Ländern“ mit 
den skandinavischen Ländern an der 
Spitze. Übrigens: Deutschland und 
Frankreich nehmen den 8. und 9. Rang 
ein, die USA Platz 31. G.H. 


Kein Kurswechsel nach der EU-Wahl 

Linksparteien erreichen Zuwächse, aber keinen gravierenden Fortschritt 



D as Gesamtergebnis der EU- 
Wahl 2014 lässt sich nach den 
Anfang dieser Woche vom EU- 
Parlament bekannt gegebenen Zahlen 
in drei Haupttrends zusammenfassen: 
★ Die etablierten Parteien, die bis¬ 
her den EU-Kurs des neoliberalen 
Sparzwangs und des Sozialabbaus 
durchgesetzt haben, verlieren zwar an 
Stimmen, aber die Absage der Wäh¬ 
lerinnen und Wähler an diese Partei¬ 
en reicht nicht aus, um eine spürbare 
Veränderung der politischen Kräfte¬ 
verhältnisse zu erreichen. Sowohl die 
Rechtskonservativen wie die Sozial¬ 
demokraten, aber auch Liberale und 
Grüne haben weniger Stimmen und 
Mandate als 2009. Die Europäische 
Volkspartei (EVP) und die sozialde¬ 
mokratische Fraktion S&D („Sozia¬ 
listen und Demokraten“) stellen aber 
dennoch weiterhin die stärksten Frak¬ 
tionen im EU-Parlament. 

★ Der vorhergesagte und in den vor¬ 
herrschenden Medien oft geradezu 
herbeigeredete „Durchbruch“ rechts¬ 
extremistischer, ausländerfeindlicher 
und rassistischer Parteien ist in der 
Tat besorgniserregend. Nicht nur in 
Frankreich und Großbritannien, son¬ 
dern auch in mindestens neun weite¬ 
ren EU-Staaten. 

★ Die Wahlergebnisse der linken Par¬ 
teien und Bündnisse, linkssozialisti¬ 
scher wie kommunistischer Prägung, 
weisen in mehreren Ländern erfreuli¬ 
che Verbesserungen auf, was sich auch 
in einer vergrößerten Linksfraktion im 
EU-Parlament niederschlägt. Aber die 
Tendenz ist uneinheitlich. In einigen 
Ländern sind auch Stimmenrückgänge 
zu verzeichnen. Insgesamt bleibt das 
Ergebnis der Linken hinter den Er¬ 
wartungen und Vorhersagen, vor allem 
aber hinter dem für die Durchsetzung 
eines anderen politischen Kurses not¬ 
wendigen Gewicht zurück. 

Absage an den bisherigen 
EU-Kurs 

Die rechtskonservative EVP kam zwar 
auf 213 Mandate (bei insgesamt 751 
Abgeordneten), verlor aber 61 Sitze. 
Die Sozialdemokraten erreichten 190 
Mandate, verloren 6 Sitze. Die Libe¬ 
ralen (ALDE) erhielten 64 Sitze, 19 
weniger als 2009. Das Wahlergebnis 
der Grünen ist wechselhaft; beacht¬ 
lichen Gewinnen in einigen Ländern 
(Österreich) stehen große Verluste in 
anderen (Frankreich) gegenüber. Ins¬ 
gesamt kommen die Grünen auf 53 
Sitze, vier weniger als 2009. 

Auch die in manchen EU-Staa- 
ten leicht gestiegene Wahlbeteiligung 
kann nicht als Zustimmung zum bis¬ 
herigen EU-Kurs gewertet werden. 
Auf EU-Gesamtebene stagnierte die 
Beteiligung bei 43 Prozent. Das heißt, 
mehr als jeder zweite Wahlberechtige 
brachte seinen Missmut über die eta¬ 
blierte Politik dadurch zum Ausdruck, 
dass er nicht hinging. In der Slowakei 
fiel die Wahlbeteiligung auf das Re¬ 
kordtief von 13 Prozent Das Haupt¬ 
ergebnis dieser Wahlen ist also unbe¬ 
streitbar eine drastisch schwindende 
Zustimmung zu den bisher in der EU- 
Politik tonangebenden Parteien. 

Dessen ungeachtet hat hinter den 
Kulissen nun bereits ein heftiger Pos¬ 
ten- und Koalitionsschacher begon¬ 
nen, da weder Juncker noch Schulz 
mit ihren Parteiformationen allein im 
EU-Parlament über die erforderliche 
Mehrheit verfügen, um zum künfti¬ 
gen EU-Kommissionschef gewählt 
zu werden. Kanzlerin Merkel hat sich 
für eine Vereinbarung mit den Sozial¬ 
demokraten über ein „Personalpaket“ 
ausgesprochen, das mehrere EU-Spit- 
zenposten einbezieht. Es dürfte also 
mit größter Wahrscheinlichkeit zur 
Fortsetzung der „großen Koalition“ 
in der EU kommen, die auch bisher 
schon in der EU-Kommission bestan¬ 
den hat. 

Eigentlich ist es ziemlich unwich¬ 
tig, wie dieser „Kompromiss“ am Ende 
aussehen wird. Denn sowohl die EVP 
wie die Sozialdemokraten stehen für 
die im Wesentlichen unveränderte 
Fortsetzung des bisherigen neolibe¬ 


Der Kuchen ist verteilt 

ralen Zwangsparkurses, für Deregu¬ 
lierung der Arbeitsmärkte und des 
Tarifvertragssystems und die Auswei¬ 
tung des Niedriglohnsektors, für den 
Ausbau der Macht der EU-Zentralen 
über die Mitgliedstaaten und für den 
Ausbau der EU zu einer global agie¬ 
renden und in Kriege verwickelten 
EU-Militärmacht. 

Es wird somit weiterhin entschei¬ 
dend auf die Entwicklung des außer¬ 
parlamentarischen Widerstands gegen 
diese Politik ankommen. 

Der gefährliche Vormarsch 
der Rechtsextremisten 

Die alarmierenden Ergebnisse der 
rechtsextremistischen Parteien kön¬ 
nen dazu führen, dass sie im künfti¬ 
gen EU-Parlament mit mehr als hun¬ 
dert Abgeordneten den drittstärksten 
Block darstellen, auch wenn sich ab¬ 
zeichnet, dass sie sich infolge verschie¬ 
denartiger Differenzen wahrschein¬ 
lich nicht zu einer einzigen Fraktion 
zusammenschließen, sondern mögli¬ 
cherweise mit zwei Fraktionen auftre- 
ten werden, zusätzlich zu einer ganzen 
Reihe fraktionsloser Abgeordneter, 
die sich keiner der bestehenden Frak¬ 
tionen anschließen. 

Die größten Erfolge verzeichneten 
die Rechtsextremisten in Großbritan¬ 
nien mit der „Unabhängigkeitspartei“ 
(UKIP 26,8 %), in Dänemark mit der 
„Dänischen Volkspartei“ (DF 26,6 %), 
in Frankreich mit dem „Front Natio¬ 
nal“ (FN) unter Marine Le Pen (24,95 
%) und in Belgien mit der „Neuen 
Flämischen Allianz“ (N-VA - 16,35 
%), die alle vier bei dieser Wahl in ih¬ 
rem Land jeweils stärkste Partei wur¬ 
den. Die antisemitische „Jobbik“ in 
Ungarn erreichte 14,7 Prozent, und 
dies neben der gleichfalls rechtsextre¬ 
men FIDESZ-Partei von Regierungs¬ 
chef Orbän, die 51,5 Prozent für sich 
gewinnen konnte. Die österreichische 
FPÖ kam auf 19,7 Prozent, ebenso wie 
die „wahren Finnen“ (19,7 %). Die 
„Freiheitspartei“ (PW) des nieder¬ 
ländischen Rechtsextremisten Geert 
Wilders kam auf 13,2 Prozent, trotz 
eines gewaltigen Stimmenverlusts 
gegenüber vorhergehenden Wahlen. 
Die „Schwedendemokraten“ (SD) er¬ 
reichten 9,7 Prozent und die griechi¬ 
sche „Goldene Morgenröte“ als dritt- 
stärkste Partei des Landes 9,4 Prozent. 

Zweifellos sind diese Ergebnis¬ 
se auf dem Boden des Unmuts und 
der Unzufriedenheit mit der bisheri¬ 
gen EU-Politik gewachsen. Es gelang 
den Rechtsextremisten offensichtlich, 
sich in erheblichen Teilen der Wäh¬ 
lerschaft mit ihrer sozialen und nati¬ 
onalistischen Demagogie als die wah¬ 
ren Volks- und Arbeitervertreter ge¬ 
gen „die da oben“ darzustellen und 
Enttäuschte und Empörte mit fal¬ 
schen Feindbildern, ausländer- und 
immigrationsfeindlichen Parolen von 
den wahren Verursachern ihrer Nöte 
abzulenken. In einer Stellungnahme 
der Französischen Kommunistischen 
Partei (PCF) wurde sicher nicht zu 
Unrecht erklärt: „Wenn die Rechte 
und die Rechtsextremen vorn liegen, 
ist damit vor allem die Regierungs¬ 
mehrheit (unter dem sozialdemo¬ 
kratischen Staatschef Hollande we¬ 


gen ihrer nicht eingehaltenen linken 
Wahlversprechen, GP) sanktioniert 
worden“. 

Linksparteien mit verbes¬ 
serten, aber insgesamt 
unbefriedigenden Ergebnissen 

Die Fraktion der „Vereinigen Lin¬ 
ken“ im künftigen EU-Parlament 
wuchs von 35 (2009) auf 42 Abgeord¬ 
nete. So erfreulich dies ist, verbergen 
sich dahinter doch ganz unterschied¬ 
liche Ergebnisse in den einzelnen 
Ländern. 

Der größte Zuwachs ergab sich in 
Griechenland, wo das Linksbündnis 
„Syriza“ von 4,7 auf 26,6 % anwuchs 
und damit stärkste Partei im Land 
wurde. Sie erreichte 6 Mandate im 
EU-Parlament (statt bisher 1). Die in 
scharfer Konkurrenz zu Syriza kandi¬ 
dierende KKE errang mit knapp 6,1 
Prozent zwei EU-Mandate (wie bis¬ 
her, bei der EU-Wahl 2009 hatte die 
KKE allerdings 8,35 % erreicht). 

Stimmen- und Mandatszuwächse 
für Linke ergaben sich auch in Irland 
(Sinn Fein 17 %, 3 Mandate, 2 mehr als 
bisher), Portugal (12,7 %, 3 Mandate 
für das von der PCP initiierte Bünd¬ 
nis CDU, und gleichzeitig bei deutli¬ 
chem Stimmenverlust 4,6 % für den 
konkurrierenden „Linksblock“ (BE) - 
1 Mandat statt bisher 3) und Spanien 
(Vereinigte Linke 9,99 %, 5 Mandate, 
4 mehr als bisher). 

In Frankreich erreichte die „Links¬ 
front“ nur einen Stimmenzuwachs von 
0,34 % (von 6,0 auf 6,34 %, was einen 
Rückgang der Mandatszahl von 5 auf 4 
zur Folge hatte.) In den Niederlanden 
konnte die linkssozialistische „Sozia¬ 
listische Partei“ (SP) von 7,1 auf 9,6 % 
zulegen und erreichte damit 2 Manda¬ 
te. Stimmenzuwächse für linke Partei¬ 
en gab es auch in Finnland (von 5,9 
auf 9,3 %, 1 Mandat),Dänemark (von 
7 auf 8 %, 1 Mandat), und Italien (von 
3,4 auf 4 %, aber kein Mandat). In Bel¬ 
gien steigerte die „Partei der Arbeit“ 
(PTB) bei der EU-Wahl ihr Ergebnis 
von 1 auf 3,6 Prozent, was aber eben¬ 
falls für einen Mandatsgewinn nicht 
ausreichte. 

Den Zugewinnen stehen jedoch 
auch Stimmenverluste gegenüber. So 
ging die Stimmenzahl für AKEL auf 
Zypern von 34,9 auf 26,9 Prozent zu¬ 
rück, was sich allerdings in der Zahl 
der EU-Abgeordneten (2 wie bisher) 
nicht aus wirkte. In Tschechien ging die 
Stimmenzahl der KSCM von 14,2 auf 
knapp 11 % zurück (nur 3 statt bisher 
4 Mandate im EU-Parlament). 

Insgesamt ist es den linken Par¬ 
teien nicht in dem wünschenswerten 
und vor allem für die Durchsetzung 
einer anderen Politik notwendigen 
Maß gelungen, sich den von der bis¬ 
herigen EU-Politik enttäuschten und 
von den etablierten Parteien abwen¬ 
denden Wählerinnen und Wählern als 
sinnvolle und glaubwürdige Alternati¬ 
ve darzustellen. Es wird noch gründ¬ 
lich untersucht und diskutiert werden 
müssen, wo dafür die objektiven und 
subjektiven Ursachen liegen und was 
dafür verantwortlich ist, dass sich die 
unzufriedenen Menschen nicht in weit 
stärkerem Maß den Linken zuwenden. 

Georg Polikeit 


Ergebnisse der 
Wahlen in Griechenland 

Am Wochenende gab es in Griechenland 
zwei Wahlen: zum EU-Parlament und die 
Stichwahlen in den Regionen. Durch die 
vom IWF und der EU aufgedrückte Re¬ 
form wurde Griechenland in nur noch 13 
Regionen und 325 Städte geschrumpft. 
Schon nach dem ersten Wahlgang zeig¬ 
ten sich für die Kommounistikö Komma 
Elladas (KKE) große Spannbreiten bei 
den Ergebnissen zwischen 49,3 Prozent 
auf der Insel Serifos und 5,36 Prozent in 
Ostmakedonien und Thrakien. 

Griechenland stehen 21 Sitze im 
EU-Parlament zu. Syriza erhielt 26,59 
Prozent (6 Sitze), die konservative Nea 
Dimokratia 23,2 Prozent (5 Sitze). Es fol¬ 
gen die neofaschistische Goldene Mor¬ 
genröte mit 9,4 Prozent (3), der „Oliven¬ 
baum“ (PASOK) mit 8,02 Prozent (2), To 
Potami (Der Fluss) 6,53 Prozent (2), die 
KKE mit 6,06 Prozent und die „Unab¬ 
hängigen Griechen“ mit einem Sitz. Die 
KKE hat damit ihre zwei Sitze verteidigt. 

Kommunistische Bürgermeister wur¬ 
den in der zweiten Runde in Patras, Ika- 
ria, Petroupolis und Haidari gewählt. 

Bei der Kommunalwahl in Grie¬ 
chenland gibt es eine Besonderheit: Die 
Parteien dürfen nicht unter ihrem Na¬ 
men antreten. Die Kandidatinnen der 
KKE stehen hinter „Volksbewegung“ 
(People‘s Rally) mit dem Zeichen der 
roten Nelke als ihrem Symbol. 

Schon in der ersten Runde der Wahl 
hatten die Genossen die Verluste aus der 
Wahl von 2012 ausgeglichen und sich 
vielfach verbessert. In Dutzenden Städ¬ 
ten kamen sie über 10 Prozent, in vier 
Wahlgebieten standen sie am Sonntag 
in der Stichwahl: Patras (25,06 %), Ika- 
ria (44,1 %), Petroupolis (26,28 %) und 
Haidari (18,43 %). Im Athener Bezirk 
Kassariani (23,36 %) verpassten sie die 
Stichwahl um eine Stimme. 

In Athen wuchs der Stimmenanteil 
um 2,7 auf 7,41 Prozent. Syriza hatte in 
der ersten Runde leicht verloren, bleibt 
aber insgesamt stabil. Die Aspiranten 
der PASOK versteckten sich als „Unab¬ 
hängige“ hinter der Bezeichnung „Oli¬ 
venbaum“. Die Faschisten der „Golde¬ 
nen Morgenröte“ erreichten in der Re¬ 
gion Attika 11,1, in Athen 16,1 Prozent. 

Bei den Regionalwahlen bekamen 
die Kommunisten insgesamt 497 653 
Stimmen (8,82 %). Bei den Parlaments¬ 
wahlen 2012 waren es 277 227 (4,5 %). 

Erste Reaktionen: Premierminister 
Samaras glaubt seine Gegner geschei¬ 
tert. Alexis Tsipras sieht die Syriza eu¬ 
ropaweit im Gespräch. Evangelos Ve- 
nizelos (PASOK) fordert die Einheit 
der Nation, Fotis Kouvelis (Dimar) 
sieht für seine Partei in der Wahl ein 
schlechtes Ergebnis. Uwe Koopmann 

Belgien: Separatisten 
auf dem Vormarsch 

Großes Geschrei machen die bürgerli¬ 
chen Blätter nicht über die Ergebnisse 
der Parlamentswahl in Belgien, die zeit¬ 
gleich mit der EU-Wahl am 25. Mai statt¬ 
fand. Es wird vielmehr hingenommen, 
dass die „Neue Flämische Allianz (N- 
VA) mit 33 von 150 Sitzen in der Brüsse¬ 
ler Abgeordnetenkammer rund 20 Pro¬ 
zent der Stimmen (im flämischen Regio¬ 
nalparlament sogar 30 Prozent) erhalten 
hat. Sogar ein Aufatmen ist mancherorts 
zu vernehmen, dass nur die N-VA sechs 
Sitze gewonnen hat und das radikalere 
Vlaams Belang neun Sitze verloren hat. 
Das zeigt aber in erster Linie einen Stra¬ 
tegiewechsel. Das VB wird jetzt durch 
die weit mehr akzeptierte N-VA ersetzt. 
Die etablierten belgischen Parteien hat¬ 
ten einen „Sicherheitsgürtel“ um das 
Vlaams Belang gezogen, der ihren Par¬ 
lamentariern nur wenig Handlungsspiel¬ 
raum bot. Bei der N-VA wurde das ver¬ 
säumt, jetzt ist es zu spät dafür. 

In Wallonien sieht die Welt übrigens 
ganz anders aus: Hier ist die sozialdemo¬ 
kratische PS stärkste Partei, seit Jahren 
schon. Sie hält 30 der 75 Sitze. Die Wäh¬ 
lerbewegungen der anderen bürgerli¬ 
chen Parteien sind zu vernachlässigen, 
hier ein Sitz weniger, dort einer mehr. 

Bemerkenswert ist, dass sowohl im 
nationalen als auch im wallonischen Par¬ 
lament eine neue Partei Einzug gehalten 
hat: In beiden ist jetzt auch die marxisti¬ 
sche Partei der Arbeit (PTB) mit je zwei 
Abgeordneten vertreten. In Flandern 
scheiterten die Genossinnen und Ge¬ 
nossen an der 5-Prozent-Hürde. M. de J. 
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Kriegsrecht in Thailand 

Der Widerstandskampf gegen die Putschisten hat begonnen 


Nur wenige Stunden nachdem in der 
vorigen Woche Thailands Militär die 
Macht übernommen hat, stellten sich 
zahlreiche Menschen den Militärs in 
den Weg. Manchmal nur wenige Zen¬ 
timeter von den schwerbewaffneten 
Soldaten entfernt, forderten hunder¬ 
te von Demonstranten in Bangkok die 
Beendigung des verkündeten Ausnah¬ 
mezustandes. Die Bilder dieser muti¬ 
gen Verteidiger der Demokratie gingen 
um die Welt und werden noch lange 
nachwirken. Armeeoberbefehlshaber 
General Prayuth Chan-ocha hatte ge¬ 
droht, jeden Widerstand gegen seine 


Anordnungen kriegsrechtlich zu be¬ 
strafen. Offensichtlich gibt es aber ein 
weitgefächertes pro-demokratisches 
Graswurzel-Netzwerk, das zum Wider¬ 
stand bereit ist. Dieses Netzwerk brei¬ 
tet sich sowohl in Bangkok als auch in 
den ländlichen Provinzen aus. Es agiert 
unabhängig von der gestürzten Regie¬ 
rung und der Shinawatra-Familie als 
auch von Nicht-Regierungs-Organi- 
sationen und den etablierten Gewerk¬ 
schaften der Staatsbediensteten. Die 
Behauptung der Armeeführung, als 
Mediator im Konflikt zwischen Rot- 
und Gelbhemden wirken zu wollen, ist 


eine schlecht getarnte Lüge. Die militä¬ 
rischen Eliten hatten in der Vergangen¬ 
heit stets die ultraroyalistischen Gelb¬ 
hemden unterstützt. Nach dem Putsch 
wurden Dutzende Rothemden im Nor¬ 
den und Nordosten Thailands von Sol¬ 
daten auf militärischem Gelände fest¬ 
gesetzt. Bangkoker Zeitungsredakteu¬ 
re wurden ebenfalls inhaftiert. An den 
Universitäten des Landes wurden Do¬ 
zenten und Studenten zu „politischer 
Zurückhaltung“ verpflichtet. In Chiang 
Mai mussten Bücherläden politische 
Bücher aus ihrem Sortiment nehmen. 

Gunter Willing 



Protest im Nationalstadion in Bangkok 


DKP: Solidarität mit den Antifaschisten 
und Verfolgten in der Ukraine! 

Kein Verbot der Kommunistischen Partei! 


Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) steht als Par¬ 
tei des Friedens, des gesellschaftlichen Fortschritts und 
des Sozialismus im Ukraine-Konflikt klar und unzweideu¬ 
tig an der Seite derer, die sich gegen den Putsch weh¬ 
ren, der im Februar eine Koalitionsregierung aus Konser¬ 
vativen, Ultranationalisten und Faschisten an die Macht 
brachte. 

Dieser Putsch führte zu dem immer bedrohlicheren 
Szenario in der Ukraine mit Toten und Verletzten. Die Ab¬ 
spaltungspläne russischstämmiger und anderer Bürge¬ 
rinnen und Bürger, die sich nicht anders zu helfen wis¬ 
sen, als per Referenden von Kiews Willkürherrschaft los¬ 
zukommen, war dagegen die Reaktion auf den Putsch. 
Und noch mehr ist sie eine Reaktion auf das, was dem 
Putsch folgte. Trotz der diesbezüglich deutlichen Gen¬ 
fer Vereinbarungen gehen die ukrainischen Putschisten 
militärisch gegen die Menschen vor, die sich ihnen nicht 
beugen wollen. Sie nennen sie „Terroristen“, obwohl es 
nur einen Terror gibt: den Einsatz von Panzern gegen die 
Bewohnerinnen und BewohnerderOstukraine. Den Terror 
der Faschistenhorden, die das Gewerkschaftshaus von 
Odessa angezündet haben, die Menschen verbrennen, 
erschlagen und erschießen. Und den Terror der Polizis¬ 
ten, die dabei zuschauen und sich mitschuldig machen. 

Diejenigen, die von den Mörderbanden Terroristen 
genannt werden, äußern sich dagegen per Volksabstim¬ 
mung. Diese Form der Demokratie ist Parlamentspoliti¬ 
kern in Deutschland suspekt. Von militärischen Aktionen 
der Aufständischen Richtung Kiew, zur Niederringung ei¬ 
ner nach ukrainischer Verfassung illegitimen Regierung 
ist nichts zu sehen. Wohl aber von Hunderten Toten nach 
Angriffen der regulären sowie der Sondereinheiten der il¬ 
legalen Staatsmacht. 

Dass der Putsch vom Februar gegen die ukrainische 
Verfassung verstößt, dazu hört man nichts von Außenmi¬ 
nister Walter Steinmeier oder von Bundespräsident Joa¬ 
chim Gauck, von Kanzlerin Angela Merkel gar nicht erst zu 
reden. Es geht eben nicht um die Menschenrechte einer 
Julia Timoschenko, die ihre Vorstellungen wie „mit Rus¬ 
sen umzugehen“ sei, vorWochen, an Deutlichkeit nicht zu 
überbieten, ausgedrückt hat. Es geht bei den Opfern des 
Staatsterrors „nur“ um Linke und Russen - deren Rechte 
scheinen durch die deutsche Staatsräson nicht gedeckt. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, sich von den 
Faschisten klar und deutlich zu distanzieren und statt- 
dessen die Antifaschisten in der Ukraine zu unterstützen. 

Gespräche zur Lösung der Krise unter Ausschluss ei¬ 
nes Konfliktteils sind sinnlos. Wer Frieden für die Ukraine 
will, muss auch in diesem Sinne Druck auf das Regime 
ausüben. NATO- und EU-Staaten tun das Gegenteil. Es 
ist offenkundig, dass sie die Situation verschärfen wollen, 
um Russland zu unüberlegten Handlungen zu verleiten. 
Die Wahlen am 25. Mai können die Menschen in der Ostu¬ 
kraine nur als Provokation empfinden, denn sie finden 


unter Bedingungen statt, wo Faschisten auf den Straßen 
alle jagen, die „links“ oder „russisch“ sind. 

Die vom Westen unterstützten Herrscher in Kiew wol¬ 
len zudem das Verbot der Kommunistischen Partei der 
Ukraine durchsetzen. Im Parlament bekommt sie bereits 
Redeverbot, ihre Abgeordneten und Mitglieder sind ihres 
Lebens nicht mehr sicher. 

So wurde der Vorsitzende der Kommunistischen Partei 
(KPU), Petro Simonenko, am 16. Mai nach einer Fernseh¬ 
debatte mit Molotowcocktails angegriffen. Die Scheiben 
seines Wagens wurden eingeschlagen und Brandsätze 
hineingeworfen. Nach Presseberichten konnte Simonen¬ 
ko mit seinen Mitarbeitern fliehen und hält sich seitdem 
versteckt. 

Welche Art von Demokratisierung sich die Mächtigen in 
der EU und den USA nach dem Sturz von Präsident Janu- 
kowitsch für den EU- und NATO-Kandidaten Ukraine vor¬ 
stellen, ist offensichtlich. Der Einsatz von US-Söldnern zur 
Unterstützung der Niederschlagung der Aufständischen 
und der sie unterstützenden Bevölkerung ist beredtes Bei¬ 
spiel auch dafür. 

Es ist notwendig, zwischen Aggressoren und Bedroh¬ 
ten zu unterscheiden, denn ein allgemeiner Verweis auf 
„die Interessen Russlands“ führt zu einer Untätigkeit, die 
die weltweite Friedensbewegung schon bei den Angriffen 
auf Länder wie den Irak, Afghanistan oder Libyen in eine 
fatale Zuschauerrolle gebracht hat. Russland hat ein In¬ 
teresse, das Vorrücken der NATO zu verhindern. Dieses 
Interesse deckt sich mit dem friedliebender Menschen. 

In dieser Situation, in der EU und USA ihre jeweili¬ 
gen geostrategischen Interessen in Osteuropa gewaltsam 
durchdrücken wollen, in der ein großer Teil der Medien 
den Hergang der Ereignisse eklatant verfälscht und alle 
Schuld bei Russland sucht und in der die Gefahr einer 
kriegerischen Auseinandersetzung aktuell, aber auch län¬ 
gerfristig wächst, falls die Ukraine sich der NATO öffnet, 
erklärt die DKP: 

Solidarität mit den Antifaschisten und Verfolgten in der 
Ukraine! 

Solidarität mit den Kommunistinnen! Kein Verbot der 
KPU! 

Der antirussischen Hetze und Kriegstreiberei deutscher 
Medien entgegentreten! 

Kein weiteres Vorrücken der NATO! Die politische und 
militärische Unterstützung für die Putschisten aus dem 
Ausland muss beendet werden! 

Für eine europäische Friedensordnung, in der Konflik¬ 
te zwischen Staaten mit friedlichen Mitteln ausgetragen 
werden! 

Keine Verhandlungen unter Ausschluss der Vertreterinnen 
aus der Ostukraine! 

Erklärung des Parteivorstands der DKP 
vom 18. Mai 2014 


20 Millionen Enthaltungen 

Kolumbien: Santos und Zuluaga in der Stichwahl 


Erwartungsgemäß gehen zwei rechtsge¬ 
richtete Kandidaten in die Stichwahl um 
das Präsidentenamt in Kolumbien. Bei 
der Wahl am vergangenen Sonntag kam 
Amtsinhaber Jan Manuel Santos mit 25,7 
Prozent nur auf Platz 2 hinter dem Kan¬ 
didaten von Ex-Präsident Uribe, der Pa¬ 
ramilitärs und eines Teils der Goßgrund- 
besitzer, Oscar Zuluaga (29,3 Prozent). 
Die Stichwahl findet am 15. Juni statt. 

Marta Ramirez (Konservative Partei) 
wurde Dritte mit 15,5 Prozent knapp vor 
Clara Lopez (15,2 %), die für den linken 
Alternativen Demokratischen Pol kandi¬ 
dierte und von der Patriotischen Union 
und der Kommunistischen Partei unter¬ 
stützt wurde. Clara Lopez wurde dabei 
von fast 2 Millionen Menschen gewählt 
und kam überraschend nah an das für die 
kolumbianische Linke historisch zu nen¬ 
nende Ergebnis von 2006 heran, als Car¬ 
los Gaviria 2,6 Millionen Stimmen (22,0 
%) erreichte. Auf den fünften und letzten 
Platz kam mit 8,3 Prozent Enrique Pena- 
losa für das „Grüne Bündnis“. Sechs Pro¬ 
zent der abgegebenen Stimmzettel, also 
gut 770 000, waren leer, was als Protest 
gewertet werden kann. Hinzu kommen 
weitere 330 000 ungültige Zettel. 

Auf einem neuen Tiefpunkt ist die 
Wahlbeteiligung angelangt: Nur 40 Pro¬ 
zent der Berechtigten stimmten ab, wo¬ 
mit Santos weniger als ein Zehntel der 
Kolumbianerinnen und Kolumbianer er¬ 
reichen musste, um in die Stichwahl zu 
gelangen. Santos rief in einer ersten Stel¬ 
lungnahme die drei Verlierer/innen auf 
ihn jetzt zu unterstützen, vor allem im 
Kampf gegen die Korruption, bei der Bil¬ 
dung und bei der Bewältigung des „Post¬ 
konflikts“. Damit bezieht er sich auf den 
Verhandlungsprozess mit den FARC in 
Havanna. Obwohl bei Weitem noch nicht 
vom Erreichen einer Nachkriegsphase 
die Rede sein kann, trifft er damit aller¬ 
dings ins Schwarze: Denn Oscar Zulua- 


ge, Gefolgsmann von Älvaro Uribe, unter 
dessen Präsidentschaften (2002 bis 2010) 
der Krieg ins Unermessliche gesteigert 
wurde, kritisiert die Verhandlungen und 
setzt stattdessen auf eine harte Hand 
gegen die Aufständischen. Juan Manu¬ 
el Santos, selbst als Kriegsminister unter 
Uribe Ideengeber für jene Politik, steht 
nun für einen Erfolg der Verhandlungen, 
für den er eine zweite Amtszeit brauche: 
„Es gilt zwischen Angst und Hoffnung 
zu wählen!“ 

Dabei spricht einiges dafür, dass hin¬ 
ter den Kulissen Gespräche zwischen 
beiden Anwärtern geführt werden, um 
die FARC durch Hinhalten gleichzeitig 
militärisch so zu schwächen, dass sie am 
Ende in Havanna Bedingungen akzep¬ 
tieren müssen, die ihr Ende einleiten sol¬ 
len. Aber die FARC-Kommandanten ha¬ 
ben das im Blick und sammeln parallel 
Pluspunkte: Während die Guerillas (ne¬ 
ben den FARC auch das ELN) wegen 
der Wahlen eine einwöchige Angriffs¬ 
pause verkündet hatten, ist die Regie¬ 
rung zum wiederholten Male nicht dar¬ 
auf eingegangen. Das nach der Schlappe 
bei den Parlamentswahlen nun überra¬ 
schend gute Ergebnis der Linken mag 
mit der veränderten Wahrnehmung, wer 
in Havanna für was steht, zu tun haben. 

Dennoch ist es dieses Mal mehr 
als eine Wahl zwischen Pest und Cho¬ 
lera: Auf Santos lässt sich ein gewisser 
Druck ausüben, aber mit Zuluaga, dem 
im Wahlkampf Kontakte zu einem Ge¬ 
heimdienstler, der die FARC-Vertreter 
in Havanna bespitzelt hat, nachgewiesen 
wurden, dürften dem Land viele weite¬ 
re Jahre Krieg bevorstehen. Und der 
bedeutet Verarmung und Verelendung 
und zudem Überdruss gegenüber ei¬ 
nem Staat, dessen Wahlfarcen bereits 20 
Millionen der 33 Millionen Wahlberech¬ 
tigte nichts mehr abgewinnen können. 

Günter Pohl 


Italiens Sozialdemokraten gestärkt 

Forza Italia verlor 60 Prozent ihrer Wähler 


Die italienischen Sozialdemokraten (De¬ 
mokratische Partei - PD) haben bei den 
EU-Wahlen einen triumphalen Sieg ein¬ 
gefahren, sind mit 40,8 Prozent stärkste 
Partei geworden und werden in Brüssel 
73 Parlamentarier stellen. Berlusconis 
rechtsextreme Forza Italia (FI) erlitt mit 
16,8 Prozent eine schwere Schlappe. 2009 
war es noch umgekehrt: Da hatte der da¬ 
mals regierende Berlusconi 40 Prozent er¬ 
reicht, während die PD nur auf 29 kam. 
Die Protestbewegung M5S erhielt zirka 
21 Prozent. Die neue Rechtspartei NCD 
von Angelino Alfano, eine Abspaltung 
von der FI, derzeit Partner in der PD-Re¬ 
gierung, kam auf knapp 4,4 Prozent. Da 
die rassistische Lega Nord etwa 6, und 
die Fratelli dTtalia, ein Nachfolger der 
faschistischen Alleanza Nazionale (AN), 
3,7 Prozent erreichten, kommt das rechts¬ 
extreme Lager mit der FI, wenn auch ge¬ 
spalten, immer noch auf etwa 27 Prozent. 

Das Erfolgskonzept des PD-Sieges 
wird in Rom in der Wahlkampfstrate¬ 
gie Matteo Renzis, PD-Chef und Mi¬ 
nisterpräsident, gesehen. Renzi hat sich 
wenig mit den umstrittenen EU-The- 
men befasst, mehr nationale Souverä¬ 
nität gefordert, um ein starkes Italien 
in die EU einzubringen. Dazu hat er 
sein „Reformkonzept“, mit dem er ver¬ 
spricht, Italien aus der Krise zu führen, 
für die seit 1994 drei Regierungen unter 
Berlusconi verantwortlich gemacht wer¬ 
den, in den Mittelpunkt gestellt. Er hat 
die Provinzen aufgelöst und will dassel¬ 
be demnächst mit dem Senat als zwei¬ 
ter Kammer durchsetzen. Das und eine 
drastische Senkung der Spitzengehälter 
im öffentlichen Dienst verschafft ihm et¬ 
was Luft beim Abbau der Staatsverschul¬ 
dung. Vorgesehene neue Streichungen 
im Sozial- und Gesundheitswesen hat er 
wohlweislich bisher nicht bekannt gege¬ 
ben, dafür Steuersenkungen für Gering¬ 
verdienende beschlossen, die etwa zehn 
Millionen Beschäftigten monatlich erst 
mal 80 Euro mehr in die Lohntüte brin¬ 
gen. Auch wenn ihnen das später wieder 
aus der Tasche gezogen wird, dürfte ihm 
das viele Stimmen aus diesen Wähler¬ 
schichten eingebracht haben. 


Zufall oder nicht, zwei Wochen vor 
den EU-Wahlen deckte die Staatsan¬ 
waltschaft in Mailand eine Nationalso¬ 
zialistische Arbeiterbewegung (NSAB) 
auf, die zu den zeitgleich mit den EU- 
Wahlen anstehenden Bürgermeister wäh¬ 
len in den Gemeinden antreten wollte. 
Renzi nutzte das, um auf seinen Wahl¬ 
kundgebungen das Thema der Verherr¬ 
lichung Hitlers und Mussolinis anzuspre¬ 
chen und zu warnen, dass Berlusconi mit 
solchen Leuten den „Marsch auf Rom“ 
wiederholen wolle. Das war ein klarer 
Appell, der FI eine Niederlage zu be¬ 
reiten, was ihm die Stimmen der Antifa¬ 
schisten sicherte. Die bekanntgegebene 
Senkung der Militärausgaben, darunter 
der Verzicht auf den Milliarden Euro 
verschlingenden Abfangjäger F35, dürfte 
der PD die Stimmen der wählerstarken 
Friedensbewegung gebracht haben. Da¬ 
rüber sollte man im Frankreich des sozi¬ 
alistischen Präsidenten Hollande einmal 
nachdenken. 

Dass die linke Parteibasis recht gut 
mit EU-Kandidaten vertreten war, hat 
ein relativ geschlossenes Stimmverhal¬ 
ten der PD hervorgebracht. Die etwa 
4 Prozent für die Liste Tsipras dürf¬ 
ten meist von der Linkspartei SEL ge¬ 
kommen sein. Nicht zuletzt hat das der 
PD-Linke und frühere Parteivorsitzen¬ 
de Luigi Bersani mit einem herzlichen 
Glückwunsch an Renzi demonstriert. 
Das Kapital reagierte auf dessen Wahl¬ 
sieg, wie ANSA am Montag meldete, mit 
einem Ansteigen der Kurse an der Mai¬ 
länder Börse um 3,61 Prozent. Fazit: Er 
ist als der neue Mann angenommen. 

Zeitgleich mit den EU-Wahlen wur¬ 
den in Piemont und den Abruzzen die 
Regional/Landes-Parlamente gewählt, 
wo die PD - hier meist in Mitte-Links- 
Bündnissen mit der SEL und auch Kom¬ 
munisten die FI und Lega Nord aus den 
Ämtern vertrieb: Piemont 47,1 zu 22,1; 
Abruzzen 46,9 zu 29,5 Prozent. Bei den 
Wahlen der Bürgermeister und Kommu¬ 
nalräte, die in 4.095 Gemeinden stattfan¬ 
den, hat die PD bereits im ersten Wahl¬ 
gang ähnlich gute Ergebnisse erzielt. 

Gerhard Feldbauer 
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Schwieriger Wahlmarathon 

Nachdenklich stimmende DKP-Ergebnisse 
mit positiven und herausfordernden Aspekten 
Von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 
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Karikatur: Bernd Bücking 


Das Klima wird noch weiter vergiftet 

Rechte erstarken bei nordrhein-westfälischer Kommunalwahl 


R und 50 Prozent der Wählerinnen 
und Wähler haben ein neues EU- 
Parlament gewählt. In der BRD 
haben sich die Wähler mit ihrer Stimme 
bei der großen Koalition für das Krisen¬ 
management bedankt. Das deckt sich 
mit unserer Einschätzung, dass es dem 
deutschen Imperialismus gelungen ist, 
weite Teile der Arbeiterklasse einzu¬ 
binden. 

Brandgefährlich ist, dass die Pro¬ 
testwähler rechten EU-Kritikern ihre 
Stimme geben. Die Erfolge der AfD 
zeugen davon ebenso wie der Einzug 
der NPD in das Europa-Parlament. 
Drastischer ist die Entwicklung in an¬ 
deren EU-Ländern wie Frankreich oder 
Dänemark, in denen Rechtspopulisten 
die stärkste Kraft wurden. 

Auf der anderen Seite sehen wir in 
Südeuropa Erfolge linker, kommunisti¬ 
scher und Arbeiterparteien, so in Grie¬ 
chenland, Portugal und Zypern (AKEL 
zweitstärkste Partei). Wir sehen in Bel¬ 
gien den Erfolg der Partei der Arbeit, 
die sich konsequent an die Seite der 
Arbeiterklasse, der Niedriglöhner und 
Erwerbslosen gestellt hat. 

Wir gehen davon aus, dass es im wei¬ 
teren Krisenverlauf auch in der BRD 
nicht gelingen wird, die Sonderrolle auf¬ 
rechtzuerhalten, die es dem deutschen 
Imperialismus bislang leicht machte, 
entscheidende Teile der Arbeiterklas¬ 
se einzubinden. Im Ergebnis wird der 
Druck auf die Arbeiterklasse größer 
werden, das politische Klima noch re¬ 
aktionärer. Als zusätzliche Bestätigung 
wird die herrschende Politik dafür das 
Abschneiden nationalistischer und fa¬ 
schistischer Kräfte nehmen, die auch in 
vielen Kommunen zugelegt haben. 

Ein linkes Nein zu dieser EU ist 
auch angesichts der rechten Rattenfän¬ 
ger zwingend notwendig. Die DKP hat 
dieses Nein im Wahlkampf vertreten 
und sichtbar gemacht. Sie hat konse¬ 
quent Position bezogen gegen das Ab¬ 
wälzen der Krisenlasten auf die Arbei¬ 
terklasse, gegen die reaktionäre Flücht¬ 
lingspolitik und Neofaschismus, gegen 
Aufrüstung und Kriegspolitik. 

Das linke Nein zur EU muss kräf¬ 
tiger werden - nicht nur in Wahlkämp¬ 
fen, sondern auf der Straße und in den 
Betrieben. Dazu muss die DKP stärker 
werden. Ihr Wahlergebnis hängt auch 
mit ihrer Schwäche zusammen. 

Ein Wahlmarathon liegt hinter uns. 
Europawahlen und Kommunalwahlen 
in zehn Bundesländern waren eine He¬ 
rausforderung. Wir bedanken uns bei 
allen Wählerinnen und Wählern der 
DKP. Wir danken allen Genossinnen 
und Genossen die im Wahlkampf für 
die DKP, für die Kandidatur von Ge¬ 
nossinnen und Genossen, für Bündnis¬ 
kandidaturen aktiv geworden sind. Wir 
gratulieren den Genossinnen und Ge¬ 
nossen, die kommunale Mandate errun¬ 
gen haben. 

Die Ergebnisse unserer Partei bei 
den Europa- und Kommunalwahlen 
verlangen eine genaue und getrennte 
Betrachtung. 

Europawahl 

Mit 25 204 Stimmen erzielte die DKP 
annähernd das Ergebnis von 2009 
(25 615 Stimmen/-1,6 Prozent). Das 
Ziel den Trend umzukehren haben wir 
damit nicht erreicht. In den Bundes¬ 
ländern sind die Ergebnisse sehr un¬ 
terschiedlich. In den östlichen Bundes¬ 
ländern konnten wir die Stimmenzahl 
von 10 790 auf 12 209 (+13,2 Prozent) 
steigern, während wir in den westlichen 
Bundesländern 1 830 Stimmen verloren 
(14 825 auf 12 995/-12,3 Prozent). 
Allerdings gibt es auch im Osten Ver¬ 
luste (Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen), die aber mit -10 bis -18 Pro¬ 
zent wesentlich geringer ausfallen als 
die größten Verluste in westlichen 
Bundesländern, nämlich in Baden- 
Württemberg (24 Prozent), Rheinland- 
Pfalz (29 Prozent) und im Saarland mit 
34 Prozent. 

Erstaunliche Zuwächse verzeichnen 
Mecklenburg-Vorpommern (+20 Pro¬ 
zent), Brandenburg (+55 Prozent) und 
Berlin (+54 Prozent). Im Westen erziel¬ 


ten lediglich Hamburg (+8 Prozent) 
und Hessen (+16 Prozent) mehr Stim¬ 
men als 2009. 

Auch auf Ebene mancher Städ¬ 



te konnten wir erstaunliche Zugewin¬ 
ne erzielen, z.B. in Regensburg-Stadt 
mit 146 Prozent, oder in Ansbach mit 
149 Prozent. Dabei muss man natürlich 
das niedrige Ausgangsniveau berück¬ 
sichtigen. 

Vermutungen zu den Ursachen: 

★ es ist deutlich, dass hier die Mei¬ 
nungsunterschiede zu den Wahlen 
durchaus eine Rolle spielten. Dort, wo 
ganze Gliederungen flächendeckend 
den Beschluss nicht umsetzten, gab es 
dramatische Einbrüche. 

★ die Auswirkungen sind ähnlich wie 
dort, wo die Einsatzfähigkeit der Partei 
in der Fläche durch Verlust von Gliede¬ 
rungen bzw. Kraft nachgelassen hatte, 
dort gab es ebenfalls Einbrüche. 

★ die politischen Fragen, die wir mit der 
Frage „Antikriegspartei“ bzw. in der 
Ukrainefrage transportieren wollten, 
konnten wir entweder nur dort trans¬ 
portieren, wo wir es selbst machten, z.B. 
mit der UZ und der UZ-Extra, oder 
wo uns befreundete Medien eine Platt¬ 
form boten und über entsprechende 
Verbreitung verfügen ( junge Welt und 
Rotfuchs). Damit erreichten wir keine 
Massen, aber einen politisch bewussten 
Teil von Menschen. 

Natürlich wollten wir ein besseres 
Ergebnis. Trotzdem zeigt das Ergeb¬ 
nis viel über die Bewusstseinslage der 
Menschen (hier natürlich auch die Er¬ 
gebnisse aller anderen Parteien), über 
unseren eigenen ideologischen und or¬ 
ganisationspolitischen Zustand. Able¬ 
sen können wir, dass Menschen bei der 
Suche nach Alternativen nach rechts 
gehen, weil es uns noch nicht gelungen 
ist, die berechtigte Ablehnung dieser 
EU in größerem Maß in Wählerstim¬ 
men für uns umzuwandeln. 

Und vergessen wir nicht die beson¬ 
dere ökonomische Stärke Deutsch¬ 
lands, die den arbeitenden Menschen 
offenbar das Gefühl gegeben hat, bes¬ 
ser durch die Krise gekommen zu sein. 
Die Zustimmung zu den bürgerlichen 
Pro-Europa-Parteien (inklusive der 
SPD) beinhaltet auch die Furcht, „das 
was man hat zu verlieren“ oder auch die 
Furcht vor einem sozialen Abstieg. 
Hinsichtlich unseres ideologischen und 
organisationspolitischen Zustands müs¬ 
sen wir wohl feststellen, dass wir es mit 
der mittel- bis langfristigen Aufgabe des 
Wiederaufbaus der DKP als kommunis¬ 
tischer Partei in der Fläche zu tun ha¬ 
ben. Aufgrund unseres ideologischen, 
aber auch organisationspolitischen Zu¬ 
stands sind wir nicht mehr in der Fläche 
aktionsfähig. Das müssen wir ändern. 

Kommunalwahlen 

Die Ergebnisse der Kommunalwahlen 
sind noch differenzierter. 

In Bottrop (NRW) erhielt die DKP 
4 Prozent der Stimmen. Sie verlor zwar 
1,6 Prozent und ein Mandat, bleibt aber 
mit zwei Vertretern im Stadtrat. Außer¬ 
dem errang sie je ein Mandat in zwei 
B ezirksvertretungen. 

In Gladbeck (NRW) verteidigte sie 
trotz leichter Stimmenverluste ihr Rats¬ 
mandat, ebenso wie in Heidenheim 
(BA-WÜ). 

Fortsetzung auf Seite 12 


UZ: Wie bewerten Sie das Abschneiden 
von „Pro NRW“ und den offen faschis¬ 
tischen Parteien NPD und „Die Rechte“ 
bei den Kommunalwahlen, die am ver¬ 
gangenen Sonntag parallel zu den EU- 
Wahlen in Nordrhein-Westfalen stattfan¬ 
den? 

Thomas Zmrzly: Hier in Duisburg konn¬ 
ten sowohl NPD als „Pro NRW“ einen 
echten Erfolg einfahren. Während die 
NPD mit einem Mandat ins Rathaus ein¬ 
zieht, schaffte es „Pro NRW“ aus dem 
Stand heraus auf 4,24 Prozent und da¬ 
mit 4 Mandate. Die rechtskonservative 
„Alternative für Deutschland“ (AfD) 
schaffte es auf Anhieb auf 3 Mandate. 

UZ: Wie war das möglich? 

Thomas Zmrzly: Das ist das Ergebnis 
einer gut anderthalbjährigen Kampag¬ 
ne gegen Zuwanderung aus Südosteu¬ 
ropa und die Einrichtung von Flücht¬ 
lingsunterkünften. Für das erfolgreiche 
Abschneiden hat „Pro NRW“ fast aus¬ 
schließlich auf eine aggressive Wahlkam¬ 
pagne und regelmäßige Kundgebungen 
gesetzt. 

Gleichzeitig war Zuwanderung für 
Monate das zentrale Thema vor und 
während der Kommunalwahl. Vorbe¬ 
reitet und angereichert hat das aber so¬ 
wohl die SPD, als auch die CDU. Alles 
eingebettet in die üblichen Artikel in 
der regionalen Presse des WAZ-Medi- 
enkonzerns. 

Vorgelegt hatte die SPD-Spitze, 
die Einwanderung mit Vermüllung be¬ 
stimmter Stadtteile und Kriminalität in 
Zusammenhang gestellt hat. Höhepunkt 
war dann die Plakatkampagne der CDU 
mit einem Bild des so genannten „Pro¬ 
blemhaus“, welches von EU-Bürgern 
aus Rumänien und Bulgarien bewohnt 
worden war (UZ berichtete), vor dem 
ganz viel Müll liegt und das mit den Wor¬ 
ten „Missstände beenden“ untertitelt 
war. Dafür hat zumindest die CDU die 
Quittung bekommen - ihr schlechtestes 
Wahlergebnis seit dem 2. Weltkrieg. 

UZ: Und wie haben die Rechten in den 
anderen Städten in Nordrhein-Westfalen 
ab geschnitten? 

Thomas Zmrzly: Unterschiedlich. In den 
großen Städten im Ruhrgebiet ziehen 
sie in einige Rathäuser ein. „Pro NRW“ 
zieht in Bochum mit einem, in Wupper¬ 
tal und Essen jeweils mit 2 Mandatsträ¬ 
gern in die dortigen Stadträte ein. In 
Gelsenkirchen haben sie sogar ihre 3 
Mandate verteidigt. Die NPD kommt in 
Bochum, Essen und Dortmund jeweils 
auf ein Rathausmandat, ist jedoch in un¬ 
serem Bundesland nicht wirklich hand¬ 
lungsfähig. Die ebenfalls offen neofa¬ 
schistische Partei „Die Rechte“ zieht in 
Hamm und Dortmund mit jeweils einer 
Person in den Stadtrat ein. 

UZ: Schlimm genug, aber dramatische 
Zuwächse sehen doch aber etwas anders 
aus? 

Thomas Zmrzly: Mag sein. Aber das 
ohnehin schlechte Klima für Migran- 



Thomas Zmrzly ist Sprecher des 
„Duisburger Netzwerkes gegen 
Rechts“ 


tinnen und Migranten wird noch weiter 
vergiftet werden. Sei es nun durch „Die 
Rechte“, die NPD oder „Pro NRW“. Al¬ 
len gemeinsam ist, dass sie versuchen, 
alle Aufmerksamkeit auf Migranten und 
Flüchtlinge zu lenken. Es ist sicher da¬ 
von auszugehen, dass es vermehrt rechte 
Übergriffe geben wird. Aus Dortmund 
wird schon jetzt berichtet, dass die Mit¬ 
glieder der Partei „Die Rechte“ noch 
am Wahlabend versucht haben, das Rat¬ 
haus zu stürmen. Wie üblich fingen die 
Faschisten an zu randalieren, verletzten 
offensichtlich auch einige Ratsmitglie¬ 
der, die den Eingang vor den grölenden 
Neonazis blockierten und stellen sich 
anschließend noch hin und erklärten, 
das alles sei von der „Zivilgesellschaft“ 
ausgegangen. Die Polizei kam übrigens 
wie üblich zu spät und sorgte nur noch 
dafür, die Nazigegner und Rechte zu 
trennen. 

UZ: Sie rechnen also zukünftig mit einer 
Zunahme an rechter Gewalt? 

Thomas Zmrzly: Die Situation der Ein¬ 
wanderer wird sich verschlechtern, weil 
die Rechten die bürgerlichen Parteien 
nur weiter vor sich hertreiben werden. 
Statt Diskussionen über die materielle 
Grundversorgung von Flüchtlingen und 
Einwanderern, sowie ihre soziale und 
politische Eingliederung, wird es jetzt 
verstärkt heißen, dass wir uns keine wei¬ 
tere „Armutseinwanderung“ mehr leis¬ 
ten können, weil es sonst den Rechten in 
die Hände spielen würde. 

Und im Zweifel werden die Rechten in 
manchen Städten im Ruhrgebiet schon 
zu verhindern wissen, dass sich Flücht¬ 
linge in Ruhe und Frieden niederlassen 
können bzw. wie sie die Neuankömm¬ 
linge wieder vertreiben. Und seien wir 
doch mal ehrlich: Bis auf den Absturz, 
den „Pro Köln“ in der Domstadt durch 
die Halbierung ihrer Stimmen hat er¬ 
leben müssen, werden sie die anderen 
Ergebnisse als Bestätigung ihrer Poli¬ 
tik verstehen und zu verkaufen wissen. 
Die Stimmen und Sitze für die „Repu¬ 
blikaner“, die auf die gleichen Themen 
gesetzt haben, müssen dann auch noch 
addiert werden. Außerdem haben wir als 
politische Linke die Wahlergebnisse der 
rechtskonservativen und marktradika¬ 
len AfD bisher weitestgehend außen vor 
gelassen. Bisher jedenfalls war die AfD- 
Kritik auf die EU bzw. den Euro konzen- 
triert.Seit der Volksabstimmung in der 
Schweiz und rechtzeitig vor den Kom¬ 
munalwahlen hat die AfD aber auch das 
Thema Zuwanderung mit dem Slogan 
„Einwanderung braucht klare Regeln“ 


fokussiert. Damit ist die noch junge Par¬ 
tei in vielen größeren Städten gleich in 
Fraktionsstärke eingezogen. 

Hier müssen wir davon ausgehen, dass 
nicht wenige, die die AfD bei den EU- 
Wahlen gewählt haben, bei ihr auch 
kommunal ihr Kreuz gemacht haben. 
Wieviele Stimmen deshalb nicht bei 
„Pro NRW“, NPD oder „Die Rechte“ 
gemacht wurden, wissen wir nicht. In 
vielen Städten haben diese Parteien zu¬ 
sammen addiert - ob rechtskonservativ, 
rechtspopulistisch oder faschistisch - 
mehr Stimmen als etwa die Linkspartei 
erhalten. Diese Entwicklung sollte uns 
nachdenklich stimmen. 

Ob sich das Aktionsfeld der AfD 
wirklich auf die Zuwanderung als ein 
weiteres zentrales Politikfeld verlagern 
wird und sie damit in Konkurrenz zu 
„Pro NRW“, NPD und „Die Rechte“ tre¬ 
ten wird, muss sich noch erweisen. Dazu 
müsste allerdings der Marktradikalis¬ 
mus dem Rechtspopulismus zumindest 
in dieser Frage Platz machen. 

UZ: Und das halten Sie für möglich? 

Thomas Zmrzly: Es ist zumindest nicht 
auszuschließen. Die aktuellen AfD-Er- 
folge speisen sich ausschließlich aus ei¬ 
ner simulierten Gegnerschaft zu Euro 
und EU, die ihnen die Linkspartei ohne 
jeden Anlass exklusiv überlassen hat. Bei 
den Rechtspopulisten von „Pro NRW“ 
gehe ich davon aus, dass sie die kommen¬ 
den Jahre nutzen werden, um noch mehr 
Gesetzesverschärfungen gegen Roma 
und andere Menschen aus Bulgarien 
oder Rumänien zu fordern. Denn es ist 
im Kern die Basis ihres Erfolges, so wie 
es noch bis vor 2 Jahren die antiislami¬ 
sche Hetze war. 

Je nachdem, ob und wie sich die Kri¬ 
se verschärfen wird und wie sich die 
politische Linke und Antifaschistinnen 
und Antifaschisten dazu verhalten wer¬ 
den, drücken die Rechten dem weiteren 
Verlauf der Auseinandersetzungen ihren 
Stempel auf. Das größte Problem sehe 
ich allerdings in der Anpassungsbereit¬ 
schaft der Linkspartei. Sie muss die so¬ 
zialen Errungenschaften der abhängig 
Beschäftigten gegen den nach wie vor 
vorherrschenden Neoliberalismus vertei¬ 
digen - und das kann sie nicht, wenn sie 
sich von irgendwelchen „rot-rot-grünen“ 
Farbenspielen leiten lässt. Was wir brau¬ 
chen, ist hingegen eine entschlossene lin¬ 
ke Bewegung, die auch eine Verbindung 
herstellt zwischen diesen Kämpfen der 
abhängig Beschäftigten und sozial De¬ 
klassierten und denen um die politischen 
Rechte von Migranten und Neuzuwan- 
derern. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 

Thomas Zmrzly nimmt beim UZ-Pressefest an 
verschiedenen Diskussionsrunden teil. Unter 
anderem am Samstag, den 28. Juni (17.30 bis 
18.45 Uhr), an einer Veranstaltung im „Rotes 
Zelt antifaschistischer und antikapitalisti¬ 
scher Gruppen“, die den Titel „Imperialismus 
im 21. Jahrhundert -wie stellt er sich konkret 
dar?“ trägt und an der auch der DKP-Vorsit- 
zende Patrik Köbele teilnehmen wird. Infor¬ 
mationen: http://netzwerk-gegen-rechts.org 
und http://roteszelt.wordpress.com 












































Bild ganz oben rechts: „Oklahoma Cotton Field“ - Afroamerikanische Baumwoll- 
pflücker um 1897/1898. Sie sind keine Sklaven mehr wie noch vier Jahrzehnte 
zuvor, müssen aber unter unwürdigen Bedingungen schuften. 

Bild oben links: Kolumbien: Im Land müssen mehr als 1,7 Millionen Kinder 
zwischen 5 und 17 (entspricht 14,4 Prozent der Bevölkerung) illegal arbeiten. Die 
Hälfte dieser Kinder erhält keine finanzielle Vergütung für die geleistete Arbeit. 
Bild oben: Ein kleines Mädchen bei der Arbeit (Marokko). 

Bild unten. Nepalesische Mädchen in einer Ziegelfabrik. 



Bild unten. Prostituierte in Pattaya (Thailand). Wie Sklaven auf dem Auktions¬ 
block warten sie auf Freier. Viele Frauen arbeiten - nicht nur in Asien, auch in 
Europa - als Zwangsprostituierte. 



Moderne Sklaverei 

Eine Studie der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
beschäftigt sich mit Sklavenarbeit im 21. Jahrhundert 


D urch Zwangsarbeit einschließ¬ 
lich sexueller Ausbeutung wer¬ 
den weltweit Profite in Höhe 
von jährlich 150 Milliarden Dollar (110 
Milliarden Euro) gemacht - so eine ak¬ 
tuelle Studie der Internationalen Ar¬ 
beitsorganisation (ILO). 99 Milliarden 
Dollar würden durch Zwangsprostitu¬ 
tion entstehen, heißt es in der Studie. 
Weitere neun Milliarden Dollar brin¬ 
ge Zwangsarbeit in der Landwirtschaft 
ein, hinzu kämen acht Milliarden aus 
Zwangsarbeit in privaten Haushalten, 
die ihren Beschäftigten gar keinen oder 
viel zu geringen Lohn zahlten. 34 Milli¬ 
arden Dollar werden laut ILO im Bau¬ 
wesen, Labriken, dem Bergbau und bei 
deren Zulieferern mit Zwangsarbeit er¬ 
wirtschaftet. Neun Milliarden Dollar 
entfielen auf die Land- und Lorstwirt- 
schaft sowie die Lischerei. 

Am stärksten sei Zwangsarbeit in Asi¬ 
en verbreitet, gefolgt von entwickel¬ 
ten Volkswirtschaften einschließlich 
der EU, heißt es in der Studie. Betrof¬ 
fen seien weltweit 21 Millionen Män¬ 
ner, Lrauen und Kinder, erklärte ILO- 
Generaldirektor Guy Ryder. Konkre¬ 
te Maßnahmen seien nötig, um diesen 
Menschen zu helfen. Dazu gehöre, 
dass große Unternehmen Verantwor¬ 
tung für die Geschäftsmethoden von 
Zulieferern übernehmen. 

1951 erklärte die UNO, dass von 
Sklaverei im ursprünglichen Sinn nur 
noch in wenigen Ländern der Erde zu 
sprechen sei. Allerdings gäbe es welt¬ 
weit zahlreiche Lormen von der Skla¬ 
verei ähnlichen Zuständen. Damit 
seien zum Beispiel die Adoption von 
Kindern wegen Kinderarbeit, unfrei¬ 
willige Verheiratung von Lrauen, und 
die weit verbreitete Schuldknecht¬ 
schaft gemeint. Deshalb verabschiede¬ 
ten 1956 die damals 43 Mitgliedstaaten 
der UNO eine Konvention, die auch 
diese Lormen moderner Sklaverei un¬ 
ter Strafe stellte. Doch trotz dieser 
Konvention ist Sklaverei, ob im her¬ 
kömmlichen oder im modernen Sinn, 
immer noch in vielen Ländern der 
Welt bittere Realität. 

Heutige Lormen der Sklaverei, 
wie beispielsweise Menschenhandel, 
Zwangsprostitution, Kindersoldaten, 
Zwangsarbeit und der Einsatz von 
Kindern im internationalen Drogen¬ 
handel nehmen nach wie vor zu. Sie 
sind das Ergebnis von Diskriminie¬ 
rung, sozialer Ausgrenzung und Armut. 

Nach Schätzungen werden derzeit 
weltweit in mehr als 30 Krisengebie¬ 
ten 300 000 Kinder als Kindersolda¬ 
ten ausgebeutet. Viele der entführten 
Mädchen, die zu Kindersoldaten ge¬ 
macht werden, werden auch zur sexu¬ 
ellen Sklaverei gezwungen. 


Die internationale Organisation 
für Migration schätzt, dass jährlich 
700 000 Lrauen, Mädchen, Männer 
und Jungen über Landesgrenzen hin¬ 
weg verschleppt werden. 

Die ILO berichtet, dass 191 Millio¬ 
nen Kinder zwischen fünf und 14 Jah¬ 
ren wirtschaftlich aktiv sind. Last 
40 Prozent von ihnen - 74 Millionen 
Kinder - haben gefährliche Arbeiten 
zu verrichten. 

Schätzungsweise 5,7 Millionen 
Kinder sind Opfer von Zwangsarbeit, 


auch als Leibeigenschaft bekannt, und 
1,2 Millionen Kinder sind Opfer von 
Kinderhandel. 

In Zusammenhang mit dem Han¬ 
del steht die kommerzielle Ausbeu¬ 
tung von Kindern, von denen eine Mil¬ 
lionen - in der Hauptsache Mädchen - 
jedes Jahr zur Prostitution gezwungen 
werden. Die Mädchen werden in In¬ 
dustrie- und Entwicklungsländer für 
Sex verkauft oder für Kinderporno¬ 
graphie missbraucht. 

Quelle: www.unric.org/de 



Bilder oben: Auch in heute „regulären“ Arbeitsverhältnissen - wenn Menschen 
als Saisonarbeiter arbeiten oder in der fleischverarbeitenden Industrie oder auf 
dem Bau - erleben Kolleginnen und Kollegen auch in Deutschland unwürdige 
Bedingungen. Die Unterbringung in Abbruchhäusern, Scheunen, Industrieruinen 
ist nicht die Ausnahme. Oft müssen sie - bei katastrophal niedrigen Stundenlöh¬ 
nen - hohe Mieten zahlen. Viele sind von der Krankheitsversorgung abgeschnit¬ 
ten, weil manche Unternehmer keine Sozialbeiträge abführen. Im Krankheitsfall 
werden die Kolleginnen und Kollegen in ihre Heimat abgeschoben. Oft auf 
eigene Kosten. Nicht zuletzt durch die Sprachbarriere sind diese Kolleginnen und 
Kollegen ihrem „Arbeitgeber“ hilflos ausgeliefert. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


James Connolly, irischer Befreiungskämpfer und Marxist 

Alljährlich erinnert die Kommunistische Partei Irlands (CPI) mit einer Veranstaltung an das Vermächtnis ihres Vorkämpfers 


D er Aufrührer saß auf einem Stuhl, als man 
ihn hinrichtete. Er war zu schwer verwun¬ 
det, um stehend die tödlichen Kugeln des 
britischen Exekutionskommandos zu erwarten. 
Am 12. Mai 1916 starb der irische Befreiungs¬ 
kämpfer und Marxist James Connolly im Hof 
des Dubliner Gefängnis Kilmainham Goal. Das 
Verbrechen, dessentwegen er zum Tode verurteilt 
wurde, war die Teilnahme am Osteraufstand des¬ 
selben Jahres. 

Der 1868 im schottischen Edinburgh gebore¬ 
ne Arbeitersohn führte die Irish Citizen Army in 
den Kampf gegen die britischen Besatzer zur Er¬ 
langung der Unabhängigkeit Irlands. Auch wenn 
die Erhebung scheiterte, gilt sie doch als Wen¬ 
depunkt im Kampf um die nationale Selbstbe¬ 
stimmung. Connolly wusste stets, dass diese Fra¬ 
ge nicht von der Klassenfrage getrennt werden 
kann. Die Befreiung der irischen Arbeiterklasse 
schien ihm nur möglich, wenn zugleich die Besat¬ 


zer aus dem Land gejagt würden. Aber der Er¬ 
satz einer britischen durch eine irische Bourgeoi¬ 
sie galt ihm nicht als wirkliche Befreiung. Hierin 
fühlte er sich Lenin auf das Engste verbunden. 

Alljährlich erinnert die Kommunistische Par¬ 
tei Irlands (CPI) mit einer Veranstaltung im Mai 
an das Vermächtnis dieses Vorkämpfers: Nicht 
indem rituell Vita und Werk immer wieder aus¬ 
geleuchtet, sondern dadurch, dass internationale 
Zusammenhänge aufgezeigt und mit gegenwärti¬ 
gen Fragestellungen verknüpft werden. 

Bei der diesjährigen Connolly Memorial Lec- 
ture am 11. Mai in Dublin war mit Daniel Brata- 
novic ein Vertreter der DKP eingeladen. Dessen 
Thema war ein in erster Linie historisches: Die 
deutsche Arbeiterbewegung und deren Rolle und 
Bedeutung vor und während des Ersten Welt¬ 
kriegs. Der geschichtspolitische Rollback, der 
im deutschen Diskurs mit dankbar angenom¬ 
mener Schützenhilfe des australischen Histori¬ 
kers Christopher Clark dahingehend erfolgt, dass 
die Forschungsergebnisse Fritz Fischers, wonach 
das Kaiserreich die maßgebliche Verantwortung 
für den Beginn dieses Weltenbrandes trug, mal 
eben entsorgt werden, war einer der Ausgangs¬ 
punkte des Referats. Daran anknüpfend blieb 
die Feststellung, dass in der gesamten Debatte 
im Grunde niemand über die Arbeiterbewegung 
spricht, deren Antikriegsaktivitäten und die Rol¬ 
le, die damals führende Funktionäre des Gewerk¬ 
schafttsapparats und der Deutschen Sozialdemo¬ 
kratie spielten. Der innerparteiliche Streit, der 
damals geführt wurde und mit den Begriffen 
Reformismus und Revisionismus besetzt ist, war 
eben keiner um abstrakte Wahrheiten. Mit der 
Bewilligung der Kriegskredite am 4. August 1914 
hatte der Ausgang dieses Streits tödliche Konse¬ 
quenzen, wenn man voraussetzt, dass eine ent¬ 
schlossene und einheitliche Arbeiterbewegung, 
die die stärkste des Kontinents war, den Krieg 


hätte verhindern können. Bratanovic skizzierte 
die wichtigsten Ereignisstränge für ein mit dem 
Gegenstand nicht bestens vertrautes Publikum: 
Die wachsende Entfernung der sozialdemokrati¬ 
schen Abgeordneten zur Basis und deren in Tei¬ 
len prokolonialistische Positionierung, aber auf 
der anderen Seite auch der Kampf der Partei¬ 
linken für einen klaren revolutionären und eben 
antiimperialistischen Kurs. 

Mit Blick auf den irischen Aufstand von 1916, 
Lenins Forderung, den Krieg in einen Bürger¬ 


krieg zur Erringung der politischen Macht zu 
verwandeln und der Bemühungen in Deutsch¬ 
land eine revolutionäre Organisation aufzubau¬ 
en, wurde unter anderem die Frage diskutiert, ob 
die deutschen Revolutionäre Notiz von der iri¬ 
schen Erhebung genommen hatten. 

Großes Interesse bestand allerdings auch an 
gegenwärtigen Fragen, wie etwa die Rolle der 
BRD in der Ukraine-Krise. 

Jakob Renard 


Die Trümmer der Linenhall-Kaserne nach dem Osteraufstand in Dublin. Die Aufständischen hatten 
nicht genügend Kämpfer, um die Kaserne zu verteidigen. Die britische Armee setzte gegen die 
Aufständischen schwere Artillerie ein. 




und am Schloss kam 
die Wache in Bewegung“ 

Friedrich Schiller: Akademische Antrittsrede vor 225 Jahren 


Ein Unbekannter war Friedrich Schiller nicht 
mehr, als er am 26. Mai 1789, genau sieben Wo¬ 
chen vor dem Beginn der Französischen Revolu¬ 
tion, seine akademische Antrittsrede „Was heißt 
und zu welchem Ende studiert man Universalge¬ 
schichte?“ in Jena hielt. In die thüringische Uni¬ 
versitätsstadt war dem kaum Dreißigjährigen 


nicht nur der Ruf vorausgeeilt, einer der hoff¬ 
nungsvollsten dramatischen Autoren Deutsch¬ 
lands zu sein: Allein seine im Oktober 1788 bei 
Crusius in Leipzig erschienene „Geschichte des 
Abfalls der vereinigten Niederlande von der spa¬ 
nischen Regierung“ hatte ihn auch einem rein his¬ 
torisch interessierten Lesepublikum empfohlen. 

Diese Abhandlung, her¬ 
vorgegangen aus Studi¬ 
en zu „Don Carlos“, die 
über den Abschluss der 
Arbeit am Stück hinaus 
fortgesetzt worden wa¬ 
ren, hatte die Berufung 
des Dichters zum au¬ 
ßerordentlichen - also 
unbesoldeten - Pro¬ 
fessor für Geschichte 
an die Universität Jena 
entscheidend befördert. 
Schiller selbst, der seine 
Fähigkeiten im histori¬ 
schen Fach eher kri¬ 
tisch einschätzte, nahm 
die Stelle zunächst vor 
allem in der Hoffnung 
an, nach geraumer Zeit 
doch noch Besoldungs¬ 
ansprüche geltend ma¬ 
chen und seine bür¬ 
gerliche Existenz auf 
finanziell sichere Füße 
stellen zu können. Dass 
diese Hoffnung sich als 
ungedeckter Wechsel 
auf die Zukunft erwei¬ 
sen könnte, mag Schil¬ 
ler an jenem 26. Mai 
kaum in den Sinn ge¬ 
kommen sein. Schließ¬ 
lich hatte die Tatsache, 
dass er - der legendä¬ 
re Verfasser der „Räu¬ 
ber“ - künftig in Jena 
Geschichte lehren soll¬ 
te, ein ebenso zahlrei¬ 
ches wie gespanntes 
Publikum in das Rein- 
holdinische Auditori¬ 
um gelockt. Die Zuhö¬ 


rerschaft war so groß, dass man sich gezwungen 
sah, kurzfristig in das geräumigere Griesbachsche 
Haus umzuziehen. „Alles stürzte hinaus und in ei¬ 
nem hellen Zug die Johannisstraße hinunter, die 
...von Studenten ganz besät war ... Man glaub¬ 
te, es wäre Feuerlärm, und am Schloss kam die 
Wache in Bewegung“, schrieb Schiller zwei Tage 
darauf an Freund Körner nach Dresden. Offen¬ 
sichtlich war seine anfängliche Skepsis, dem aka¬ 
demischen Betrieb nicht gewachsen zu sein, einer 
elementaren, nachhaltigen Euphorie gewichen. 
„Ich sehe nicht ein“, so der Dichter noch andert¬ 
halb Jahre später, „warum ich nicht ...der erste 
Geschichtsschreiber Deutschlands werden kann 

u 

Die Voraussetzungen, um in der wissenschaft¬ 
lichen Welt Ansehen zu erlangen, stehen auch im 
Zentrum des ersten Teils von Schillers Vorlesung. 
Kompromisslos unterscheidet er zwischen dem 
„philosophischen Kopf“ und dem „Brotgelehr¬ 
ten“. Sehe dieser den Sinn seiner Studien einzig 
darin, „die Bedingungen zu erfüllen, unter denen 
er zu einem Amte fähig und der Vorteile dessel¬ 
ben teilhaftig werden“ könne, sei jener davon 
überzeugt, „dass im Gebiete des Verstandes, wie 
in der Sinnenwelt, alles ineinandergreift“. Deshalb 
könne er „sich mit Bruchstücken nicht begnügen“ 
und strebe beständig danach, „seine Begriffe zu 
einem harmonischen Ganzen“ zu ordnen. 

Diese Vorstellungen vom Umgang des His¬ 
torikers mit seinem Gegenstand - vor dem Hin¬ 
tergrund gefälliger Historien-Verquirlung in den 
Medien aktueller denn je - überträgt Schiller 
sechs Jahre später in modifizierter Form auf die 
Poesie. In seiner wohl wichtigsten ästhetischen 
Schrift „Ueber naive und sentimentalische Dich¬ 
tung“ liest er dem Zeitalter der Moderne das 
deutliche Signum des endgültigen Austritts der 
Menschen aus ihrem Naturzusammenhang ab 
und konstatiert eine neue Funktion von Poesie: 
dem uneingestandenen Bedürfnis der vereinzel¬ 
ten Existenzen - und gerade deshalb Ichlosen - 
nach Totalität eine Stimme oder - so Schiller - 
„der Menschheit ihren möglichst vollständigen 
Ausdruck zu geben“. 

Ganzheitlichen, in Kausalität gründenden 
Überlegungen sind auch Schillers Ausführungen 
zum Begriff der „Universalgeschichte“ verpflich¬ 
tet. So geht er im zweiten Teil seiner Rede von der 
Entwicklung der Menschheit als einer „Kette von 


Begebenheiten“ aus, „die wie Ursache und Wir¬ 
kung ineinandergreifen“. Der von der Wirkungs¬ 
mächtigkeit des Wortes durchdrungene Dichter 
abstrahiert jedoch von allen geschichtlichen Er¬ 
eignissen der „Epoche vor der Sprache“, genauer: 
„vor dem Gebrauche der Schrift“. Sie seien auf¬ 
grund ihrer Weitergabe „von Munde zu Munde“ 
nicht sicher rekonstruierbar, also „für die Welt¬ 
geschichte verloren“. Ferner sieht er von durch 
„Zeit und Zufälle“ zerstörten Schriften des Al¬ 
tertums sowie von Zeugnissen ab, die „durch Lei¬ 
denschaft, durch den Unverstand und oft selbst 
durch das Genie ihrer Beschreiber verunstaltet“ 
worden seien. Der letztgenannte Gedanke - ein 
möglicher Vorschein von Kritik an der eigenen, 
spät überwundenen Phase des Sturm und Drang? 

Indessen: Wie sich der „philosophische Kopf“ 
seinen nunmehr eingegrenzten Gegenständen, 
seinem Material, nähern solle, formuliert Schiller 
folgendermaßen: „Aus der ganzen Summe dieser 
Begebenheiten hebt der Universalhistoriker die¬ 
jenigen heraus, welche auf die heutige Gestalt der 
Welt und den Zustand der jetzt lebenden Gene¬ 
ration einen wesentlichen, unwidersprechlichen 
Einfluss gehabt haben.“ Es geht Schiller um die 
Bestimmung historischer Wendepunkte, an denen 
das bislang nur möglich Scheinende in die Wirk¬ 
lichkeit tritt und begehbare Wege in die Zukunft 
eröffnet werden. Schrieb er doch bereits 1788 
über den beispielhaften Kampf des niederländi¬ 
schen Volkes: „Die Kraft ... womit es handelte, 
ist unter uns nicht verschwunden; der glückliche 
Erfolg, der sein Wagestück krönte, ist auch uns 
nicht versagt, wenn ... ähnliche Anlässe uns zu 
ähnlichen Taten rufen.“ Diese emphatische Sen¬ 
tenz bringt die Hoffnung des Dichters/Historikers 
auf eine Veränderung der deutschen Verhältnisse 
zum Ausdruck, ist Antizipation der in Jena erho¬ 
benen Forderung, „das Verhältnis eines histori¬ 
schen Datums zu der heutigen Weltverfassung“ 
nicht aus dem Blick zu verlieren. 

Die Vermutung liegt nahe, dass Schiller in der 
zweiten Hälfte der 1780er Jahre, frühestens mit 
den ersten Arbeiten an „Don Carlos“ 1783, be¬ 
gonnen hatte, die Dialektik von Vergangenem 
und Gegenwärtigem zu betrachten und Geschich¬ 
te nicht mehr nur als ein „Aggregat von Bruchstü¬ 
cken“, sondern als Prozess ins Kalkül zu ziehen. 
Der akademischen Antrittsrede gingen also nicht 
nur spontane Überlegungen voraus. Der öffent¬ 
lich bekundete Wille, am Ausgang des Jahrhun¬ 
derts der Aufklärung durch Neubefragung der 
Geschichte die Gegenwart zu begreifen, um eine 
gestaltbare Zukunft zu gewinnen, war in erster 
Linie das Ergebnis eines historisch, philosophisch 
und ästhetisch gleichermaßen motivierten Quel¬ 
lenstudiums. 

Nicht nur den Zeitgenossen hat Schiller damit 
einen hohen Maßstab gesetzt. Hans-Jürgen Malles 
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Immer auch Zeitgenosse 

Der vielseitige Künstler Dieter Süverkrüp ist jetzt achtzig 


D ieters Gesicht sieht aus, als habe 
er es selbst entworfen. Es ähnelt 
seinen virtuosen Grafiken ver¬ 
schmitzter Landschaften und Gestal¬ 
ten. Unterdessen schwindet die Men¬ 
ge derer, die seine Lieder schätzen und 
zu deuten verstehen. Im Jahr 2002 hat 
er sie in Buchform veröffentlicht. Und 
erläutert. Denn seine Lieder erleiden 
das Schicksal von Karikaturen. Wenn 
ihre Vorlagen oder Bezugspersonen 
verschwunden, vergessen oder dahin¬ 
gerafft seien, schreibt Süverkrüp, wür¬ 
den sie über Nacht zu Karikaturen von 
Karikaturen, über die keiner mehr la¬ 
chen könne. 

Indessen ist hier des Sängers Urteil 
zu streng. Es trifft gerade mal die Rück¬ 
seite der Wahrheit. Denn seine Lieder, 
just ihres Gebrauchscharakters wegen, 
geben vergnüglich und authentisch 
Auskunft über die Situation, der sie ihre 
Entstehung verdanken. Die „erschröck- 
liche Moritat vom Kryptokommunis- 
ten“ von 1965 („Er verstellt sich, spricht 
Rheinisch statt Sächsisch und infiltriert 
meuchlings und nur hinterrücks. Und 
wenn du bis heute verschont bliebst, ist 
das eine Frage persönlichen Glücks“) 
ist das Resultat des KPD-Verbots und 
seiner ungemütlichen Folgen. Lachen 
kann da nur und muss es, wer die Hys¬ 
terie des Kalten Kriegs erlebt hat und 
sich erinnert. Ein Gespenst geht um in 
Europa und Süverkrüps Refrain lautet: 
„Huhu huhu ...“So ein Lachen muss 
erst einmal anfangen, um nicht mehr 
aufzuhören. 


Über eine Ausstellungseröffnung, 
ein Jahr nach der Kubakrise 1962, 
klingt es so: „Wer Sorgen hat, hat auch 
Likör, wer Haare hat, muss zum Fri¬ 
seur, wer christlich denkt, ist auch ge¬ 
kämmt, noch wenn die ganze Welt ver¬ 
brennt und alles, was da kreucht und 
tritt, mit.“ 

Nach der Wende 1989/90 ist Süver¬ 
krüp der Spaß vergangen. Den hatte 
er im August 1973 während der Welt¬ 
jugendfestspiele. Da ertönte in einer 
Sommernacht auf dem Berliner Ale¬ 
xanderplatz die folgende Scherzdich¬ 
tung. Das Publikum freute sich herzin¬ 
nig - „und wohlgemerkt, es freute sich 
durchaus im Sinne dessen, was der 
Dichter hatte sagen wollen“. 

Die Scherzdichtung war betitelt 
„Ungeschminkter Protest oder Das 
DDRgernis“. 

„ Das Volk fährt empor aus vergeblichen 
Träumen 

Von westlichem Griesmehl, Kartoffeln 
und Fett. 

Das Auf stehn ist schmerzhaft und 
mühevoll wegen 

Der Stacheldrahtzäune um Nachttopf 
und Bett. 

Beschwerlich das Anziehn, wobei man 
sich leicht 

In den Marionettenfäden verfängt. [...] 
Und wer aus Versehen auf Kanaldeckel 
trampelt, 

der kriegt den Prozess noch vor Abend 
gemacht, 

der wird mit der Aufschrift 

gezwungener Klassenfeind‘ 


ausgestopft ins Museum gebracht. 

Man kennt Funktionäre am ängstlichen 
Gange. 

Wenn so einer stolpert und fällt dabei 
hin, 

zersplittert er klirrend in zehntausend 
Stücke. 

So starr sind die drüben von aller 
Doktrin... [...] 

Das wissen wir doch mit den 
besseren Schulen! 

Dies Scheinargument ist nicht 
neu. Aber schlecht! 

Was heißt das ,Mehr Unis und 
Kindergärten* ? 

,Ein menschenfreundliches 
Arbeiterrecht 7 
Das heißt doch: Ein Unrechtsstaat kann 
sich das leisten. 

Das heißt: Die Regierung macht dort, 
was sie will. 

Auf Staatskosten müssen die Leute 
studieren. 

Gewalttätig hält man die Preise stabil 
Dieses Scherzgedicht ist von 1971 
und selbstverständlich ausführlicher, 
als es hier dargeboten werden kann. 
Es funktioniert indes nur mit Blick auf 
die westliche Verzerrung der DDR-Re- 
alität. Einige Jahre später in einem gro¬ 
ßen DDR-Kino, irgendwo in der Re¬ 
publik: als das nämliche Ding gerade 
verklungen war, sagte der Techniker, 
so dass man es durch den Filmauslass- 
Schlitz hören konnte, mit ähnlich wi¬ 
derspruchsfreier Zustimmung: „Ge¬ 
nauso isses!“ Ein ästhetischer Unfall 
der tödlichen Art. 

Dieter Süverkrüp ist am 30. Mai 
1934 in Düsseldorf geboren. Grafikstu¬ 
dium an der Werkkunstschule Grafik, 
18 Jahre Werbeknecht. Berühmt wird 
der junge Mann als Gitarrenvirtuose 
bei den Feetwarmers mit Klaus Dol- 
dinger (1956 bis 1959). Zum politischen 
Liedermacher wandelt er sich durch die 
Freundschaft mit Gerd Semmer (1919- 
1967). Es entstehen Schallplatten mit 
Liedern der Französischen Revolution 
und der unvollendeten deutschen von 
1848. Derartiges Engagement landet 
1961 beim pläne Verlag. Gründung und 
Mitarbeit zusammen mit Arno Klönne, 
Frank Werkmeister und Gerd Semmer. 
Seit 1960 wird in der Bundesrepublik 
ostermarschiert. Dieter Süverkrüp be¬ 
gleitet und prägt schon die Anfänge. 
Mit Fasia Jansen, Hannes Stütz, Franz 
Josef Degenhardt. 

Die Aktivitäten des pläne-Verlags 
entfalten gewaltige kulturpolitische 
Wirkungen. Das pläne-Musikpro- 


gramm, seine internationalen Ver¬ 
bindungen, große und kleine Kon¬ 
zertveranstaltungen in den siebziger 
und achtziger Jahren prägen die mu¬ 
sikalische Gegenkultur der Linken. 
Zu ihr zählen ab 1964 auch die Tref¬ 


fen auf Burg Waldeck, die zur Schule 
der Liedermacherszene werden. Hier 
kommen Dieter Süverkrüp, Franz Jo¬ 
sef Degenhardt, Reinhard Mey und 
Hannes Wader zusammen, treffen 
auf Perry Friedman, Hermann Häh- 
nel und Lin Jaldati aus der DDR, auf 
Hedy West und Pete Seeger aus den 
USA. Süverkrüp tritt bei Betriebs¬ 
besetzungen auf, bei Festivals, beim 
ersten Festival für Arbeiterlieder, bei 
den Essener Songtagen im September 
1968 und selbstverständlich bei UZ- 
Pressefesten und den riesigen SDAJ- 
Festivals der Jugend in der Dortmun¬ 
der Westfalenhalle. Überall ist seine 
Musik zu hören, nur nicht in Radio 
und Fernsehen. Süverkrüps Lieder 
gehören zur ästhetischen Grundaus¬ 
stattung der Studentenbewegung, der 
Lehrlingsbewegung und selbstver¬ 
ständlich unserer Partei - leider muss 
man sagen: gehörten. 

Es gibt das Genie aber noch und 
sehr lebendig: Am 3. Dezember des 
vergangenen Jahres wird im Berliner 
Wintergarten des Kabarettisten Wolf¬ 
gang Neuss gedacht. Dieter Süverkrüp 
ist dabei. Ulli Gellermann (Gruß an 
Ulli, verzeih uns den Diebstahl!) macht 
ein Interview: 

Dieter Süverkrüp sagt über Wolf¬ 
gang Neuss: „Na, stell dir vor, einer 
der Berühmtesten aus Filmfunkfernse¬ 
hen schwenkt langsam und unerwartet 
ab von der wohlgesitteten Staats- und 
Wirtschaftsfrömmigkeit, treibt dann 
weiter und weiter und noch immer 
weiter, macht schließlich mit bei po¬ 
litischen Demonstrationen, bei Akti¬ 
onen, die sich immer grundsätzlicher 
artikulieren, stellt den demokratischen 
Charakter der gängigen Demokratie- 
Praxis immer deutlicher in Frage ... so¬ 
was kann nicht ohne Wirkung bleiben! 
Auch hierzulande nicht.“ 

Du lebst ja seit Jahr und Tag im be¬ 
schaulichen Düsseldorf, fürchtest du 


dich ein wenig vor einem Besuch in der 
Reichshauptstadt? 

„[...] Viele Jahre später gab es Ber¬ 
lin im Doppelpack; ich war oft da, hü¬ 
ben und drüben, Auftritte, Konzerte, 
Fernsehen, Radio, Kneipen ... aber 
das weißt du doch alles, oder? 
Ich erinnere mich an Phasen, in 
denen ich mich dort heimlich 
heimischer fühlte als in Düs¬ 
seldorf, kurze Phasen wohl¬ 
gemerkt. Außerdem bin ich in 
Düsseldorf geboren: seinen Ge¬ 
burtsort zu ändern ist heutzu¬ 
tage sehr umständlich, und wer weiß, 
wo man dann angesiedelt wird. Davor 
fürchte ich mich, wernTs sein muss, 
schon eher.“ 

Deine wilden Zeiten - vier Auftrit¬ 
te im Monat, eine Demonstration in der 
Woche, immer wieder Diskussionen - 
sind vorbei. Wie vertreibst du dir heute 
den Tag? 

„Es waren nur zwei, höchstens drei 
Auftritte, aber in der Woche; Demons¬ 
trationen alle 14 Tage. Zwischendurch 
schreiben, komponieren, auswendig 
lernen, üben, korrigieren, diskutieren, 
wieder korrigieren, rumreisen quer 
durchs deutsche Sprachgebiet, rumge¬ 
reicht werden, reagieren müssen auf 
Entwicklungen, Stimmungen, Nach¬ 
richten, immer schlimmere Nachrich¬ 
ten, Kopf hoch halten, Mut machen, 
anderen und sich selbst. Dabei kann 
man ganz schön wild werden! Das 
ist mir dann auch gelungen. Geplant 
war es keineswegs. - Aber schließlich 
ist man immer auch Zeitgenosse; das 
war ich als kleiner Junge während des 
Krieges, in der Adenauer- und Remili¬ 
tarisierungszeit; ich sah aber ebenfalls, 
dass da Menschen waren, die gegen 
die unverblümte Restaurierung anzu¬ 
gehen versuchten, wenn ich das mal 
so pauschal sagen darf. Und am Ende 
war ich dann Polit-Sänger, der seinen 
Spaß an Spott, Wortspielerei, Musik, 
Gitarrenspiel, Grimassen und Gesang 
einigermaßen nützlich machen konnte, 
im Zusammenhang mit all den vielen 
Aktivitäten, Bestrebungen, Bewegun¬ 
gen, die auf Linkes-Demokratie-Sozia- 
lismus drängten. In diese Rolle bin ich 
gerutscht, aber sehr bereitwillig, fast 
begeistert, mitunter.“ Klaus Stein 

Am 20. Juni liest Uwe Timm aus dem Buch 
„Heißer Sommer“ von 1974. Dieter Süverkrüp 
begleitet ihn musikalisch. Palais Wittgenstein, 
Bilker Straße 5-7, 40213 Düsseldorf., 19.30 
Uhr 



Dieter Süverkrüp:„NurTatsachen zählen“ 


„Doch solange es immer noch offene 
linke Kritiker gibt, bleibt der Genuss 
des Irrationalen getrübt 
Süverkrüp rg6f 


Es gibt immer einen Stärkeren 

„Zeit der Kannibalen“ - wenn der Kapitalismus zu sich selber kommt 



Nur die Harten kommen in den Garten. 


„Der Kunde sollte sagen:,Danke Jungs. 
Ihr habt die geheime Waffe gefunden 
gegen meinen motherfucking compe- 
titor (Konkurrenten). Dank euch kann 
ich ihm jetzt in die Suppe scheißen 4 ? Die 
Unternehmensberater Öllers (Devid 
Striesow) und Niederländer (Sebastian 
Blomberg) sind offensichtlich nicht gera¬ 
de darauf aus, an einer Bildungseinrich¬ 
tung für Höhere Töchter zu reüssieren. 

Blödsinn. Times are changing. Ihr 
Job ist genau das, wovon viele „Höhe¬ 
re Töchter“ heute träumen. Eine von 
diesem Kaliber ist Bianca März (Ka¬ 
tharina Schüttler). Sie wird den beiden 
„Consultants“ von der „Company“ als 
dritter Mann aufs Auge gedrückt. 

Das Trio sitzt in irgendeinem inter¬ 
nationalen Hotel in irgendeinem Lagos 
dieser Welt vor irgendeinem Manager, 
der, in aussichtsloser Lage, tatsächlich 
an irgendeine geheime Waffe gegen 
seine „motherfucking competitors“ 
glaubt. Und statt dessen die immerglei¬ 
chen zynisch-arroganten Beratersprü¬ 
che serviert bekommt. Wäre da mehr, 
wären es keine Berater. 

Immerhin hängen Existenzen an ih¬ 
ren Entscheidungen. Schicksale, Not, 
Verzweiflung „Einer muss es ja ma¬ 
chen“, gibt Öller den Noske. Die kli¬ 
matisierten, stets gleichen Hotelzim¬ 
mer schotten die Bluthunde der inter¬ 
nationalen Großzocker sorgsam von 


ihren Opfern ab. Die unter ihnen lie¬ 
gende Stadt ist aus den industriestaub¬ 
gebeizten Fenstern nur schemenhaft 
erkennbar. Niemals würde er dort hin¬ 
aus gehen, entrüstet sich Niederländer. 
Consulting funktioniert auch ohne Re- 
alitätsabgleich. 

Jenseits des betriebswirtschaftli¬ 
chen Rattenrennens - Kosten drücken, 
Leute entlassen, Konkurrenten ausma¬ 
növrieren, Steuern und Standort opti¬ 
mieren - versucht sich das Trio, soweit 
das die Isolation des Hotelzimmers 
zulässt, ein Stück weit in privatem, fast 
menschlichem Dasein, wenn das Er¬ 
gebnis nicht so armselig wäre. 

„Was der Mensch tut, das ist er“ 
sagt Hegel in der „Enzyklopädie“. Das 
gilt natürlich und gerade auch für Con¬ 
sultants. Öllers und Niederländer sind 
Psychopathen. Öllers liegt im Dauer¬ 
clinch mit seiner Frau. Bei Telefonaten 
rastet er regelmäßig so unkontrolliert 
heftig aus, dass er seine Aggression erst 
dann wieder unter Kontrolle bekommt, 
wenn er ersatzweise das Mobiliar ge¬ 
schreddert hat. Niederländer weist 
alle Symptome einer ausgewachsenen 
Zwangsstörung auf. Aus Angst vor An¬ 
steckung und Verseuchung terrorisiert 
er ein ganzes Personalgeschwader mit 
der Suche nach einer Mücke, die ihn ge¬ 
stochen hat. Und bei der er zumindest 
Denguefieber oder Ähnliches vermu¬ 


tet. Er trainiert regelmäßig seinen Kof¬ 
fer selbst in Dunklen nach der Stopp¬ 
uhr packen zu können. Wenn es einmal 
brennen sollte. 

Bei Bianca März ist die Diagnose 
komplexer. Sie agiert verhalten, gibt 
sich offen, ist aber umso schwerer zu 
durchschauen. Sie gibt vor, als Grüne 
zum Consulting gegangen zu sein, um 
wirklich etwas bewegen zu können. 
Im Verlauf wird aber deutlich, dass es 
sich hier weniger um die übliche grü¬ 
ne Naivität handelt, sondern eher um 
geschickte Camouflage, um die beiden 
Stiesel in Sicherheit zu wiegen und 
umso besser gegeneinander ausspie¬ 
len zu können. 

Sie demonstriert dann auch gleich 
die Möglichkeiten der modernen 


„Compliancekultur“ der Regelkonfor¬ 
mität. Als sie Öllers erwischt, nachdem 
er das Zimmermädchen zur Prostituti¬ 
on bestochen hat, droht sie ihm sofort 
mit Konsequenzen bei der Firmenlei¬ 
tung. Das tumb-zynische Alphatier Öl¬ 
lers ist ab sofort in ihrer Hand. Es geht 
um Aufstieg, Macht und Geld. Als sich 
die Situation ergibt, legt sie sich dann 
ohne Bedenken selbst zu Öllers ins 
Bett. Compliance hin oder her. 

Natürlich interessiert das Geschick 
des Zimmermädchens nicht wirklich. 
Menschen, die ihren Lebensunterhalt 
mühselig damit verdienen, solch abge¬ 
wrackten Idioten den Arsch nachtra¬ 
gen zu müssen, werden im Business¬ 
denken bestenfalls unter Humanka¬ 
pital geführt. Was eine Auszeichnung 


ist, denn Kapital ist hier alles. Eine 
„Putze“ dagegen nichts. Vor allem 
Niederländer versucht seine mickrige 
Persönlichkeitsstruktur durch ernied¬ 
rigend-repressives Dominanzgebaren 
wettzumachen. 

Regisseur Johannes Naber dekon- 
struiert die gepflegte Business-Welt in 
einer kammerspielartigen Reduktion. 
Sie entspricht der abgeschotteten Welt 
des Nobelhotels. Von der Security si¬ 
cher auf Distanz gehalten, spielt sich 
das Elend, der Hunger und das Mor¬ 
den draußen, außerhalb, nicht sichtbar 
durch die blinden Scheiben ab. Das 
Trio will von den Konsequenzen seines 
Handelns nichts wissen. Es interessie¬ 
ren nur Zahlen. Alles andere stört nur 
das wohlige Omnipotenzgefühl. Nur 
hin und wieder dringen das irritieren¬ 
de Tackern der Maschinengewehre und 
die Schockwellen der Granatenexplo¬ 
sionen bis in die Hochsicherheitszone 
vor. Zum Amüsement ihrer Bewohner. 
Noch. 

Dann aber wird alles anders. Die Te¬ 
lefone sind unterbrochen, die Konten 
gesperrt, die Security abgezogen. „The 
Masters of the Universe“ stehen plötz¬ 
lich vor Angst bibbernd ohne Kleider 
da. Schüsse und markerschütternde 
Schreie auf dem Flur. Unter Kanniba¬ 
len. Es gibt immer einen Stärkeren. 

Klaus Wagener 
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Schwieriger Wahlmarathon 


DKP wieder im Rat und zwei 
Bezirksvertretungen vertreten 

Trotz bürgernahem Wahlkampf musste die DKP in Bottrop Stimmenverluste hinnehmen 



Irmgard Bobrzik und Michael Gerber wurden mit vier Prozent der Stimmen auf der DKP-Liste in den Bottroper Stadtrat 
gewählt. Den Sprung in Bezirksvertretungen schafften Manfred Plümpe (4,6 Prozent) und Günter Ziemmek (5,8 Prozent). 


Stärkere Stimmenverluste musste 
die DKP in Püttlingen hinnehmen und 
erreichte mit 3,37 Prozent nur noch ein 
Mandat (bisher drei). 

In Bochum verlor das gleichberech¬ 
tigte Bündnis „Soziale Liste“ ein Man¬ 
dat und hat noch einen Ratssitz. 

In Neuss (NRW) wurde ein Mit¬ 
glied der DKP auf der Liste der Partei 
„Die Linke“ in den Stadtrat gewählt, 
ebenso wurde ein DKP-Mitglied in 
die Bezirks Vertretung Solingen-Wald 
(NRW) gewählt. 

Achtungsergebnisse für DKP-Lis- 
ten gab es bei der Wahl zur Bezirksver¬ 
tretung in Dortmund-Nord (1 Prozent) 
und Düsseldorf-Gerresheim. 

In Wildau (Brandenburg) trat die 
DKP erstmals an und erhielt 1,4 Pro¬ 
zent der Stimmen. 

In Freiburg konnte die auch von der 
DKP unterstützte „Linke Liste-Solida¬ 
rische Stadt“ ihr Ergebnis von 7,8 auf 
8,6 Prozent steigern. 

Wir hatten mehr erhofft. Gerade 
auch wegen des oft langjährigen Enga¬ 
gements und intensiver Wahleinsätze. 

Das liegt auch daran, dass das Spek¬ 
trum der antretenden Parteien in den 
Kommunen sehr unterschiedlich war. 
In großen Kommunen hatte man es, 
wie z.B. in Essen mit neuen Akteuren 
auf der Rechten zu tun (z.B. in Essen 
zusätzlich zu NPD und REP nun auch 
noch mit ProNRW und AfD). Darüber 
hinaus gab es neue Akteure, die poli¬ 
tisch nur zum Teil einzuordnen sind, 
wie die Piraten und die PARTEI. Dies 
führte trotz intensivem Wahlkampf zu 
einer Halbierung der Stimmenzahl der 
DKP und einer weiteren linken Wäh¬ 
lergruppe, sowie leichten Verlusten bei 
der Partei „Die Linke“ (allerdings auf 
wesentlich höherem Niveau). 

Aber selbst in DKP-Hochburgen 
mit einer großen Tradition, einer kon¬ 
tinuierlichen Kommunalpolitik und in¬ 
tensivem Wahlkampf wie Bottrop und 
Püttlingen konnten Stimmen und An¬ 
teile nicht gehalten werden, reduzierte 
sich die Anzahl der Mandate, ohne dass 
dies zwingend der Partei „Die Linke“ 
zugutekam. Ursachen liegen hier mög¬ 
licherweise. darin, dass durch die Zu¬ 
sammenlegung mit der EU-Wahl bei 
Zugewinn der SPD, diese „durchge¬ 
wählt“ wurde. Denkbar ist aber auch, 
dass mit der nationalistisch-rassisti¬ 
schen „Stehkragen“-AfD eine schein¬ 
bar bürgerliche Alternative manchen 
Protestwähler nach rechts lockte. Dies 
wäre äußerst gefährlich, denn im Un¬ 
terschied zu vergangenen Rechtspar¬ 


teien ist dies für relevante Teile des Ka¬ 
pitals eine aktuelle Option. 

Verluste bei guter Arbeit sind si¬ 
cherlich frustrierender als Verluste im 
Ergebnis von Versäumnissen. Ohne die 
Ergebnisse schön reden zu wollen, sie 
werfen aber auch ein Schlaglicht auf 
das Massenbewusstsein. Und hier gibt 
es zwischen den kommunalen Hoch¬ 
burgen und der EU-Wahl natürlich 
noch mal einen Unterschied. Bei den 
EU-Wahlen rechnet niemand derzeit 
mit einem „Massenergebnis“ der DKP, 
wir sprechen im Wesentlichen politi¬ 
sierte Menschen an. In den Hochbur¬ 
gen müssen wir Massen ansprechen. 

Da ist es ärgerlich, wenn Kräfte, die 
sich weder grundsätzlich noch kom¬ 
munalpolitisch engagieren, wie die 
Piraten oder die PARTEI, an aktiven 
DKP- Kandidatinnen und Kandidaten 
vorbeiziehen. Diesen Ärger müssen 
wir in Kraft Umsetzern für die Verbrei¬ 
tung unserer konkreten, aber auch für 
unsere antikapitalistischen Positionen 
und für unser Werben um eine sozia¬ 
listische Alternative. Anders wird es 
nicht gehen. 

Hat sich das Ganze gelohnt? 

Ja natürlich. Wir haben kommunal viele 
Mandate gehalten. Wir machen weiter 
Erfahrungen mit allen Formen der Ar¬ 
beit in Kommunalparlamenten (DKP, 
gleichberechtigte Bündnisse, Kandida¬ 
turen auf Listen der Partei „Die Lin¬ 
ke“). 

Überall dort, wo die Partei in den 
Wahlkampf eingestiegen ist, ist sie stär¬ 
ker auf die Straße gegangen. Hundert¬ 
tausende Materialien wurden verteilt, 
zigtausend Gespräche geführt. Wir ha¬ 
ben oftmals gemerkt, dass wir selbst 
etwas „entwöhnt“ waren, wir mussten 
aber auch feststellen, dass die Men¬ 
schen entwöhnt sind auf Kommunis¬ 
ten zu treffen. Es gab wenig aggressi¬ 
ven Antikommunismus, aber immer 
noch die Frage „Gibt’s euch noch?“ 
und vermehrt die Frage „DKP - was 
heißt denn das?“ 

Es hat sich auch gelohnt, weil das 
Ergebnis uns auch unsere Schwächen 
aufzeigt. Das ist ja die Voraussetzung 
an deren Überwindung zu arbeiten. 

Und nicht zuletzt, das Ergebnis 
zeigt auch Möglichkeiten. Deswegen 
auch die Gratulation an alle Gliede¬ 
rungen, die die Stimmenzahl steigern 
konnten, und da sind die Ergebnisse 
in Berlin, Brandenburg und Mecklen¬ 
burg-Vorpommern ja auch ermutigen¬ 
de Beispiele. 


Der Ausgang der Kommunalwahl in 
Bottrop ist bitter: Erstmals ist die DKP 
im Rat der Stadt nach dem Verlust eines 
Ratsmandates nur noch als Ratsgrup¬ 
pe mit Irmgard Bobrzik und Michael 
Gerber vertreten. Die DKP erreichte 
4 Prozent der Stimmen gegenüber 5,6 
Prozent bei der Kommunalwahl 2009. 
Die Partei „Die Linke“ verlor eben¬ 
falls und kam auf 4,1 Prozent. In den 
Bezirks Vertretungen Süd erreichte die 
DKP 5,8 Prozent mit Günter Ziemmek 
und in der Bezirks Vertretung Mitte 4,6 
Prozent mit Manfred Plümpe. In bei¬ 
den Bezirks Vertretungen bleibt die 
DKP damit die stärkste linke Kraft. Bei 
der Oberbürgermeisterwahl errang Mi¬ 
chael Gerber den dritten Platz vor den 
Vertretern der Partei „Die Linke“, Grü¬ 
nen, ÖDP und den Piraten. 

Die DKP versteht sich in Bottrop 
als das soziale Gewissen der Stadt und 
Interessenvertreterin der „kleinen Leu¬ 
te“. Die DKP ist vor allem außerparla¬ 
mentarisch aktiv. So wurde im letzten 
Jahr erfolgreich der Bürgerentscheid 
für die Erhaltung des Stenkhoffbades 
initiiert und gewonnen. Dort im Stadt¬ 
teil Eigen konnte die DKP im Wahl¬ 
kreis von Michael Gerber 14,4 Prozent 
und im Wahlkreis von Manfred Plümpe 
mit 13,3 Prozent ihre besten Ergebnisse 
erzielen. In beiden Wahlkreisen wurde 
die DKP nach der SPD zweitstärkste 
Partei. 

Diesen Nutzen der DKP für die 
„kleinen Leute“ konnte die DKP je¬ 
doch, trotz eines sehr intensiven Wahl¬ 
kampfes, in anderen Stadtteilen ih¬ 
ren bisherigen Stammwählern nicht 


Die UZ-Redaktion gratuliert allen Ge¬ 
nossinnen und Genossen, die auf Listen 
der DKP, auf Bündnis- oder Listen der 
Partei „Die Linke“ in ihre Stadtparla¬ 
mente gewählt wurde. Wir danken ih- 


ausreichend vermitteln. Immer mehr 
Menschen fühlen sich ausgegrenzt und 
verlieren die Hoffnung, durch die Teil¬ 
nahme an Wahlen ihre Situation ver¬ 
bessern zu können. Mit den Spardikta¬ 
ten von SPD und CDU auf Kosten ar¬ 
mer Menschen wird diese Entwicklung 
beschleunigt und von den bürgerlichen 
Parteien bewusst in Kauf genommen. 



damit man draußen sieht 
was drinnen vorgeht! 


In einigen Arbeiterquartieren betrug 
die Wahlbeteiligung nur noch 30 Pro¬ 
zent! Auch mit einer intensiven Brief¬ 
wahlkampagne konnte die DKP die¬ 
sem Trend nicht entgegenwirken und 
ein Teil der Wähler unserer Partei blieb 
schlicht zu Hause. Der große Zuspruch 
für die DKP während des Wahlkampfes 
hat sich somit nicht in den Wählerstim¬ 
men widergespiegelt. 


nen, aber auch denen, die es nicht ge¬ 
schafft haben. Und selbstverständlich 
den hunderten Wahlkämpferinnen im 
ganzen Land, die die DKP vielerorts er¬ 
lebbar gemacht haben. 


Wenn Kommunalwahlen mit über¬ 
regionalen Wahlen zusammengelegt 
werden, haben es örtliche DKP-Kan- 
didaturen grundsätzlich schwerer, sich 
gegenüber der medialen Dauerpräsenz 
der Bundestagsparteien in örtlichen 
und überregionalen Medien zu be¬ 
haupten. Vielfach wird dann auch von 
bisherigen DKP-Stammwählern die 
SPD oder Partei „Die Linke“ „durch¬ 
gewählt“. In Bottrop kam hinzu, dass 
der SPD-Oberbürgermeister mit dem 
Rückenwind des Imagegewinns von 
„Innovation City“ sein Ergebnis um 
14 Prozent auf 66 Prozent verbessern 
und dadurch auch die SPD bei der 
Wahl zum Rat mit 47,7 Prozent erheb¬ 
lich dazugewinnen konnte. Erstmals 
ist mit einem Ratsmandat ein Vertre¬ 
ter der Rechtsaußen-Partei AfD im 
Bottroper Rat vertreten. 

Die Zuspitzung sozialer Not und 
Ausgrenzung immer größerer Tei¬ 
le der Arbeiterklasse ist täglich bei 
der Hartz IV- und Sozialberatung der 
DKP erlebbar. Der Widerstand gegen 
Sozialabbau und für bezahlbare Woh¬ 
nungen wird auch in Zukunft die au¬ 
ßerparlamentarische Arbeit der DKP 
bestimmen. Mit dem von der DKP vor¬ 
geschlagenen Bürgerentscheid gegen 
das Millionengrab Flugplatz Schwar¬ 
ze Heide am 29. Juni steht bereits die 
nächste Herausforderung nach den 
Kommunalwahlen bevor. An Arbeit 
wird es den Kommunisten in Bottrop 
auch in Zukunft nicht mangeln, auch 
wenn die Möglichkeiten der DKP im 
Rat schlechter geworden sind! 

Michael Gerber 


Für viele der Aktiven geht es 
schließlich nahtlos weiter: Mit der Wer¬ 
bung für unser Pressefest in Dortmund 
und mit der Vorbereitung ihrer Beiträ¬ 
ge auf unserem Fest. 



Auf Listen der Partei „Die Linke“ ziehen in die Räte ein: Walter Herbster (Bezirksvertretung Solingen-Wald), Sonja Gottlieb 
(Idar-Oberstein) und Vincent Cziesla (Neuss). In Bochum erreichte Günter Gleising ein Mandat für die Soziale Liste Bochum. 



Auf Listen der DKP erreichten ebenfalls Mandate: Hans Schwindling (Püttlingen, 3,36 Prozent), Gerhard Dorka (Gladbeck, 
1,4 Prozent) und Reinhard Püschel (Heidenheim, 3 Prozent). 


Kommunistinnen in die Parlamente gewählt 

Ein erster Überblick nach der Kommunalwahl am 25. Mai 
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Fälscher, Dealer und Experten 

Das „Ende des Auktionshandels“? Fazit zum größten Kunstfälscherskandal in der BRD • Von Dietmar Spengler 


D ramatischer hätte Henrik Han- 
stein, Chef des Kölner Auktions¬ 
hauses Lempertz die Rechtspre¬ 
chung des Landgerichts nicht kommen¬ 
tieren können. In verletzter Eitelkeit 
spielt der Kunsthändler seine grobe 
Fehleinschätzung bei der Versteigerung 
dubioser Werke herunter. 

Jüngst hatte die Staatsanwaltschaft 
Anklage gegen den Direktor des Kunst¬ 
museums Ahlen erhoben. Ihm wurde 
Beihilfe zum versuchten Betrug vorge¬ 
worfen. Es ging um einen gefälschten 
Leger, der für sechs Millionen Euro an 
den Mann gebracht werden sollte. In¬ 
zwischen wurde das Verfahren gegen 
eine Auflage von 7 500 Euro eingestellt. 
Ein kleiner Mosaikstein im Kunstfäl¬ 
scherprozess Beltracchi. 

Zur Erinnerung: Zwei Jahre ist es 
her, dass die 10. Strafkammer des Köl¬ 
ner Landgerichts den Maler Wolfgang 
Beltracchi zu sechs Jahren Haft verur¬ 
teilt hat. Der hat mit seinen Fälschun¬ 
gen den Kunstbetrieb aufgemischt so¬ 
wie Auktionshäuser und Kunstexper¬ 
ten ausgetrickst. Im Kölner Kunsthaus 
Lempertz wurde in den vergangenen 
Jahren eine Reihe von Gemälden in¬ 
ternationaler Expressionisten und Sur¬ 
realisten versteigert, die dort von der 
Kunstfälscherbande um Beltracchi ein¬ 
geliefert worden war. Sie alle stammen 
angeblich aus einer „Sammlung Jägers“, 
die nie existiert hat. Mehrere dieser Ge¬ 
mälde wurden vom Kunstspezialisten 
Werner Spies dem Brühler Maler Max 
Ernst zugeschrieben. 

Das alles ist Vergangenheit. Inzwi¬ 
schen verdienen die Akteure ihr Geld 
auf dieselbe wie auf andere Weise und 
Beltracchi wird herumgereicht, tingelt 
durch Talkshows, Gesprächsrunden, auf 
Premierenpartys und sonnt sich im Ruf 
des „geniale Fälschers“ (Werner Spies). 

Die Kunst ist kein Restbestand hei¬ 
ler Welt im Betrieb des entgrenzten 
Kapitalismus. Wie alle andern Berei¬ 
che des täglichen Lebens unterliegt sie 
dem Profitinteresse und der Spekula¬ 
tionswut von Händlern und Geldanle¬ 
gern. Die Kunstauktion ist in Zeiten der 
Geldschwemme und der Finanzcrashs 
zur Geldmaschine geworden. Ihr Ge¬ 
schäft gleicht dem der Börse, wo gehan¬ 
delt wird nach Angebot und Nachfrage. 
Ein Grundpreis wird vorgegeben und 
jeder kann sich mit Mehrgebot am Spiel 
beteiligen. Dabei kann der Gewinner 
der Auktion gar nicht sicher sein, ob das 
von ihm erworbene Stück ein Original 
oder nur eine Fälschung ist. Ohne das 
Auktionsroulette wäre die florierende 
Fälscherwirtschaft gar nicht möglich. 
Aber auch der Kunstmarkt insgesamt 
erscheint als ein undurchsichtiges, von 
Geldgier und anderen zweifelhaften 
Motivationen gesteuertes System von 
Privatinteressen, dessen Opfer der 
Kunstkäufer ist. 

Rosstäuscher gab es schon immer. 
Fälschungen beruhen auf Täuschung, 
spiegeln etwas vor, was nicht vorhanden 
ist. Große Teile der Wirtschaft arbeiten 
nach diesem Prinzip. Die Vorspiege¬ 
lung von Qualitätsvorteilen ist das Re¬ 
zept. Werbung sorgt für die Akzeptanz. 
Nachgemacht und gefälscht wird prak¬ 
tisch jede Ware, die Profit verspricht. 

Die Kunst der Fälschung 

Kunstwerke sind offenbar leichter zu 
fälschen als das Geld, das sich mit ih¬ 
nen machen lässt. Es gibt Schätzungen, 
nach denen über 40 Prozent aller ver¬ 
kauften Kunstwerke als Fälschungen 
zu betrachten sind. Die Ranking-Liste 
der Kunstfälschungen der Werke des 20. 
Jahrhunderts wird von Dali angeführt. 
Am Kölner Wallraff-Richartz-Museum 
wurde unlängst herausgefunden, dass 
ein jahrzehntelang für echt gehaltener 
Monet, ein Highlight der Sammlung, 
eine wertlose Fälschung der zwanziger 
Jahre ist. Vor einem Jahr wurde eine 
internationale Fälscherbande zerschla¬ 
gen, die auf russische Avantgarde von 
Jawlensky bis Malewitsch spezialisiert 
war. Der Kunstmaler Wolfgang Beltrac¬ 
chi soll für 15 bis 20 Mio. Euro gefälscht 
haben. Er hat verschwundene Bilder 
neu gemalt. Die Geschichten dazu hat 


er frei Haus geliefert. Mit Provenienz¬ 
fabeln und Echtheitszertifikaten hat er 
sie als Originale beglaubigt. Damit ist 
er an den Markt gegangen und hat sie 
in Auktionen untergebracht. Kaum ei¬ 
ner äußerte Zweifel an der Echtheit der 
Machwerke, allen stand der Gewinn vor 
Augen. 

Der glückliche Kenner 

„Werner Spies ist das prominenteste 
Opfer im spektakulären Kölner Kunst¬ 
fälscher-Prozess um Wolfgang Beltrac¬ 
chi“ kommentierte der TV-Sender 3Sat 
im Internet seinen Beitrag zur Auto¬ 
biografie „Mein Glück“ des Kunst¬ 
historikers, Kritikers, Kunsthändlers 
und ehemaligen Direktors des Centre 
Pompidou in Paris. In der Opferrolle 
steht einer, der zuweilen mittels Fo¬ 
tografien Gutachten erstellte! Sieben 
Bildern, die angeblich von Max Ernst 
stammten, hatte er, der Ernst-Kenner, 
Echtheit testiert. Der Freund von Max 
Ernst, Träger des Großen Bundesver¬ 
dienstordens und Offizier der Ehrenle¬ 
gion, gilt als Experte von dessen Male¬ 
rei. Er habe, so Spies, „in keinem Mo¬ 
ment Zweifel gehabt“, dass es sich bei 
den Arbeiten um Originalwerke handle. 
„Unsicherheiten, die offenbar das orts¬ 
kundige und gut vernetzte Haus Lem¬ 
pertz an der Provenienz der Sammlung 
hegen konnte und vielleicht hegen 
musste“, sagt Spies, „wurden an uns nie 
weitergegeben“ (FAZ, 3.9.12). 

Eines der gefälschten Werke war 
über Monate in einer von Spies kura- 
tierten Ausstellung im Max Ernst Mu¬ 
seum zu sehen. Dadurch erhöhte sich 
der Wert des Machwerks um ein Viel¬ 
faches. Mit der gutachterlichen Adelung 
der Bilder lautet sie bei Spies - wurden 
Millionen gescheffelt. Erst durch die 
Expertisen wurde es möglich, die Fäl¬ 
schungen auf den Markt zu bringen. 

Zudem hat der Nestor der Surrea¬ 
lismusforschung eingeräumt, die Kun¬ 
den für die gefälschten Werke an Land 
gezogen zu haben: „Ich konnte Käufer 
vermitteln und die Beltracchis ließen 
es sich - obwohl ich es nicht verlangt 
habe - nicht nehmen, mir eine ansehn¬ 
liche Verkaufsprovision auf ein ange¬ 
gebenes Schweizer Konto zu überwei¬ 
sen“ schreibt Spies in seiner letztes Jahr 
erschienenen Autobiografie. Um die 
400 000 Euro gingen - steuerfrei ver¬ 
steht sich - auf sein Schweizer Konto 
ein. Die Verkaufsprovision anzuneh¬ 
men, die ihm die Fälscher aus freien 
Stücken gezahlt hätten, sei „unklug“ ge¬ 
wesen. Wer ist nicht voreingenommen, 
wenn leicht Geld zu machen ist? Wenn 
diese Dienste der Vermittlung gegen 
Bezahlung mit Vorsatz geschehen, dann 
sieht das Strafgesetzbuch dafür den 
Strafbestand der „Hehlerei“ vor. Je¬ 
doch illegal im juristischen Sinne waren 
sein Handeln und seine Provisionen im 
Fall Jägers nicht. Denn Vorsatz ist ihm 
nicht nachzuweisen. Gegen Spies lief - 
anders als gegen Hanstein - kein straf¬ 
rechtliches Ermittlungsverfahren, nur 
ein zivilrechtliches Verfahren in Frank¬ 
reich; der Käufer einer Fälschung klag¬ 
te dort gegen den Verkäufer, aber auch 
gegen Spies, auf Schadenersatz (FAZ, 
3.9.12) und bekam Recht. 

Doch von Schuldbewusstsein kei¬ 
ne Spur. Er müsse sich nichts vorwer¬ 
fen, heißt es auf den letzten Seiten des 
Buchs, denn seine Gutachten seien 
„nach bestem Wissen und Gewissen“ 
erstellt. Beltracchi sei eben ein „geni¬ 
aler Fälscher“, dem selbst ein Spezialist 
wie er auf den Leim gehen könne. Nun 
wird auch noch das „Genie“ bemüht, um 
die bekleckerte Weste rein zu waschen. 

Kritischer als mit sich selbst geht 
Spies mit den Medien ins Gericht. 
Während der Fälscher Beltracchi als 
Freigänger mit einem blauen Auge da¬ 
von gekommen sei und von den Medien 
hofiert wird, stehe er, Spies, ungerech¬ 
terweise am Pranger. Doch Mitleid mit 
dem Doyen der Ernstianer ist hier nicht 
angebracht. 

Der ehemalige Freund von Max 
Ernst und Picasso hat auf den 608 Sei¬ 
ten seiner selbstverliebten Apologie 
„Mein Glück“ gerade mal fünf seiner 


Rolle im Fälscherskandal gewidmet. 
Unbeschadet der offensichtlichen In¬ 
kompetenz initiierte und kuratierte er 
unlängst eine Retrospektive für Max 
Ernst in der Fondation Beyeler in Rie¬ 
hen bei Basel, die zuvor in der Alberti¬ 
na in Wien gezeigt wurde. Ein Ausstel¬ 
lungssaal war mit Bildern der düsteren 
Wälder bestückt, die Max Ernst im Jahr 
1927 gemalt hat. Nicht dabei war „La 
Foret II“ von 1927, das als Highlight der 
Eröffnung des Max-Ernst-Museums in 
Brühl fungierte und später für eine stol¬ 
ze Summe an einen Privatsammler ver¬ 
kauft wurde. Dieses Gemälde gehört zu 
jenen, die von Werner Spies nach Au¬ 
genschein für echt erklärt wurden; tat¬ 
sächlich war es ein echter Beltracchi, 
eine Fälschung, für deren Nobilitie- 
rung Spies mittlerweile in Frankreich 
zu Schadenersatz verurteilt wurde. 

Wäre es nicht klärend gewesen, in 
gebührendem Abstand zu den düsteren 


und bedrohlichen Waldbildern die hei¬ 
tere Fälschung mit der stilisierten Son¬ 
ne in Regenbogenfarben zu hängen, 
damit der Betrachter sich selbst ein 
Bild machen könnte, wie es um die Ur¬ 
teilsfähigkeit des Experten bestellt ist? 
Vielleicht wäre dann die bedingungslos 
erscheinende Solidarität der Museums¬ 
welt mit dem Initiator auch dieser Aus¬ 
stellung ein wenig erschüttert worden. 

Der gierige Hehler 

Als zweites Opfer geriert sich der Auk¬ 
tionator Henrik Hanstein, als Opfer, 
das unwissend zum Komplizen des 
größten Kunstbetrugs aller Zeiten wur¬ 
de. Hanstein brachte neben fünf ande¬ 
ren gefälschten Werken der erfundenen 
„Sammlung Jägers“ das „Rote Bild mit 
Pferden“ auf den Markt - jenes falsche 
Campendonk-Gemälde, das den Fall in 
die Öffentlichkeit brachte. Der Aukti¬ 
onator hat das Gemälde 2006 für eine 
Rekordsumme versteigert. Käuferin 
war ein Unternehmen namens Trasteco. 
Die juristischen Gegner warfen Han¬ 
stein vor, bei der Recherche der Prove¬ 
nienz der Werke grob fahrlässig gehan¬ 
delt zu haben - was bedeuten würde, 
dass der Haftungsausschluss des Auk¬ 
tionshauses hinfällig wäre. 

„Verletzung der Sorgfaltspflicht“ 
heißt es in der Klage des Geschädigten. 
2,4 Mio. Euro (mit Aufgeld 2,88 Mio.) 
hat sich ein maltesischer Käufer den 
Deal kosten lassen. Die nachträglich 
durchgeführte Analyse wies ein Farb¬ 
pigment auf, das zum vorgeblichen Ent¬ 
stehungszeitpunkt des Bildes noch gar 
nicht auf dem Markt war. Hanstein gibt 
sich unschuldig: Eine nähere Untersu¬ 
chung des Objekts sei nicht nötig gewe¬ 
sen, die Bearbeiterin des Werkverzeich- 
nisses hätte das Bild ja bestätigt. Doch 
alles, was das Werkverzeichnis hergibt, 
ist ein verschollenes Gemälde selbigen 
Titels - ohne Details und ohne jede 
Abbildung! Tatsächlich beharrte, trotz 
eines als gefälscht entlarvten Proveni¬ 
enzlabels, die Expertin, der inzwischen 
weitere zwölf Fehlgutachten zu Cam- 
pendonck-Gemälden vorgeworfen wer¬ 
den (Hanstein), auf ihrer Expertise. Das 
zu erwartende Urteil sei, so der dreiste 
Kunsthändler damals, „für die Kunst¬ 
welt unannehmbar“ (KöRu, 1.9.12). 

Obwohl das Auktionshaus bereits 
1995 schlechte Erfahrung mit der omi¬ 


nösen „Sammlung Jägers“ gemacht hat¬ 
te, ließ die Aussicht auf fette Gewin¬ 
ne alle Vorsicht außer Acht. Damals 
soll Hanstein Informationen über ein 
Farbgutachten des darin als Fälschung 
enttarnten Pechstein-Gemäldes „Seine- 
Brücke mit Frachtkähnen“ dem Käufer 
vorenthalten und behauptet haben, die 
Materialanalyse sei negativ, das Bild sei 
tadellos (FAZ, 3.9.12). Im Fall des Pech- 
stein-Bildes „Liegender Akt“ versicher¬ 
te Hanstein dem Käufer Wolfgang Hen- 
ze die Seriosität der Einlieferer. Dar¬ 
auf lag gegen Hanstein nicht bloß eine 
Strafanzeige wegen Betrugs vor - es lief, 
unabhängig vom Verfahren gegen die 
Fälscher, bereits ein strafrechtliches Er¬ 
mittlungsverfahren. 

Es ist immer derselbe Dreh, mit dem 
sich die Kunsthehler herausreden: Auf 
Expertisen müsse man sich verlassen 
können. Der eine schiebt dem andern 
die Schuld zu! 


Der faule Richter 

Vor Gericht kamen die Spies-Gesel- 
len nur als Zeugen, unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit. 178 Zeugen soll¬ 
ten Aussagen machen. Doch es kam 
nicht dazu. Nach nur neun Verhand¬ 
lungstagen war der Prozess passe. Der 
Fälscher wurde zu sechs Jahren Haft 
verurteilt, seine Helfer entsprechend 
weniger. Zwischen Staatsanwaltschaft 
und Verteidigung wurde ein Deal aus¬ 
gehandelt. Der Maler hatte ein Ge¬ 
ständnis über 14 gefälschte Bilder ab¬ 
gelegt. Im Gegenzug verzichtete die 
Staatsanwaltschaft auf weitere Nach¬ 
forschungen und stimmte einer ver¬ 
minderten Strafzumessung zu. Ob das 
Geständnis glaubhaft ist, wurde nicht 
weiter untersucht. Begründet wurde 
dieses Geschäft mit dem Argument, 
„eine Fortsetzung des Verfahrens wür¬ 
de sich über Jahre hinziehen“. Nach¬ 
forschungen über die anhängigen Fäl¬ 
schungen hinaus wurden nicht weiter 
verfolgt. Kölner Verhältnisse! Schön 
für den Kunstsammler, der seinen Pi¬ 
casso weiterhin als Original ansehen 
darf. Beltracchi aber steht in offenem 
Vollzug, kann für Medienauftritte Frei¬ 
gang bekommen und ab 2015 in der 
Provence neue Konzepte ausbaldo- 
vern, seine Fähigkeiten an den Mann/ 
die Frau zu bringen. Und er malt wei¬ 
ter. Vor der Kamera brüstet er sich, von 
Leonardo bis Rembrandt alle Malstile 
zu beherrschen. In einem filmischen 
Machwerk, das der Sohn seines An¬ 
walts produziert hat lässt sich Beltrac¬ 
chi als Künstler inszenieren und prahlt 
mit den noch unentdeckten Bildern, 
die von ihm in Museen und Sammlun¬ 
gen hängen. Gewiss kann er seine Sto¬ 
ry als Schmonzette ans ZDF verscher¬ 
beln. Vielleicht auch Fälscherkurse in 
der Provence anbieten. Inzwischen hat 
er es auch zu philosophischen Ehren 
gebracht: Das internationale Festival 
der Philosophie „... phil Cologne“ hat 
ihn mit einem WDR-Moderator und 
dem Professor für praktische Philoso¬ 
phie Christoph Menke zusammenge¬ 
spannt, um über die „tiefe Sehnsucht 
nach dem Original“ zu salbadern. 

Der Vergleich zwischen Staatsan¬ 
walt und Verteidigung ist insofern be¬ 
denklich, als der Rechtsvertreter des 
Staates sich durch Verzicht auf Straf¬ 
verfolgung zum Komplizen der Täter 


macht. Der anrüchige Deal, mittler¬ 
weile ein von der unterfinanzierten 
Justiz beliebtes Verfahren, gehört seit 
2009 zum Alltag in Strafprozessen. Dies 
kommt einem „Handel mit der Ge¬ 
rechtigkeit“ gleich: Geständnis gegen 
mildes Urteil. Dennoch hat der BGH 
„die Zulässigkeit von Absprachen“ aus 
Gründen der „Prozessökonomie“ an¬ 
erkannt. Zuletzt wurde Uli Hoeneß 
damit prämiert. 50 bis 80 Prozent aller 
Verfahren im Bereich der Wirtschafts¬ 
kriminalität sollen auf diese Weise ab¬ 
gewickelt werden. Im Kölner Verfahren 
blieben somit die von den Berliner Er¬ 
mittlern eruierten Erkenntnisse über 53 
gefälschte Werke der Sammlung Jäger 
ungenutzt. Und Spies darf sich empö¬ 
ren, nicht angehört worden zu sein. Als 
die Staatsanwältin eine Verletzung der 
Vergleichsmodalitäten anmahnte, droh¬ 
te der Richter mit der endlosen Fortset¬ 
zung des Beltracchi-Prozesses („Dann 
werde ich eben den Rest meines Lebens 
den Beltracchi-Prozess führen“). Auch 
die Anzahl der von Beltracchi erstellten 
Kopien und Fälschungen wurde nicht 
gerichtlich ermittelt. Bis heute wurden 
80 Bilder großer Meister als Beltrac- 
chi-Fälschungen entdeckt. Schätzun¬ 
gen gehen davon aus, dass die Bande 
um den Meisterfälscher mehr als 100 
falsche Gemälde (Spies vermutet über 
200) verkauft hat. Der Fälscher selbst 
rühmt sich zwischen den 1970er Jahren 
und 2010 300 Gemälde und Zeichnun¬ 
gen gefälscht zu haben. 

Strafrechlich werden weder Ver¬ 
mittler noch Verkäufer belangt, denn 
hier greift nur das Zivilrecht, wo es nur 
um finanzielle Wiedergutmachung geht. 
Am 11.12.12 meldet die SZ , dass zwi¬ 
schen der geschädigten Firma und Lem¬ 
pertz ein Vergleich geschlossen wurde. 
Gegen die Rückerstattung der 2,9 Mio. 
Euro und Übernahme der Prozesskos¬ 
ten wurde das Verfahren gegen den 
Auktionator eingestellt. Hierfür kön¬ 
ne man Zugriff auf die Immobilien des 
Fälschers nehmen, so der Vergleichs¬ 
text. Die weiße Weste ist gewahrt! Un¬ 
bescholten kann der Dealer seine Ge¬ 
schäfte fortführen. Vorab hat er sich mit 
seiner Privataudienz beim damaligen 
Papst Benedikt XVI. bereits die Abso¬ 
lution erteilen lassen. Der Auktionator, 
der mit Vorliebe den Pluralis Majesta- 
tis gebraucht wenn er von sich spricht, 
sieht sich voll rehabilitiert. 

Offensichtlich hat der geldgierige 
Maler schon in den 80er Jahren damit 
begonnen, Fälschungen von Künstlern 
des Expressionismus und Surrealismus 
herzustellen. Mit allen möglichen Tricks 
hat er die Bilder in Umlauf gebracht, 
mit irrigen Zertifikaten, die vom Han¬ 
del akzeptiert wurden. Mit der Exper¬ 
tise wurden die Bilder verkauft. Zur 
Untersuchung der Bilder ist es nie ge¬ 
kommen, und Hanstein reichte das Gut¬ 
achten Spiest Ohne die ewige Gier nach 
frischen, teuren Bildern hätte die Belt- 
racchi-Geschichte gar nicht stattfinden 
können. Und mit der eleganten juristi¬ 
schen Lösung lassen sich weiterhin lu¬ 
krative Geschäfte machen. 

Nicht etwa, dass dieser Skandal die 
Geschäfte bei Lempertz und anderen 
Auktionshäusern in Mitleidenschaft 
zöge, das Gegenteil ist der Fall. Die letz¬ 
ten Auktionen in Köln zogen so viele 
Schnäppchenjäger an wie noch nie in 
der jüngeren Geschichte des Hauses. 
Die Gier beherrscht Käufer und Ver¬ 
käufer. Und der Kunstmarkt zeigt we¬ 
nig Interesse daran, dass die Fälschun¬ 
gen als solche erkannt werden. So wird 
sich, da gesetzliche Instrumente fehlen, 
weiterhin die Kunst dem Diktat des 
Marktes beugen müssen. Und Kunst¬ 
historiker und Experten, wie Hanstein 
und Spies erweisen der Kunst einen 
Bärendienst und degradieren sie zu ei¬ 
nem bloßen Gegenstand der Geldge¬ 
winnung. 

Die Informationen wurden gewonnen aus der 
Berichterstattung verschiedener Tages- und 
Wochenzeitungen, dem Internet-Fake-Blog 
Museofactum bzw. aus: S. Koldehoff/T.Timm: 
Falsche Bilder. Echtes Geld. Galiani Verlag; 
Werner Spies: Mein Glück. 
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Unser Genosse 
Ronnie Hohl wird 
76 Jahre jung! 



Nachdem wir im letzten Jahr Deinen Runden „vergessen“ haben, in 
diesem Jahr dann eben für einen Unrunden. 

Halt 1 Dich wacker und aufrecht und wir wünschen Dir mit Deiner 
Käthe noch ganz ganz viele gemeinsame Kilometer im Wohnmobil und 
uns weiterhin ganz ganz viel Unterstützung bei unserem gemeinsamen 
Kampf für Frieden, Völkerverständigung und Sozialismus. 


Es gratulieren die Genossinnen und Genossen der 



Unker Niedeirtiein 


„ Aber die Stärksten kämpfen ein Leben lang. 

Diese sind unentbehrlich “ 

(Bertolt Brecht) 

Unser lieber Genosse 

Alois Engel 

wurde am 17. Mai 2014 

95 Jahre alt. 

Aus einer Arbeiterfamilie stammend, wurde er schon im Alter von 15 
Jahren im Saargebiet Mitglied des Deutschen Metallarbeiterverbandes. 
Im nächsten Monat gehört der Genosse Alois der IG Metall 80 Jahre 
als aktives Mitglied an. Sein älterer Bruder Niklas, aktives Mitglied der 
KPD, wurde 1937 im Untersuchungsgefängnis Duisburg-Hamborn er¬ 
mordet. Alois machte nie ein Hehl daraus, dass er bei den Fallschirm¬ 
springern war und nach der Befreiung von Faschismus und Krieg sich 
bereits 1945 in der KPD organisierte. Er hatte verschiedene Funktionen 
in der KPD und bei der Neukonstituierung 1968 auch in der DKP. Er 
gehörte der Gemeindevertretung in Merzig-Brotdorf an, arbeitete viele 
Jahre bei Villeroy & Boch, wurde von seinen Kolleginnen und Kollegen 
in den Betriebsrat gewählt und war Delegierter seiner Gewerkschaft IG 
Metall. Den antifaschistischen Traditionen seines Bruders verpflichtet, 
arbeitete Alois aktiv mit in derWN-Bund der Antifaschisten und war ein 
wichtiger Zeitzeuge für die junge Generation. 

Von Merzig-Brotdorf zog er mit seiner Familie nach Bremen. Hier er¬ 
warb sich unser Alois bleibende Verdienste bei den Zeitzeugengesprä¬ 
chen im Gustav-Heinemann-Bürgerhaus in Bremen-Vegesack. Er war 
Mitgründer der Initiative Nordbremer Bürger gegen den Krieg vor 13 
Jahren, seine Diskussionsbeiträge bei den wöchentlichen Friedens¬ 
kundgebungen beeindruckten. Sichtlich stolz war er, wenn man ihn ei¬ 
nen proletarischen Internationalisten und Marxisten-Leninisten nannte. 
Unser verdienter Genosse lebt seit einigen Jahren im Altenpflegeheim 
Lesmona. Fast erblindet und schwerhörig, freut er sich immer wieder, 
wenn ihm Genossen aus der UZ und der Jungen Welt laut vorlesen. 
Lieber Alois, wir freuen uns auf eine schöne Kaffeetafel mit Dir und 
Deinen Genossen, wenn Du für 80 Jahre Mitgliedschaft in der IG Metall 
feierlich geehrt wirst! 

DKP Bezirk Land Bremen 
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1914-2014 
Das Antikriegsheft 


Der erste Weltkrieg und die Gegen¬ 
wart aus marxistischer Sicht Hans 
Hautmann* Neue europäische Geo- 
strategie - Anmerkungen zu Münkler 
und Clark Klaus Wagener* Bürgerliche 
Parteien im Ersten Weltkrieg Ludwig 
Elm* Die Sozialdemokratie auf dem 
Weg in den Krieg und die Folgen Heinz 
Niemann* Krieg und Kriegsgegner¬ 
schaft Andrew Murray* Weltkrieg und 
(Anti)Bürgerlichkeit David Salomon*15 
Jahre NATO-Agression gegen Jugo¬ 
slawien Interview mit Zivadin Jovanovic*Die 
dschihadistische Internationale Wer¬ 
ner Ruf* Pazifisches Jahrhundert? Er¬ 
hard Crome*Eine europäische Platt¬ 
form für Frieden von DKP, NCPN, 
KPL und PVDA*„So sei verflucht der 
Krieg“ - Politische Dichtung Thomas 
Metscher*Zwei Strategien der Ostex¬ 
pansion Bernd Müller* Die Krim gehört 
wieder zu Russland Willi Gerns* Stiftung 
„SED-Diktatur“ rügt abweichendes 
Geschichtsbild Ludwig Elm*Vor den 
Wahlen zum EU-Parlament Andreas Wehr 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201 -23 67 57 



Entschleun igutig: 

Ruhe & Natur satt Im Müriis- 
ffatwELalpaik. 2 Fe Wo je 2-3 Peru. 
geiujAhrig m JCratscbuiig-GrafisLn . 
Havd & Havelseen, Boot & Rad. 
Isfb: www.trtnoeEa.de 
[AB] 


Toskana, nah am Meer 

biz-ltof.d: 

Ökotiof im Olivenhain, 
weit er Blick. Stille; 
große helle Zimmer, 
vielt gute Bücher. 

Haus oder Häuschen: 
Kinderparadie$. 
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Anzeigen bitte immer an: 
info@unsere-zeit.de senden 


Unsere Genossin 

Inge Kosel 

- geboren am 4. Juni 1934 - 
wird 80 Jahre alt. 

In Inges Leben gibt es zwei feste Bezugssysteme: dat is Düsseldorf 
und das ist die kommunistische Partei. 

Nach der Mädchenrealschule hat sie seit 1952 als Buchhalterin - 
dat war noch ohne Compjuter - in der Ackerstraße 144 gearbeitet: 
Hier war das Zentrum von KPD, Druckerei und Verlag vom „Freien 
Volk“. 1954 trat sie in die KPD ein. Schon zwei Jahre später schlug 
die Adenauer-Justiz mit dem KPD-Verbot vom 17. August 1956 zu: 
Polizei besetzte Haus und Hof, beschlagnahmte die Druckerei. Inges 
Mann ging zwei Jahre in den Knast. Inge verlor den Arbeitsplatz für 
immer, nicht aber ihre kommunistische Gesinnung. Es folgten zwölf 
Jahre der Illegalität durch die Adenauer-Justiz. Nach der Neukonsti¬ 
tuierung der DKP am 25. September 1968 war Inge eines der ersten 
Mitglieder in Düsseldorf. 

Sie war zur Feier der Oktober-Revolution auf dem Roten Platz in 
Moskau und wohl bei jedem UZ-Fest dabei. Ihre Gesundheit ist an¬ 
geschlagen. Aber „Wischlingen“ ist fest gebucht! 

Wir gratulieren herzlich und wünschen weiterhin alles Gute! 

DKP Kreis Düsseldorf 



Das T-Shirt zum 
UZ - Pressefest 2014 


Knallroter Aufdruck 
auf hellgrauem Shirt 


Grössen: 

M, L, XL und XXL 


Jetzt bestellen! 

10,- € inkl. Porto 


CommPress Verlag GmbH 


Hoffnungstraße 18 . 45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de Tel: 0201 17788923 





Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 
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UZ-Dokumentation 


Imperialistischer Krieg cd er 
Zusammenstoß von Schlafwandlern? 

Daniel ßratanovic 

Die Spaltung der 

internationalen Arbeiterbewegung 

Hans-Peler Brennen DKP 

Beginn und Ende von Kriegen 

Aloyse Bisdorff, KPL. 

Der Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt 

Uli Brockmeyer, KPL 

Das kapitalistische System 
kann ohne den Krieg nicht leben 

Willi Hoffmeister, DKP 
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Gegen die 

imperialistischen 

Kriege 


£ £? 


Zur Entwicklung der Friedensbewegung 

Bert De Beider. PVDA/PTB 


Erhältlich bei: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnung straße 1B 
45127 Essen 


TeL; 0201-177 889-23 
Fax: 0201 177 689-28 
I nfo@u n sere -zeit. d e 



Gisela May zum 90. Geburtstag: 

Es wechseln die Zeiten. Eine Hommage 


Dienstag, 10. Juni - 19.30 / Kino BABYLON, Rosa-Luxemburg- 
Straße 30 / U Rosa-Luxemburg-Platz, Berlin 

Mitwirkende: Gina Pietsch/Uwe Streibel, Stefanie Wüst/Andreas Alten¬ 
hof und Studierende der Hochschule für Film und Fernsehen „Konrad 
Wolf“ Potsdam-Babelsberg 

Lieder. Worte. Filmsequenzen. Moderation: Jürgen Schebera. 

Veranstaltet von der Ernst Busch-Gesellschaft e.V., der Internationalen 
Hanns Eisler Gesellschaft (IHEG) e.V. und dem Kino BABYLON. 

Karten 15,00 Euro/ermäßigt 10,00 Euro (Schüler, Studenten, Arbeits¬ 
lose, Rentner) an allen Vorverkaufsstellen und im Vorverkauf des 
BABYLON 
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In Mihi; 

Härt£-U£ürg Müller 
HauplstraBe 1 
57392 SchmallEnberg- 
GrofttfciH 
Hoch sauerland 

Tel.: B297.M7M-D 
Fä*.; B2973-973D97 
Restaurant: 

Uienslag Ruholap 


Hausprüspekt 

imFureiern 


In unmittelbarer Nahe des Klosters Grafschaft Ikgf unser 
Gaslhol.WievcK Jahrhunderten sorgi auch heute der W rt 
persönlich liir das Wohl der Gäste. 

Komfoftauie Zimmer und Räumliche teil, rjgies- Es^n, 
gepflegte Getränke. AMe Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon. Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hoieihtirgitfi beimdgn sich yrt, Solarium, Nicht* 
rauchaizimmer und Kimin, Kintterspi-slraum, Salalbcille-i, 
Frühstücksttitlet. Auen Senioren-PortiDnen. 
Übcrnachlung; Friihslück 30.- bis 53,- C p.P. 

HF 15,50 € p.P. * YB. ZZ, Cp.F. 

Kostenlos Gus-uikt Bafintohrdi im SauerlancJ. 

Auch Kinderermäßigung7 Nebensaüsonpreise. 

Bei 2i Tagen Aufanlhalt im Jahr 10% TrewrabatL 


mail@ga$tho1-he imes.de * www.gastfiDl-fieimes.de 
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”*■ Peperoni—Freizeiten 2014 
Pfingstcamp 7.—10. Juni 
Ferienlager 2 r —tb. August 
www, rqtepeperoni, de 


Bücher v. Emil Carlebach gesucht 

- gebraucht zum Verkauf für die 
Geburtstags-Erinnerungsfeier (100 
Jahre) in Frankfurt am 13.7.2014. 

Bitte melden bei o. schicken an: 
Gerhard Fisch, Cronstettenstr. 3, 
60322 Frankfurt. 

(Tel.069 174260 oder 

E-Mail: gfisch@t-online.de) 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km von Danzig) 

komf. FZ mit Bad, WC, TV, 
Parkplatz - Ü/F15 Euro 

Tel/Fax: 004859 8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 
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Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 

500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 

Imkerei Trauth 02241/973111 

camatra@web.de 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Leserbriefe / Pressefest / Termine / Impressum 


Faktencheck 

Betr.: „Kein Fußball den Faschisten 
UZ vom 8. Mai 2014, S. 16 

(...) Das (...) beschriebene Transpa¬ 
rent ist kein Transparent, sondern ein 
farbechtes Wandtatoo, das im Rahmen 
von „Verschönerungsarbeiten“ von 
aktiven Fans mit ausdrücklicher Billi¬ 
gung der Vereinsführung erstellt wurde. 
Auch hängt es dort nicht schon jahre¬ 
lang, sondern erst seit Mitte letzten Jah¬ 
res. Und schon gar nicht an der Haupt¬ 
tribüne, sondern es befindet sich an der 
Gegengerade, die bekanntlich erst 2013 
fertiggestellt wurde. 

Natürlich gab es keine Abstimmung 
zwischen Verein und dem DFB hin¬ 
sichtlich der teilweisen Abhängung der 
antifaschistischen Losung - vielmehr 
hat das Präsidium in scharfer Form ge¬ 
gen das eigenmächtige Vorgehen der 
Fußballmafia in einem Offenen Brief 
protestiert und sich eindeutig positi¬ 
oniert. Auch hat sich die Hamburger 
Boulevardpresse des Vorgangs umge¬ 
hend angenommen und in das allge¬ 
meine Verwunderungs- und Empö¬ 
rungshorn gestoßen ... 

Mit etwas mehr Mühe hätte man das 
alles auf der offiziellen Homepage des 
Vereins - oder wem das zu offiziös ist - 
im St. Pauli-Fanforum oder in etlichen 
Blogs derzeitig oder ehemals aktiver 


St. Pauli-Profis - nachlesen können, 
oder man hätte einfach Hamburger 
Genossinnen und Genossen befragen 
können, die in und um den Verein seit 
Jahrzehnten aktiv sind - Chance ver¬ 
tan! 

Der inhaltlichen Zielrichtung deines 
Artikels ist allerdings nichts hinzuzu¬ 
fügen - das Vorgehen des DFB und 
auch dessen zaghafte „Entschuldigung“ 
bei Fans und Verein ist halt typisch für 
Vertreter eines rein profitorientierten 
Sportbetriebes! 

Michael Krause, Hamburg 

Wie war das damals in 
Jugoslawien? 

Betr.: Konflikt in der Ukraine 

Die Nato (North Atlantik Terror Orga¬ 
nisation), die EU mit Frau Merkel an 
der Spitze und natürlich auch die Kie- 
wer Machthaber verkünden gebets¬ 
mühlenartig, dass die ukrainischen Mi¬ 
litäraktionen nur den Zweck verfolgen, 
die Einheit der Ukraine zu erhalten 
und die „Separatisten“ zu bekämpfen. 
Die Sicherheit der russischsprachigen 
Ukrainer spielt dabei keine Rolle. 
Doch wie war das damals in Jugoslawi¬ 
en? Mit Hilfe von Nato und EU wur¬ 
den die kroatischen, bosnischen und 
mazedonischen Separatisten bei der 
Zerschlagung der Einheit Jugoslawi¬ 


ens massiv unterstützt. Die Stellung 
Serbiens und ihre Hauptstadt Belgrad 
wurden niedergebombt, der jugoslawi¬ 
sche Staat zerschlagen und Nato-hörige 
Vasallenstaaten errichtet. Jüngst wurde 
sogar der Kosovo von Serbien - entge¬ 
gen aller Vereinbarungen - abgetrennt. 
(...) Was lehrt uns das? Nato und EU 
entscheiden nach ihrer Interessenlage 
darüber, wer ein guter oder böser Se¬ 
paratist ist (...). Sie bedienen sich da¬ 
bei unglaublicher Lügen und geben 
vor, Menschenrechte zu schützen, was 
natürlich für die russischen Ukrainer 
nicht gilt. Der Nato und EU geht es 
doch nur um Einflussgebiete, Militär¬ 
basen, Rohstoffquellen und Absatz¬ 
märkte. 

Schlimm, dass unsere Kanzlerin da voll 
mitmacht und gehorsam die Nato-Lü- 
gen nachbetet. 

Wie sagt doch der Volksmund: „Lügen 
haben kurze Beine, Angela Merkel, 
zeig uns Deine.“ 

H. Fischer, Erfurt 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Mit dem Bus zum UZ-Pressefest! 


Von Berlin: 

Bus 1: 

Abfahrt Samstag, 28. Juni 2014,5.00 
Uhr von Berlin, Bahnhof Zoo (Bus¬ 
bahnhof) 

Rückfahrt Sonntag, 29. Juni 2014, 
15.00 Uhr von Dortmund, Revierpark 
Wischlingen, 

Parkplatz 

Preis Hin- u. Rückfahrt: 30,00 
Euro/40,00 Euro 


Bus 2 

(Kleinbus bis zu 7 Plätze): 

Abfahrt Freitag, 27. Juni 2014,7.00 Uhr 
von Berlin, Franz-Mehring-Platz 1 
Rückfahrt Sonntag, 29. Juni 2014, 
zwischen 15.00 und 16.00 Uhr von 
Dortmund, Revierpark Wischlingen, 
Parkplatz 

Preis Hin- und Rückfahrt: 50,00 Euro 


Bitte möglichst umgehend anmelden 
per E-Mail: info@dkp-berlin.info 
oder direkt im DKP Parteibüro: 
Franz-Mehring-Platz 1,10243 Berlin 

Bezahlung bitte auf das Konto: 

DKP Berlin 

Kto.Nr.: 004 341 31 37 

BLZ: 100 500 00 

Berliner Sparkasse 

Stichwort: Fahrt Dortmund UZ-Pres- 

sefest 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★31. MAI 


Düsseldorf: „Die Waffen nieder in der Uk¬ 
raine! - Stoppt die NATO!“ Kundgebung des 
Friedensforums Düsseldorf. Vor dem Carsch- 
Haus (U-Bahn-Station Heinrich-Heine-Allee), 
11.30 Uhr. _ 

Schwerin: Lesekreis „Kommunistisches 
Manifest“ .Abschlussveranstaltung mitPat- 
rik Köbele, Vorsitzender der DKP. Veranstal¬ 
tung von DKP, SDAJ, WN-BdA und Rotfuchs 
Schwerin. Bertha-Klingberg-Haus, Max- 
Plank-Straße 9a, 13.00 Uhr. 


MO ★ 2. JUNI 


Hamburg: „Kommunistische Partei heu¬ 
te - Das Einfache, das schwer zu machen 
ist.“ Die DKP im Kampf um Frieden gegen 
Kriegseinsätze, gegen die Großkonzerne, für 
die Aufhebung des Privateigentums an Pro¬ 
duktionsmitteln. Öffentlicher Gruppenabend 
der DKP-Gruppe Langenhorn-Fuhlsbüttel, 
Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter Land¬ 
straße 41 (gegenüber U-Bahn Langenhorner 
Markt), 19.00 Uhr. 


Dl ★10. JUNI 


Osnabrück: „Euroland wird abgebrannt - 
Profiteure, Opfer, Alternativen.“ Veranstal¬ 
ter: MASCH Osnabrück und DKP Osnabrück. 
Mit Lucas Zeise. Lagerhalle Osnabrück, Ro¬ 
landsmauer 26, Raum 204,19.00 Uhr. 


DO ★ 12. JUNI 


Essen: „Für einen politisch heißen Som¬ 
mer - Solidarität mit Cuba - Freiheit für die 
MIAMI 5!“, Öffentliche Mitgliederversamm¬ 
lung der Freundschaftsgesellschaft BRD-Ku- 
ba e.V. Gaststätte Linker, Oberdorfstraße 34 
(Nähe Haltestelle Helenenstraße), 18.00 Uhr. 


FR ★ 13. JUNI 


Schweinfurt: „Gewaltlosigkeit und Klas¬ 
senkampf - Revolutionstheoretische 
Überlegungen“ .Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt-Haßberge mit Prof. Dr. habil. 
Herbert Meißner. DFG-VK Büro, Gabelsber¬ 
gerstraße 1,19.00 Uhr. 


Dl ★ 17. JUNI 


Rostock: „17. Juni 1953 - 1. Versuch zur 
Konterrevolution in der DDR“, roter Stamm¬ 
tisch der DKP Rostock. Cafe Maya, Wismar- 
sche Straße 21,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18,45127 Essen. 


Spenden für das UZ-Pressefest 

bitte auf das Pressefest-Konto der DKP: 

DKP-Parteivorstand 
Konto-Nr. 4002 4875 01 
bei der GLS Bank Bochum 
BLZ: 43060967 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: GEN0DEM1GLS 
Stichwort: UZ-Pressefest 




Außerdem gibt es die 
Möglichkeit, Freitags mit den 
Berliner Fernbussen ab 
Berlin ZOB zu fahren: 
Frühzeitig buchen (im Internet 
möglich oder direkt am ZOB 
bzw. Ostbahnhof) 


Von Bremen 

Abfahrt Samstag, 28. Juni 2014,8.00 
Uhr von Bremen ZOB 
Rückfahrt Sonntag, 29. Juni 2014, 
23.00 Uhr von Dortmund, Revierpark 
Wischlingen 

Preis Hin- und Rückfahrt: 18,00 
Euro/13.00 Euro 

Anmeldung ist unbedingt erforderlich 
bis zum 19. Juni unter Tel.-Nr. 

0421 21 62 47 oder 0421 35 22 53 


UZ-Verkauf auf dem Pressefest 

In wenigen Wochen beginnt das 18. UZ-Pressefest. Tausende Men¬ 
schen werden wir in Dortmund begrüßen können. Den Besucherinnen 
und Besuchern bieten wir ein interessantes Kultur- und Diskussions¬ 
programm - und möchten ihnen unsere Partei und die UZ im politi¬ 
schen Gespräch vorstellen. 

Daher suchen wir dringend: Helferinnen und Helfer für unsere Infor¬ 
mationsstände auf dem Pressefest, für den Verkauf der UZ und der 
Soli-Buttons. 

Bitte meldet euch, ob und in welchem zeitlichen Umfang ihr auf dem 
Pressefest das UZ-Agitationsteam unterstützen könnt. 

CommPress Verlag GmbH, 

Tel.: 0251-26 52 96 39 
verlag@unsere-zeit.de 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


k 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom 17. bis 23. Mai 


Samstag 

Im August 2013 legte der NSU-Aus¬ 
schuss des Bundestages seinen Ab¬ 
schluss-Bericht vor. Darin war nachzu¬ 
lesen, dass die drei Rechts-Terroristen 
allein gehandelt hätten und dass die Po¬ 
lizistin Kiesewetter nur ein Zufallsopfer 
gewesen sei. Dass war schon damals an 
den Haaren herbeigez(l)ogen. 

Wenn nun die damalige SPD-Ver¬ 
treterin endlich an diesen Absurditäten 
zweifelt, ist das nur ein weiterer Beweis, 
dass die Untersuchungsauschüsse genau 
das „herausfinden “ was man ihnen im 
Vorfeld auftrug. 

Sonntag 

Den kannte ich noch nicht: Was ist der 
Unterschied der Malrichtungen Impres¬ 
sionismus, Expressionismus und sozi¬ 
alistischer Realismus? Der Impressio¬ 
nist malt, was er sieht, der Expressionist 
malt, was erfühlt. Der sozialistische Re¬ 
alist malt, was er hört. 

Dienstag 

Fracking ist bekanntlich eine hochgifti¬ 
ge Angelegenheit. Um Umweltschäden 
nachweisen zu können, kann man vor 
Bohrbeginn das Grundwasser testen. So 
schrieb es vor einiger Zeit ein US-Bun- 
desstaat in ein Gesetz . 

Dagegen haben die Bohrfirmen nun 
ein Gegenmittel gefunden. Wenn nie¬ 
mand die Chemikalien kennt, die beim 
Bohren zum Einsatz kommen, kann 
auch niemand behaupten, dass Fracking 
Grundwasser verunreinigt. Im Bundes¬ 
staat North Carolina wurde dieser Ge¬ 


danke auf Druck der Ölkonzerne in ei¬ 
nen Gesetzentwurf gegossen. Jeder An¬ 
gestellte der Bohrfirmen und alle Retter 
im Falle einer Havarie sind verpflichtet, 
über die Zusammensetzung der Bohr¬ 
chemikalien strengstes Stillschweigen 
zu bewahren. Prophylaktisch gilt das 
nicht nur bei Fracking, sondern auch 
für Ölplattformen und sonstige Förder¬ 
methoden. 

Mittwoch 

Wir erinnern uns: Ende März wurden 
529, Ende April 683 Ägypter im Mas¬ 
senverfahren zum Tode verurteilt. Vor¬ 
geworfen wurden den Angeklagten 
Ausschreitungen, bei denen ein oder 
mehrere Polizisten getötet wurden. Die 
Urteilsbegründung dauerte jeweils 15 
Minuten, die Prozesse nur wenige Stun¬ 
den. Das kann man Schnelljustiz nen¬ 
nen, richtiger ist wohl der Begriff Stand¬ 
recht. 

Doch die ägyptische Justiz kann 
auch anders. Heute wird der frühere 
ägyptische Präsident Hosni Mubarak 
wegen Korruption zu drei Jahren Ge¬ 
fängnis verurteilt. Für die Tötung von 
900 Demonstranten vor seinem Sturz 
hat man ihn bereits - nein, nicht zum 
Tode - zu lebenslanger Haft verurteilt. 
Gegen die hat er allerdings Berufung 
eingelegt. Und er hat gute Anwälte - 
und Freunde nicht nur in der Justiz, aber 
auch dort. 

Um die völlige Blindheit, bekannt¬ 
lich Ausweis von Justitias Unabhängig¬ 
keit in beiden Fällen zu unterstreichen, 
könnte man an jedem von Mubaraks 


1095 Hafttagen einen der 1212 Ange¬ 
klagten erschießen lassen (außer am 
29. Februar 2016, soviel Gnade muss 
sein). Am Ende werden Mubarak und 
die übriggebliebenen 117 Delinquenten 
begnadigt und ziehen in einem natio¬ 
nalen Versöhnungszug auf den Tahrir- 
Platz. 

Entschuldigung für soviel Sarkas¬ 
mus. Zumal die Verhältnisse hierzulan¬ 
de in der Tendenz ähnlich sind, auch 
wenn keine Todesurteile verhängt wer¬ 
den. Auch hier heißt es: hie Hoeneß, da 
Hartz IV. 

Donnerstag 

Um das öffentliche Klima immer wei¬ 
ter nach Rechts, in Richtung Recht und 
Ordnung zu verschieben werden die 
Main-Stream-Medien nicht müde, Kri¬ 
minalität von Jugendlichen und Aus¬ 
ländern zu beschwören. Jede Schläge¬ 
rei kann zum muslimischen Aufstand 
hochgeschrieben werden, wenn der Ver¬ 
leger es nur will. 

Die Wahrheit sieht anders aus. In 
einer Studie über 13 Jahre haben For¬ 
scher aus Münster und Bielefeld 3 400 
Jugendliche aus Duisburg einmal im 
Jahr befragt. Der Befund: „Junge Inten¬ 
sivtäter werden nicht automatisch spä¬ 
ter Schwerkriminelle. Jugendliche Mig¬ 
ranten sind nicht häufiger gewalttätig als 
einheimische. Harte Strafen schrecken 
nicht ab. (< Ob das unsere Medien zum 
Nachdenken bringt? Vielleicht. Ob sie 
ihre Behauptungen zurücknehmen und 
anders schreiben? Sicher nicht. 

Adi Reiher 


Hinter verschlossenen Türen... 

1 0 
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... findet nun schon die fünfte Verhandlungsrunde über die „Transatlantische 
Handels- und Investitionspartnerschaft“ (TransatlanticTrade and Investment 
Partnership -TTIP) statt. Sogenannte Experten beraten ohne offizielle Beteili¬ 
gung von Politik, Medien, Gewerkschaften, Verbänden usw. Es gibt nur spärliche 
Verlautbarungen über bisherige Verhandlungsergebnisse. Bis 2015 soll das 
Abkommen unterschriftsreif sein. 

Eine vorsichtige Einschätzung stammt von Georg Polikeit nach der vierten 
Verhandlungsrunde:„Das Abkommen wird, wenn es zustande kommt, zweifel¬ 
los den US-Multis mehr Absatz- und Gewinnmöglichkeiten in Europa eröffnen 
und umgekehrt vielleicht auch den in der EU angesiedelten transnationalen 
Konzernen größere Profitaussichten auf dem USA-Markt eröffnen. Auf jeden 
Fall aber hätte es eine enorme Verschärfung des Konkurrenzkampfs zwischen 
den Großkonzernen beider Seiten zur Folge, was mit ziemlicher Sicherheit 
zu einer Bedrohung für dabei auf der Strecke bleibende Arbeitsplätze führen 
würde. Deshalb ist die Verhinderung dieses Abkommens nicht nur eine Frage für 
Verbraucher-, Umwelt- und Datenschützer, sondern auch für die Gewerkschaf¬ 
ten. Da nicht nur die Regierungschefs der EU, sondern auch das EU-Parlament 
dem TTIP-Abkommen zustimmen muss, sind Möglichkeiten gegeben, es zu Fall 
zu bringen, wenn eine Mehrheit im EU-Parlament durch außerparlamentarische 
Aktionen dazu gebracht werden kann, ihm nicht zuzustimmen. 

Der Kampf um TTIP ist noch nicht entschieden, sondern er geht auf die Zielge¬ 
rade. Noch ist zu wenigen klar, wie tief eine falsche Entscheidung in ihr Leben 
eingreifen wird. 


Wann ist ein Tor ein Tor? 

Von Klaus Huhn 


D ie Debatte währt schon ewig und 
wenn ich auch viele Fachleute 
befragte, konnte mir niemand 
eine verbindliche Antwort geben. Es 
geht - einmal mehr - um die Frage, 
wann ein Tor im Fußball ein Tor ist. 

Mancher Leser wird jetzt die Frage 
stellen, ob ich je im Leben einen Ball 
mit dem Fuß getreten habe, aber den 
würde ich fragen, wie es dazu kam, dass 
man in der Leichtathletik schon seit 
Jahrzehnten auf Zielrichter verzichten 
könnte, weil die Zielkameras zur Not 
Tausendstel Sekunden ausweisen - und 
im Fußball wird immer mal wieder hef¬ 
tig diskutiert, ob man nicht endlich bei¬ 
spielsweise Torkameras einführen will. 

Natürlich kann sich kein Viertliga- 
Verein eine solche Anlage leisten, aber 
wenn der DFB wüsste, was sich an Wo¬ 
chenenden auf Dörfern so zuträgt, wür¬ 
de er auf dieses Argument verzichten. 
Der Gipfel, den ich unlängst erlebte, 
war bei einem solchen Fünftliga-Spiel. 
Die Schiedsrichter waren bei der An¬ 
fahrt verunglückt, mussten sogar ins 
Krankenhaus. Das Spiel ausfallen las¬ 
sen? Die beiden Kapitäne brauchten 
nicht länger als zehn Minuten, um sich 
zu einigen: Wir spielen ohne Schieds¬ 
richter! Bei Streitfällen konferierten 
die beiden Kapitäne, einigten sich und 
die Partie wurde fortgesetzt. 

Natürlich wird dieses Thema seit 
Jahr und Tag diskutiert - aber es tut 
sich nichts! Ich habe mir mal das „Han¬ 
delsblatt“ vom 27. Juli 2011 rausgesucht 
und las dort: „Rio de Janeiro (SID) - 
Die Torkamera könnte bei der Fußball- 
WM 2014 in Brasilien ihre Premiere auf 
der ganz großen Fußball-Bühne feiern. 
Der International Board, das oberste 
Regelgremium des Weltfußballs, wird 
auf seiner nächsten Sitzung im März 
2012 über einen Einsatz der Torkame¬ 
ra entscheiden. Dies bestätigte Joseph 
S. Blatter, Präsident des Fußball-Welt- 
verbandes FIFA, in Rio de Janeiro, wo 
am Samstag die Qualifikationsgruppen 
für die WM 2014 ausgelost werden. 

Bei einem positiven Entscheid 
könnte die Technologie bei der WM- 
Endrunde in drei Jahren zum Einsatz 
kommen. Laut Blatter stünde es dann 
auch den nationalen Verbänden und 
Ligen frei, die Torlinien durch eine Ka¬ 



in Würselen und nicht in irgendeiner 
Großstadt. Mit dem Ärger über den 
Referee im Bauch marschierte er am 
Morgen danach zu seinem Chefent¬ 
wickler und fragte, ob ihre Kontroll- 
systeme auch für den Fußball taugen 
könnten. ,Der hat kurz überlegt, mal 
am Kaffee getrunken und gesagt: ,Das 
müsste gehen’. Der Fußball-Weltver¬ 
band FIFA hatte da die elektrische 
Torüberwachung eigentlich schon ab¬ 
gehakt. Präsident Joseph Blatter wollte 
sie damals nicht.“ 

Hier hake ich mich mal ein: „Woll¬ 
te nicht?“ Und weil der nicht will, wird 
man noch Jahre streiten, ob es ein Tor 
war oder nicht? Auf welchem Stern le¬ 
ben wir? 

Weiter der Report aus Würselen: 
„Erste Tests mit einem Chip im Ball 
verliefen mäßig. Das kleine, hochmo¬ 
tivierte Team in Würselen legte trotz¬ 
dem los (...) Bei der FIFA drehte sich 
die Stimmung.“ 

Welch Glück für die Fußballwelt! 
Hallo Blatter: Ein paar Stühle mehr auf 
die Ehrentribüne, denn wer weiß, ob 
sich auch seine Fußballwelt vielleicht 
ohne Würselen nie gedreht hätte? 


mera überwachen zu lassen. Nach der 
EM im kommenden Jahr würde es zu¬ 
dem eine Entscheidung zum weiteren 
Einsatz der beiden Torrichter geben. 
Die zusätzlichen Schiedsrichter-Assis¬ 
tenten waren erstmals im September 
2009 in der Europa League auf inter¬ 
nationalem Niveau getestet worden. 
Blatter versprach zudem, die Umstel¬ 
lung auf Profi-Schiedsrichter voranzu¬ 
treiben.“ 

Ich wiederhole: Diese Tatsache wur¬ 
de der Öffentlichkeit vor über tausend 
Tagen mitgeteilt - getan hat sich hier¬ 
zulande im Grunde gar nichts. 

Pardon, ein wenig hat sich schon ge¬ 
tan. Obwohl die UZ keine kostenlose 
Werbung betreibt - außer für kommu¬ 
nistische Ideale - zerrte ich noch das 
„Handelsblatt“ hervor, welches am 
19. Februar 2013 einen dpa- Bericht 
einer Elke Silberer abgedruckt hatte: 
„Ein Würselener Unternehmen wollte 
eigentlich nur testen, was bei der Tor¬ 
linientechnik geht. Jetzt schreibt Goal- 
Control beim Confederations Cup in 
Brasilien Fußballgeschichte. Das ist 


schon keck: Ein kleines, unbekanntes 
Unternehmen aus der deutschen Pro¬ 
vinz sticht die Großen aus. GoalControl 
aus Würselen machte bei der FIFA das 
Rennen und führt beim Confederations 
Cup (15. bis 30. Juni) die Torlinientech¬ 
nik ein. 

Wenn im legendären Maracana von 
Rio de Janeiro und den fünf weiteren 
Arenen alles klappt, ist GoalControl 
auch bei der WM im kommenden Som¬ 
mer dabei. Wie konnte das passieren? 
Geschäftsführer Dirk Broichhausen 
fragt sich auch heute manchmal noch, 
ob er das nicht alles nur träumt. 

Alles begann mit seinem Ärger vor 
vier Jahren, als ein Schiedsrichter mit 
einer Fehlentscheidung ein Tor nicht 
gab. Fußball, der gehört für Broich¬ 
hausen einfach zum Leben. Der On¬ 
kel war Profi bei Alemannia Aachen, 
er selbst spielte in der Kreisliga, seine 
beiden Jungs kicken. Die Alemannia, 
das ist sein Verein, auch jetzt noch nach 
dem Absturz in die Regionalliga. Hei¬ 
matverbunden nennt man das wohl, 
und auch deshalb steht seine Firma 


Der rote Kanal 


Der Fall Oradour ; D 2014 

Der Fall Oradour - in Frankreich ein 
nationales Trauma, in Deutschland 
kaum bekannt. Es ist das größte Mas¬ 
saker, das im Zweiten Weltkrieg von 
der SS in einem kleinen Dorf des Li¬ 
mousin an der französischen Zivilbe¬ 
völkerung verübt wurde. Am 10. Juni 
1944, vier Tage nach der Landung der 
Alliierten, ermordeten Soldaten der 
SS-Division „Das Reich“, schon auf 
dem Rückzug, 642 Bewohner des 
Dörfchens Oradour-sur-Glane auf 
barbarische Weise. Kinder, Frauen, 
Männer, ganze Schulklassen wurden 
erschossen und verbrannt. Nur sechs 
Menschen überlebten. 

Die Dokumentation geht der Fra¬ 
ge nach, wieso so lange keine Straf¬ 
verfolgung zustande kam, befragt 
die beiden letzten Überlebenden 
des Massakers, Robert Hebras und 
Marcel Darthout, und verfolgt, war¬ 
um das Massaker von Oradour nun 


ans Licht der aktuellen juristischen 
Agenda gelangt. Den entscheiden¬ 
den Anstoß dazu lieferten einige 
spektakuläre Funde in den Akten 
der Stasi. 

Mo., 2.6., 23.30-0.15 Uhr, ard 

Gefährliche Geheimnisse , D 2014 

In diesen Wochen verhandeln die 
USA und die EU hinter verschlosse¬ 
nen Türen über ein transatlantisches 
Freihandelsabkommen, das 2015 in 
Kraft treten soll. Die Geheimver¬ 
handlungen bedrohen massiv die 
Rechte der Bürger in Europa. Das 
geplante Regelwerk ist in erster Li¬ 
nie ein Angriff auf den Verbraucher¬ 
schutz auch in Deutschland. Nicht 
Parlamentarier, sondern Fachbeam¬ 
te und Konzernberater sitzen bei den 
Verhandlungen exklusiv am Tisch. 
Eine Teilhabe demokratisch legiti¬ 
mierter Akteure ist nicht vorgesehen. 
Mi., 4.6., 21.00-21.45 Uhr, phoenix 











